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Thiiringer Verordnung
tiber Aussonderungspriiffristen bei polizeilicher Datenspeicherung
(Thuringer Polizeiaussonderungspriiffristenverordnung -ThiirPolAPriiffristVO-)
Vom 23. Juli 2021

Aufgrund des § 40 Abs. 7 des Polizeiaufgabengesetzes
(PAG) vom 4. Juni 1992 (GVBI. S. 199), zuletzt gedndert
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 6. Juni 2018 (GVBI.
S. 229), verordnet das Ministerium fir Inneres und Kom-
munales:

§1

Regelungsgegenstand und Grundsétze

(1) Diese Verordnung regelt fiir die Polizeibehérden des
Landes die Fristen, zu denen spéatestens zu prifen ist, ob
die Speicherung personenbezogener Daten fir die Auf-
gabenerfiillung noch erforderlich ist (Aussonderungspriif-
fristen).

(2) Von den Aussonderungspriiffristen in dieser Verord-
nung kann auf Grund besonderer Umsténde des Einzel-
falls abgewichen werden, wenn dies nach dem Zweck
der Speicherung sowie der Art und Bedeutung des Sach-
verhalts erforderlich sein sollte, jedoch nicht Gber die in
§ 40 Abs. 5 PAG festgesetzten Hochstfristen hinaus.

(3) Die maldgeblichen Griinde fiir die Aufrechterhaltung
der Speicherung personenbezogener Daten sind akten-
kundig zu machen.

§2
Aussonderungsprtiiffristen bei Datenspeicherung
nach § 40 Abs. 2 PAG

(1) Fur personenbezogene Daten der in § 40 Abs. 2 PAG
bezeichneten Personen zum Zwecke der Gefahrenabwehr
nach § 2 Abs. 1 PAG betragt die Aussonderungspriiffrist bei
1. Erwachsenen und Jugendlichen finf Jahre sowie

2. Kindern zwei Jahre.

(2) Abweichend von Absatz 1 Nr. 1 betragt die Aussonde-

rungspruffrist bei Erwachsenen zehn Jahre bei

1. Verbrechen sowie

2. Vergehen, die in § 100a Abs. 2 oder § 100b Abs. 2 der
Strafprozessordnung genannt sind.

(3) In Fallen von geringer Bedeutung verkirzt sich die Aus-
sonderungspriffrist bei

1. Erwachsenen und Jugendlichen auf drei Jahre sowie
2. Kindern auf ein Jahr.

Falle von geringer Bedeutung im Sinne des Satzes 1 sind

regelmaRig:

1. Hausfriedensbruch (§ 123 des Strafgesetzbuches
-StGB-),

2. Missbrauch von Notrufen und Beeintrachtigung von

Unfallverhiitungs- und Nothilfemitteln (§ 145 StGB),

3. Verletzung der Unterhaltspflicht (§ 170 StGB),

4. Beleidigung (§ 185 StGB), tible Nachrede (§ 186 StGB),
Verleumdung (§ 187 StGB), Verunglimpfung des An-
denkens Verstorbener (§ 189 StGB),

5. Verletzung des Briefgeheimnisses (§ 202 StGB),

6. vorsatzliche Korperverletzung (§ 223 StGB) in leichten
und mittelschweren Fallen,

7. fahrlassige Korperverletzung (§ 229 StGB) in leichten
und mittelschweren Fallen,

8. Notigung (§ 240 StGB),

9. Bedrohung (§ 241 StGB) in leichten und mittelschwe-
ren Fallen,

10. Diebstahl (§ 242 StGB) und Unterschlagung (§ 246
StGB) bis zu einem Wert von 500 Euro,

11. unbefugter Gebrauch eines Fahrzeugs (§ 248b StGB),

12. Entziehung elektrischer Energie (§ 248c StGB),

13. Tank- und Zechbetrug (§ 263 StGB),

14. Erschleichen von Leistungen (§ 265a StGB),

15. Vorenthalten und Veruntreuen von Arbeitsentgelt
(§ 266a StGB),

16. Urkundenfalschung (§ 267 StGB) und Betrug (§ 263
StGB) im Zusammenhang mit Kraftfahrzeug-Delikten,

17. Fischwilderei (§ 293 StGB) und Jagdwilderei (§ 292
StGB),

18. Sachbeschadigung (§ 303 StGB) bis zu einem Wert von

500 Euro, aufRer in politisch motivierten Fallen, sowie
19. Steuerhinterziehung (§ 370 der Abgabenordnung) bis
zu einem Wert von 500 Euro.
Keine Falle von geringer Bedeutung sind insbesonde-
re Straftaten, die mittels einer Waffe oder eines anderen
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gefahrlichen Werkzeugs, gewerbs-, gewohnheits-, seri-
en-, bandenmaRig oder sonst organisiert begangen wor-
den sind.

(4) Wird bei der Prufung festgestellt, dass eine weitere
Speicherung erforderlich ist, erfolgt die erneute Priifung
nach nochmaligem Ablauf der jeweiligen Frist.

§3
Aussonderungspriiffristen bei Datenspeicherung
nach § 40 Abs. 3 PAG

(1) Fir personenbezogene Daten der in § 40 Abs. 3 PAG
bezeichneten Personen betragt die Aussonderungspruf-
frist ohne Zustimmung der betroffenen Person ein Jahr.

(2) Fur personenbezogene Daten der in § 40 Abs. 3 PAG
bezeichneten Personen betragt die Aussonderungspriffrist
mit Zustimmung der betroffenen Person bei

1. Erwachsenen finf Jahre,

2. Jugendlichen drei Jahre sowie

3. Kindern zwei Jahre.

(3) Wird bei der Prufung festgestellt, dass eine weitere
Speicherung erforderlich ist, ist die Speicherung fur je-
weils ein weiteres Jahr zulassig, wenn die Voraussetzun-
gen nach § 40 Abs. 3 PAG weiterhin vorliegen.

§4

Aussonderungsprtiiffristen bei Vermissten

(1) Fur personenbezogene Daten von Vermissten betragt
die Aussonderungspruffrist in

1. unaufgeklarten Fallen dreilig Jahre,

2. aufgeklarten Fallen finf Jahre.

(2) Wird bei der Prifung festgestellt, dass eine weitere
Speicherung erforderlich ist, betragt die neue Aussonde-
rungspruffrist in

1. unaufgeklarten Fallen funf Jahre sowie

2. aufgeklarten Fallen ein Jahr.

§5

Weitere Aussonderungspriiffristen

(1) Fir personenbezogene Daten, die im Rahmen der Ge-
fahrenabwehr gespeichert werden, betragt die Aussonde-
rungspruffrist zwei Jahre.

(2) Fir personenbezogene Daten, die zur zeitlich befriste-
ten Dokumentation gespeichert werden, betragt die Aus-
sonderungspriffrist sechs Monate.

(3) Fiir personenbezogene Daten Verstorbener betragt die
Aussonderungspriffrist zwei Jahre.

(4) Fur die personenbezogenen Daten von Personen, die

zur Personenfahndung ausgeschrieben oder zur verdeck-

ten Registrierung gespeichert werden, betragt die Ausson-

derungsprffrist

1. drei Jahre nach Artikel 44 Abs. 2 Satz 1 des Beschlus-
ses 2007/533/JI des Rates vom 12. Juni 2007 lber die
Einrichtung, den Betrieb und die Nutzung des Schen-

gener Informationssystems der zweiten Generation
(SIS 1) (ABI. L 205 vom 7.8.2007, S. 63) in der jeweils
geltenden Fassung oder

2. ein Jahr nach Artikel 44 Abs. 2 Satz 2 in Verbindung
mit Artikel 36 des Beschlusses 2007/533/JI

jeweils in Verbindung mit Artikel 1 des SIS-1l-Gesetzes vom

6.Juni 2009 (BGBI. | S. 1226).

(5) Wird bei der Prufung festgestellt, dass eine weitere
Speicherung erforderlich ist, erfolgt die erneute Priifung
nach nochmaligem Ablauf der jeweiligen Fristen.

§6

Fristberechnung
(1) Die Fristberechnung erfolgt nach § 40 Abs. 6 PAG.

(2) Sind die personenbezogenen Daten zugleich im Kri-
minalaktennachweis des Bundeskriminalamtes gespei-
chert, richtet sich der Beginn der Aussonderungspruffrist
nach dem letzten Ereignis, das die Speicherung in dieser
Datei begrindet hat.

§7
Gleichstellungsbestimmung

Status- und Funktionsbezeichnungen in dieser Verordnung
gelten jeweils fiir alle Geschlechter.

§8

Inkrafttreten, AuRerkrafttreten

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkiindung
in Kraft.

(2) Gleichzeitig mit dem Inkrafttreten nach Absatz 1 tritt
die Thiringer Verordnung Uber Priffristen bei vollzugspo-
lizeilicher Datenspeicherung vom 26. Februar 2000 (GVBI.
S. 91) auler Kraft.

Erfurt, den 23. Juli 2021

Der Minister fir Inneres und Kommunales

Georg Maier
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Dritte Verordnung
zur Anderung der Verordnung zur Ausfiihrung des Thiiringer Jagdgesetzes
Vom 10. August 2021

Aufgrund des § 11 Abs. 3 Satz 3 und Abs. 7 Satz 2, des
§ 12 Abs. 1 Satz 4, des § 13 Abs. 1 Satz 5 und Abs. 4, des
§ 15Abs. 2 Satz 3, des § 27 Abs. 1 Satz 2, des § 29 Abs. 6,
des § 32 Abs. 7 Nr. 1 bis 3, 5 und 6, des § 34 Abs. 3, des
§ 37 Abs. 7 Satz 3, des § 43 Abs. 3 Satz 2 und des § 49
des Thiringer Jagdgesetzes (ThJG) in der Fassung vom
28. Juni 2006 (GVBI. S. 313), zuletzt geandert durch Arti-
kel 2 des Gesetzes vom 16. Oktober 2019 (GVBI. S. 435),
verordnet das Ministerium fir Infrastruktur und Landwirt-
schaft, hinsichtlich des § 9 im Einvernehmen mit dem Fi-
nanzministerium und hinsichtlich des § 10 und der §§ 26
bis 30 im Einvernehmen mit dem Ministerium fiir Arbeit,
Soziales, Gesundheit, Frauen und Familie:

Artikel 1
Die Verordnung zur Ausfihrung des Thiringer Jagdge-
setzes vom 7. April 2006 (GVBI. S. 245), zuletzt gedndert
durch Artikel 80 des Gesetzes vom 18. Dezember 2018
(GVBI. S. 731), wird wie folgt gedndert:
1. § 2 Abs. 1 wird wie folgt gedndert:

a) In der Einleitung wird das Wort "unverandert" ge-
strichen.

b) In Nummer 1 wird der Klammerzusatz "(§ 1)" ge-
strichen.

¢) In Nummer 2 wird der Klammerzusatz "(§ 3)" ge-
strichen.

d) In Nummer 3 wird der Klammerzusatz "(§ 5)" ge-
strichen.

e) In Nummer 4 wird der Klammerzusatz "(§ 7)" ge-
strichen.

f) In Nummer 5 wird der Klammerzusatz "(§ 8)" ge-
strichen.

g) In Nummer 6 wird der Klammerzusatz "(§ 9)" ge-
strichen.

h) In Nummer 7 wird der Klammerzusatz "(§ 10)" ge-
strichen.

i) In Nummer 8 wird der Klammerzusatz "(§ 11)" ge-
strichen.

j) In Nummer 9 wird der Klammerzusatz "(§ 12)" ge-
strichen.

k) In Nummer 10 wird der Klammerzusatz "(§ 13)" ge-
strichen.

I) InNummer 11 wird der Klammerzusatz "(§ 14)" ge-
strichen.

2. § 4 wird wie folgt gedndert:

a) Absatz 2 erhélt folgende Fassung:
"(2) Jagdpachtvertrage fir Gemeinschaftsjagdbe-
zirke mussen neben den Anforderungen des Ab-
satzes 1 auch den Bestimmungen des § 11 Abs. 1
bis 5 des Bundesjagdgesetzes und der §§ 15 und
16 ThJG entsprechen."

b) Absatz 5 Satz 2 wird wie folgt geéndert:

aa) In der Einleitung wird das Wort "Hierbei" durch
die Worte "Bei der Bekanntgabe" ersetzt.

bb) Nummer 3 erhalt folgende Fassung:

"3. die vorkommenden und zu bewirtschaften-
den Wildarten,"

3. § 5 wird wie folgt geéndert:
a) In der Einleitung wird der Klammerzusatz "(Anla-
ge 3)" durch den Klammerzusatz "(Anlage 2)" er-

setzt.

b) In Nummer 1 wird der Klammerzusatz "(§ 1)" ge-
strichen.

¢) In Nummer 2 wird der Klammerzusatz "(§ 2)" ge-
strichen.

d) In Nummer 3 wird der Klammerzusatz "(§ 3)" ge-
strichen.

e) In Nummer 4 wird der Klammerzusatz "(§ 4)" ge-
strichen.

f) In Nummer 5 wird der Klammerzusatz "(§ 5)" ge-
strichen.

g) In Nummer 6 wird der Klammerzusatz "(§ 6)" ge-
strichen.

h) In Nummer 7 wird der Klammerzusatz "(§ 7)" ge-
strichen.

i) Nummer 8 erhalt folgende Fassung:
"8. Inkrafttreten der Satzung."
4. § 6 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 2 erhalt folgende Fassung:
"(2) Der raumliche Wirkungsbereich der Hegege-

meinschaften fir Niederwild wird durch Rechts-
verordnung der unteren Jagdbehérde abgegrenzt.
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Dabei dirfen sich Hoch- und Niederwildhegege-
meinschaften raumlich nicht Gberschneiden. Die
Rechtsverordnung ergeht im Benehmen mit den
Vereinigungen der Jager und, soweit der rdumliche
Wirkungsbereich der Hegegemeinschaft Eigenjagd-
bezirke der Landesforstanstalt umfasst, im Beneh-
men mit der Landesforstanstalt.”

b) InAbsatz 4 Satz 1 wird die Verweisung "§ 32 Abs. 7
Nr. 3 ThJG" durch die Verweisung "§ 32 Abs. 7 Nr. 4
ThJG" ersetzt.

. § 7 wird wie folgt geandert:
a) Die Einleitung erhalt folgende Fassung:

"Der nach § 15 Abs. 2 Satz 1 ThJG abgeschlosse-
ne Gesellschaftsvertrag richtet sich nach den Be-
stimmungen des Biirgerlichen Gesetzbuchs Uber
die Gesellschaft blrgerlichen Rechts. Er muss fol-
gende Angaben enthalten:"

b) Der bisherigen Nummer 1 wird folgende neue Num-
mer 1 vorangestellt:

"1. Namen und Wohnanschriften der Mitpachter so-
wie des Geschaftsfihrers,"

c) Die bisherige Nummer 1 wird Nummer 2 und die
Worte "und Festlegung der Teiljagdbezirke" werden
gestrichen.

d) Die bisherigen Nummern 2 bis 6 werden die Num-
mern 3 bis 7.

. Die Uberschrift des Sechsten Abschnitts erhélt folgen-
de Fassung:

"Sechster Abschnitt
Forderung des Jagdwesens,
Verwendung von kiinstlichen Lichtquellen"

. Nach der Uberschrift des Sechsten Abschnitts wird die
Angabe "Zu § 26 Abs. 4 ThJG" durch die Angabe "Zu
§ 27 Abs. 1 ThJG" ersetzt.

. § 9 erhalt folgende Fassung:

ll§ 9
Jagdabgabe

(1) Far den Dreijahresjagdschein, den Falknerdreijah-
resjagdschein und den Auslanderdreijahresjagdschein
wird die Jagdabgabe auf den zweifachen Betrag der
jeweiligen Jagdscheingebuhr festgesetzt.

(2) Fur den Jahresjagdschein, den Falknerjahresjagd-
schein und den Auslanderjahresjagdschein wird die
Jagdabgabe auf den einfachen Betrag der jeweiligen
Jagdscheingebiihr festgesetzt.

(3) Fur den Tagesjagdschein, den Falknertagesjagd-
schein, den Ausléndertagesjagdschein und den Ju-

10.

1.

12.

13.

gendjagdschein wird die Jagdabgabe auf 80 Prozent
der jeweiligen Jagdscheingebiihr festgesetzt.

(4) Wird an eine Person der Falknerjagdschein nach
§ 15 Abs. 7 des Bundesjagdgesetzes erteilt, nachdem
ein Jagdschein nach § 15 Abs. 2 oder 6 oder § 16 des
Bundesjagdgesetzes erteilt worden ist, ist diese Per-
son von der Entrichtung der Jagdabgabe fiir den Falk-
nerjagdschein befreit."

Nach § 9 wird folgende Angabe eingefiigt:
"Zu § 29 Abs. 6 ThJG"
Nach § 9 wird folgender neue § 10 eingeflgt:

ll§ 10
Verwendung kunstlicher Lichtquellen,
Nachtzielgerate

Fir die Bejagung des Schwarzwildes und fiir die Be-
jagung der jagdbaren invasiven Arten nach § 7 Abs. 2
Nr. 9 des Bundesnaturschutzgesetzes vom 29. Juli
2009 (BGBI. | S. 2542) in der jeweils geltenden Fas-
sung ist die Verwendung von kunstlichen Lichtquellen,
einschlieRlich Infrarotaufhellern und von Nachtzielge-
raten, die einen Bildwandler oder eine elektronische
Verstarkung besitzen und fir Schusswaffen bestimmt
sind, zugelassen. Waffenrechtliche Vorschriften blei-
ben hiervon unberihrt."

Nach dem neuen § 10 wird folgende Uberschrift ein-
geflgt:

"Siebter Abschnitt
Abschussplanung”

Nach der Uberschrift des Siebten Abschnitts wird die
Angabe "Zu § 32 Abs. 7 Nr. 1 und 2 ThJG" durch die An-
gabe "Zu § 32 Abs. 7 Nr. 1 bis 3 ThJG und § 13 Abs. 4
ThJG" ersetzt.

Der bisherige § 10 wird § 11 und wie folgt gedndert:
a) Die Absatze 1 und 2 erhalten folgende Fassung:

"(1) Zur Ermittlung des Vorkommens und des Be-
standes von Wildarten kénnen die Jagdbehdrden
die erforderlichen MalRnahmen treffen, insbeson-
dere fur bedrohte oder in ihrem Bestand zurlick-
gehende Wildarten, die nach den Roten Listen fiir
Thiringen als stark gefahrdet oder vom Ausster-
ben bedroht eingestuft werden, einheitliche Zahl-
termine anordnen und die Vorlage der Zahlergeb-
nisse verlangen.

(2) Die Abschussplane fiir Rot-, Dam-, Muffel- und
Rehwild sind in der Regel fur drei Jagdjahre und fur
alle Jagdbezirke des Landes jeweils unter Verwen-
dung der Formblatter nach den Mustern der Anla-
gen 3 bis 6 aufzustellen. Die Abschussplane sind
bis zum 1. Méarz des ersten der drei Jagdjahre bei
der unteren Jagdbehorde in Schriftform oder elek-
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tronischer Form anzuzeigen. Die Eigenjagdbezir-
ke der Landesforstanstalt und des Bundes sowie
die im Nationalpark Hainich liegenden Jagdbezir-
ke zeigen zum 1. Marz des ersten der drei Jagd-
jahre ihre Abschusspléne bei der obersten Jagd-
behdérde an. Den Hegegemeinschaften, zu denen
der jeweilige Jagdbezirk gehort, ist Gelegenheit
zur Stellungnahme zu geben. Ist bei der Aufstel-
lung des Abschussplans das nach § 21 Abs. 2 bis
4 des Bundesjagdgesetzes und § 32 Abs. 1 Satz 2
ThJG erforderliche Einvernehmen zwischen dem
Jagdausubungsberechtigten und dem Jagdvor-
stand des Gemeinschaftsjagdbezirks oder dem Ei-
gentimer oder NutznieRBer des Eigenjagdbezirks
nicht zu erzielen, so sind die gewinschten Ande-
rungen mit einer Begriindung auf dem einzurei-
chenden Abschussplan zu vermerken; § 32 Abs. 1
Satz 6 ThJG gilt in diesem Fall nicht. Innerhalb ei-
ner Hegegemeinschaft kbnnen mehrere Jagdbezir-
ke einen gemeinschaftlichen Abschussplan unter
Beriicksichtigung des § 32 Abs. 1 Satz 2 ThJG un-
ter Verwendung der Formblatter nach den Mustern
der Anlagen 3 bis 6 aufstellen und bei der unteren
Jagdbehorde anzeigen. Sind mehrere untere Jagd-
behdrden betroffen, ist fiir einen nach Satz 7 aufge-
stellten gemeinschaftlichen Abschussplan die unte-
re Jagdbehdrde mit dem gréten Jagdflachenanteil
zustandig. Aus dem Kreis der Jagdausubungsbe-
rechtigten der entsprechenden Jagdbezirke ist ein
Koordinator zu bestimmen, der die Streckenliste
fihrt und die Abschussplanerfillung iberwacht."

In Absatz 3 erhalt Satz 1 folgende Fassung:

"Der eingereichte Abschussplan ist unter Bertck-
sichtigung des § 32 Abs. 1 Satz 6 ThJG zu besta-
tigen, wenn er den Bestimmungen des § 21 Abs. 1
des Bundesjagdgesetzes und des § 32 Abs. 1
Satz 2 ThJG entspricht."

Absatz 4 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 werden die Worte "untere Jagdbehor-
de" durch die Worte "zustandige Jagdbehdrde"
ersetzt.

bb) Satz 2 erhalt folgende Fassung:
"Die Jagdvorstande der beteiligten Jagdge-
nossenschaften und die Inhaber der betroffe-
nen Eigenjagdbezirke sowie die Hegegemein-
schaft sind zu héren."

Absatz 5 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 2 werden nach dem Wort "Kann" die
Worte "im Falle der Festsetzung" eingefiigt und
das Wort "ausnahmsweise" gestrichen.

bb) Satz 3 erhalt folgende Fassung:

"Die unteren Jagdbehoérden melden nach An-
forderung der obersten Jagdbehorde eine Zu-

sammenfassung der Abschussplanung des
Schalenwildes getrennt nach Wildklassen."

e) InAbsatz 6 werden das Wort "unteren" und die Wor-

te "im Einzelfall" gestrichen.

14. Der bisherige § 11 wird § 12 und wie folgt gedndert:

a) Die Uberschrift erhélt folgende Fassung:

"§ 12
Abschussplanerflllung und -Uberwachung,
Streckenliste, Hegeversammlungen"

b) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 1 werden die Worte "nach Anzahl, Ge-
schlecht und den vorgegebenen Altersklassen”
gestrichen.

bb) In Satz 2 werden die Worte "geschlechts- und
altersklassenbezogene" gestrichen und die An-
gabe "20 v. H." durch die Angabe "30 Prozent"
ersetzt.

cc) Nach Satz 3 werden folgende neue Satze ein-
gefugt:

"Am Ende des Zeitraums, fiir den der Ab-
schussplan gilt, sind bei weiblichem Wild
und dessen Zuwachs Ubererfiillungen bis zu
10 Prozent zulassig. Bei Mindestabschusspla-
nen ist eine Ubererfiillung ohne weitere Vorga-
ben zulassig."

dd) Der bisherige Satz 4 wird aufgehoben.

c) Absatz 2 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe "Anlage 8" durch die
Angabe "Anlage 7 in Schriftform oder elektro-
nischer Form" ersetzt.

bb) Nach Satz 3 wird folgender neuer Satz 4 ein-
geflgt:

"Die Streckenliste nach dem Muster der Anla-
ge 7 ist jeweils fur das abgelaufene Quartal bis
spatestens eine Woche nach Quartalsende bei
der zustandigen Jagdbehdrde einzureichen.”

cc) Der bisherige Satz 4 wird zu Satz 5 und der
bisherige Satz 5 wird zu Satz 6.

dd) In Satz 5 wird das Wort "unteren" durch das
Wort "zustandigen" ersetzt.

ee) In Satz 6 wird das Wort "unteren" durch das
Wort "zustandigen" ersetzt.
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d)

f)

ff) Folgender Satz wird angefiigt:

"Parallel dazu sind dem Vorsitzenden der je-
weiligen Hegegemeinschaft die Abschuss-
zahlen flr die betreffende Wildart zuzuleiten."

Absatz 3 erhalt folgende Fassung:

"(3) Zur Mitwirkung an der Abschussplanung und

an ihrer Erfullung filhren Hegegemeinschaften jahr-

liche Hegeversammlungen durch. Dabei sollen In-
formationen, insbesondere Uber

1. die Entwicklung der Wildschadenssituation und
der Waldverjingung unter Berlcksichtigung der
Gutachten der Forstbehdrden zum Zustand der
Vegetation,

2. die Analyse des zuriickliegenden Abschuss-
geschehens sowie die korperliche Verfassung
des Wildes und die strukturelle Entwicklung der
Wildbestande,

3. die Bestandsentwicklung der nicht abschuss-
planpflichtigen Wildarten und

4. MaBnahmen zur Verbesserung der Lebensbe-
dingungen der frei lebenden Tierwelt (Arten-
und Biotopschutz)

vermittelt werden."

Absatz 4 wird wie folgt gedndert:
aa) Satz 1 erhalt folgende Fassung:

"Die Jagdausiibungsberechtigten tbermitteln
rechtzeitig im Vorfeld der Hegeversammlungen
bis zum 31. Januar eines Kalenderjahres dem
Vorsitzenden der Hegegemeinschaft die Infor-
mationen, die zur Abgabe der Empfehlung zur
Abschussplanung notwendig sind und erteilen
Auskunft Uber den Stand der Abschussplaner-
fullung des laufenden Jagdjahres."

bb) Nach Satz 1 wird folgender neue Satz einge-
fugt:

"Sie stellen den Hegegemeinschaften die zur
Durchfiihrung der 6ffentlichen Hegeversamm-
lung erforderlichen Unterlagen zur Verfiigung."

In Absatz 5 Satz 1 werden die Worte "der Abschuss-
planung zugrunde gelegten Wildbestande und" ge-
strichen.

15. Der bisherige Siebte Abschnitt wird Achter Abschnitt.

16. Nach der Uberschrift des neuen Achten Abschnitts wird
die Angabe "Zu § 32 Abs. 7 Nr. 4 sowie § 43 Abs. 3
Satz 2 und Abs. 4 Satz 3 ThJG" durch die Angabe "Zu
§ 32 Abs. 7 Nr. 5 sowie § 43 Abs. 3 Satz 2 ThJG" er-
setzt.

17. Der bisherige § 12 wird § 13 und wie folgt geandert:

a)

Dem Absatz 1 werden folgende Satze angeflgt:

"Die Feststellung der Notzeit kann von Amts wegen
fur eine bestimmte Gebietskulisse erfolgen oder auf
begriindeten Antrag des Jagdaustibungsberechtig-
ten fur den jeweiligen Jagdbezirk durch die untere
Jagdbehorde innerhalb einer Frist von fiinf Werkta-
gen bestatigt werden. AuRert sich die untere Jagd-
behdrde nicht in dieser Frist, so gilt die Notzeit als
bestatigt. Bei der Feststellung der Notzeit ist der
unteren Forstbehdrde und der Hegegemeinschaft
Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. In der
Notzeit ruht die Jagd auf samtliches Wild unabhan-
gig von der Jagdzeit. Zur Tierseuchenpravention
und Tierseuchenbekdmpfung kénnen Ausnahmen
von Satz 5 durch die oberste Jagdbehérde zuge-
lassen werden."

Absatz 2 wird aufgehoben.

Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 2 und wie folgt
geandert:

aa) Satz 1 wird aufgehoben.

bb) Im bisherigen Satz 2 wird das Wort "Bestati-
gung" durch das Wort "Feststellung" ersetzt.

18. Der bisherige § 13 wird § 14 und wie folgt geandert:

a)

Die Absatze 1 bis 3 erhalten folgende Fassung:

"(1) Die Futterung des Schalenwildes aul3erhalb
der Notzeit ist unzuldssig. Rotwild kann in den Ein-
standsgebieten in der Zeit vom 16. Januar bis ein-
schlief3lich 31. Marz auch ohne Feststellung der
Notzeit mit Zustimmung des Jagdvorstandes der
jeweiligen Jagdgenossenschaft oder des Eigen-
jagdbezirksinhabers gefuttert werden. Die Festle-
gung der Futterungsstandorte bedarf der Zustim-
mung des Grundeigentimers, des Benehmens mit
der jeweiligen Hegegemeinschaft und der Anzeige
bei der unteren Jagdbehorde.

(2) In der Notzeit und im Fall des Absatzes 1 Satz 2
ist Schalenwild tierartenspezifisch zu futtern. Als
Futtermittel durfen fur herbivores Schalenwild aus-
schlieRlich Heu, Grasanwelksilage, Eicheln, Kasta-
nien und Futterriben verwendet werden. Die Ver-
wendung von Zuckerriben ist unzulassig.

(3) Die Ablenkfitterung ist ganzjahrig zur Vermei-
dung von Schwarzwildschaden und zur Lenkung
wildlebender Gansearten zugelassen. Die Ablenk-
futterung bedarf vor ihrer Durchfiihrung der Anzeige
bei der unteren Jagdbehorde. Bei der Ablenkfiitte-
rung ist lediglich Getreide vorzulegen. Die Futter-
mittel fir Schwarzwild sind so vorzulegen, dass sie
fir sonstiges Schalenwild nicht zuganglich sind. Ab-
lenkfutterungen fur Ganse sind nur in einer Entfer-
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19.

20.

21.

22.

23.

24.

nung von 500 Metern von der am néchsten gele-
genen Waldflache zulassig."

b) Absatz 5 erhalt folgende Fassung:

"(5) Die oberste Jagdbehdrde kann Ausnahmen von
den Absatzen 1 und 2 zulassen."

Nach dem neuen § 14 wird folgende Angabe eingefiigt:
"Zu § 32 Abs. 7 Nr. 5 ThJG"
Der bisherige § 14 wird § 15 und wie folgt geadndert:

a) InAbsatz 1 wird die Verweisung "§ 32 Abs. 7 Nr. 4
ThJG" durch die Verweisung "§ 32 Abs. 7 Nr. 5
ThJG" ersetzt.

b) Absatz 2 erhalt folgende Fassung:

"(2) Kirrmaterial ist erst dann neu vorzulegen, wenn
das zuvor vorgelegte Kirrmaterial vom Wild ganz-
lich aufgenommen wurde. Fiir die Kirrung sind tech-
nische Einrichtungen zuldssig, die dazu geeignet
sind, die tagliche Kirrmenge zu begrenzen."

c) Dem Absatz 3 werden folgende Satze angeflgt:

"Es sind hochstens téglich ein Kilogramm Getreide
vorzulegen. Bei Vorlage von Druschabfallen, hei-
mischem Obst, Hackfriichten, Eicheln und Kasta-
nien ist die Vorlage von insgesamt bis zu funf Kilo-
gramm maoglich."

Der bisherige § 15 wird § 16 und die Worte "im Natio-
nalpark Hainich," werden gestrichen.

Der bisherige Achte Abschnitt wird Neunter Abschnitt.
Nach der Uberschrift des neuen Neunten Abschnitts
wird die Angabe "Zu § 32 Abs. 9 ThJG" durch die An-
gabe "Zu § 32 Abs. 7 Nr. 4 und 6 ThJG" ersetzt.

Der bisherige § 16 wird § 17 und wie folgt geadndert:

a) Die Uberschrift erhélt folgende Fassung:

"§ 17
Einschatzung der Schalenwildbestéande"

b) Absatz 1 wird wie folgt geandert:
aa) In Satz 1 werden die Worte "fiir die Hoch- und
Niederwildjagdbezirke" gestrichen und die Wor-
te "Ermittlung des jeweilig" durch die Worte
"Einschatzung des" ersetzt.

bb) Satz 2 erhalt folgende Fassung:

"Bei dieser Einschatzung ist das zurtickliegen-
de Abschussgeschehen und der Zustand der

Vegetation nach § 32 Abs. 1 Satz 3 ThJG zu
berlcksichtigen."

cc) Die Satze 3 bis 5 werden aufgehoben.

c) Absatz 2 erhalt folgende Fassung:
"(2) Die Wildbestandsentwicklung des Rot-, Dam
und Muffelwildes kann durch geeignete Monitoring-

verfahren aufgezeigt werden."

d) Absatz 3 wird aufgehoben.

. Der bisherige § 17 wird § 18 und wie folgt geéndert:

a) Absatz 1 erhalt folgende Fassung:

"(1) Der Wildzuwachs ist auf der Grundlage des ein-
geschatzten Wildbestandes und des eingeschatz-
ten Geschlechterverhaltnisses zu ermitteln.”

b) Absatz 2 Satz 1 erhélt folgende Fassung:

"Bei den herbivoren Schalenwildarten wird bei aus-
geglichenem Geschlechterverhaltnis von folgenden
Zuwachsraten bezogen auf den weiblichen Frih-
jahresbestand ausgegangen:

1. Rotwild 75 Prozent,
2. Damwild 75 Prozent,
3. Muffelwild 75 Prozent,
4. Rehwild 120 Prozent."

. Der bisherige § 18 wird § 19 und erhalt die folgende

Fassung:

"§ 19
Wildbestandsstruktur

Entsprechend den natlrlichen Wildbestandsstruktu-
ren wird das Schalenwild nach Geschlecht und Alter
wie folgt eingeteilt:
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Wildart Zuwachs Geschlecht Jugendklasse/ Mittlere Altersklasse/ | Obere Altersklasse/
Altersklasse I Altersklasse I Altersklasse |
Rotwild Kalber weiblich Schmaltiere Alttiere
mannlich 1- bis 4-jahrige 5- bis 9-jahrig 10-jahrig und alter
Hirsche
Damwild Kalber weiblich Schmaltiere Damtiere
mannlich 1- bis 3-jahrige 4- bis 6-jahrig 7-jahrig und alter
Damhirsche
Muffelwild Lammer weiblich Schmalschafe Altschafe
mannlich einjahrige Widder 2- bis 5-jahrig 6-jahrig und alter
Rehwild Kitze weiblich Schmalrehe Ricken
mannlich einjahrige Bocke 2-jahrige und altere Bocke
Schwarzwild | Frischlinge weiblich Uberlaufer 2-jahrige und altere Bachen
mannlich 2-jahrige und altere Keiler"

27. Der bisherige § 19 wird § 20 und erhélt folgende Fas-

sung:
ll§ 20
Abschussaufteilung bei Rot-, Dam-, Muffel- und
Rehwild

(1) Fur die Abschussplanung gilt folgende Abschuss-
aufteilung als Orientierung:

1. bei Rotwild
a) Kalber (beiderlei Geschlecht) 40 Prozent,
b) Schmaltiere 15 Prozent,
c) Alttiere 25 Prozent,
d) Rothirsche Klasse I 12,5 Prozent,
e) Rothirsche Klasse I 2,5 Prozent,
f) Rothirsche Klasse | 5 Prozent,
2. bei Damwild
a) Kalber (beiderlei Geschlecht) 40 Prozent,
b) Schmaltiere 10 Prozent,
c) Damtiere 25 Prozent,
d) Dambhirsche Klasse Il 15 Prozent,
e) Dambhirsche Klasse Il 7 Prozent,
f) Damhirsche Klasse | 3 Prozent,
3. bei Muffelwild
a) Lammer (beiderlei Geschlecht) 40 Prozent,
b) Schmalschafe 10 Prozent,
c) Altschafe 20 Prozent,
d) Muffelwidder Klasse I 10 Prozent,
e) Muffelwidder Klasse Il 15 Prozent,
f) Muffelwidder Klasse | 5 Prozent,
4. Dbei Rehwild
a) Kitze (beiderlei Geschlecht) 30 Prozent,
b) Schmalrehe 15 Prozent,
c) Ricken 20 Prozent,
d) Rehbdcke 35 Prozent.

Die Jagdbehdérden kénnen abweichend von Satz 1 an-
dere Abschussaufteilungen festsetzen.

(2) Zeichnet sich bei der Abschussplanerfillung beim
Rot-, Dam- oder Muffelwild eine Untererfiillung bei
mannlichem Wild ab, kann die restliche Abschuss-

28.

29.

planerfullung durch den zusatzlichen Abschuss von
weiblichem Wild sowie von Kalbern beziehungswei-
se Lammern ausgeglichen werden. Der Ausgleich der
Altersklasse | durch die Altersklasse Il ist beim Rot-,
Dam- und Muffelwild zulassig. Eine Untererfiillung bei
weiblichem Wild kann durch den Abschuss von Kélbern
beziehungsweise Lammern ausgeglichen werden."

Der bisherige § 20 wird aufgehoben.
§ 21 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 1 Satz 1 wird das Wort "Jagdpachtern”
durch das Wort "Jagdausiibungsberechtigten" er-
setzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt geandert:

aa) In Satz 1 werden die Worte "untere Jagdbehor-
de setzt" durch die Worte "zustandigen Jagd-
behdrden setzen" ersetzt und nach dem Wort
"vorkommt" und dem Komma die Worte "auf
Antrag der Eigenjagdbezirksinhaber oder der
Vorstande der Jagdgenossenschaften oder des
Jagdauslibungsberechtigten" eingefiigt.

bb) In Satz 2 wird das Wort "muss" durch das Wort
"soll" ersetzt.

cc) Folgender Satz wird angeflgt:

"Die Antragstellung auf Abschussfestsetzung
des Rot-, Dam- und Muffelwildes aufRerhalb der
Einstandsgebiete erfolgt im Zusammenhang mit
der Vorlage des Mindestdreijahresabschuss-
plans Rehwild/Antrags auf Abschussfestset-
zung von Hochwild auf3erhalb der Einstands-
gebiete (Anlage 6)."



Nr. 21 - Tag der Ausgabe: Erfurt, den 10. September 2021 403

30. § 22 erhalt folgende Fassung:

Il§ 22
Bejagung des Schwarzwildes

Die Bejagung des Schwarzwildes soll auf eine dieser
Schalenwildart entsprechende Sozialstruktur ausge-
richtet sein."

31.In § 23 Satz 1 werden die Worte "Rot-, Dam- und Muf-
felwild" durch die Worte "Rot- und Damwild" ersetzt.

32. Der bisherige Neunte Abschnitt wird Zehnter Abschnitt.

33.Nach der Uberschrift des neuen Zehnten Abschnitts
wird die Angabe "Zu § 37a Satz 4 ThJG" durch die An-
gabe "Zu § 37 Abs. 7 Satz 3 ThJG" ersetzt.

34.§ 24 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 1 werden die Verweisung "§ 1 Abs. 1
der Thiringer Jagdhundeverordnung (ThirJHVO)
vom 30. November 2013 (GVBI. S. 342) in der je-
weils geltenden Fassung" durch die Verweisung
"§ 1 Abs. 4 Nr. 3 der Thiringer Jagdhundeverord-
nung (ThirdHVO) vom 30. November 2013 (GVBI.
S. 342) in der jeweils geltenden Fassung" und der
Klammerzusatz "(Arbeit nach dem Schuss)" durch
den Klammerzusatz "(Stufe C)" ersetzt.

b) In Absatz 3 wird die Angabe "Anlage 9" durch die
Angabe "Anlage 8" ersetzt.

35.1n § 25 Satz 1 Nr. 2 wird die Angabe "Anlage 10" durch
die Angabe "Anlage 9" ersetzt.

36. Der bisherige Zehnte Abschnitt wird Elfter Abschnitt.

37.In § 26 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte "veterinar-,
fleischhygiene- oder lebensmittelrechtliche" durch die
Worte "veterinar- und lebensmittelrechtliche" ersetzt.

38. § 26 Abs. 2 wird wie folgt geandert:

a) In Satz 1 wird die Angabe "Anlage 12" durch die
Angabe "Anlage 10" ersetzt.

b) In Satz 2 wird die Angabe "Anlage 13" durch die
Angabe "Anlage 11" ersetzt.

39. § 27 Abs. 1 wird wie folgt geandert:

a) In Satz 1 werden der Klammerzusatz "(Anlage 13)"
durch den Klammerzusatz "(Anlage 11)" und das
Wort "vierfach" durch das Wort "dreifach" ersetzt.

b) In Satz 3 wird die Verweisung "§ 6 Abs. 2 der Tieri-
sche Lebensmittel-Uberwachungsverordnung vom
8. August 2007 (BGBI. I S. 1816)" durch die Verwei-
sung "§ 6 Abs. 2 der Tierische Lebensmittel-Uber-
wachungsverordnung in der Fassung vom 3. Sep-
tember 2018 (BGBI. | S. 1358, 1844)" ersetzt.

c) Satz 5 wird aufgehoben.
d) Der bisherige Satz 6 wird zu Satz 5.
40. § 28 erhalt folgende Fassung:

"g 28
Ausgabe und Nachweis
der Wildmarken und der Wildursprungsscheine

(1) Die Ausgabe der Wildmarken und der Wildur-
sprungsscheine erfolgt durch die unteren Jagdbe-
hérden an die Jagdausubungsberechtigten der Ei-
genjagdbezirke und Gemeinschaftsjagdbezirke in
ausreichender Anzahl. Fur die Nummerierung der Wild-
marken gibt die oberste Jagdbehdérde den Landkrei-
sen, den kreisfreien Stadten, der Landesforstanstalt,
den Bundesforstbetrieben sowie der Nationalparkver-
waltung Hainich einen Nummernrahmen vor. Die Be-
schaffung der Wildmarken und der Wildursprungsschei-
ne erfolgt durch die Landkreise, die kreisfreien Stadte,
die Landesforstanstalt, die Bundesforstbetriebe und die
Nationalparkverwaltung Hainich eigenstandig.

(2) Nicht verbrauchte Wildmarken werden in das fol-
gende Jagdjahr Ubertragen. Die Nummern in Verlust
geratener Wildmarken sind vom Jagdausiibungsbe-
rechtigten zu erfassen. Auf Verlangen sind diese den
Jagdbehoérden anzuzeigen."

41.§ 29 Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gedndert:

a) Die Angabe "Anlage 14" wird durch die Angabe "An-
lage 12 in Schriftform oder elektronischer Form" er-
setzt.

b) Nach dem Wort "Jagdbezirk" werden ein Komma
und die Worte "der Name sowie die Anschrift des
Jagdausiibungsberechtigten” eingefiigt.

c) Die Worte "der Abnehmer" werden durch die Wor-
te "der Name sowie die Anschrift des Abnehmers"
ersetzt.

42.1n § 29 Abs. 1 Satz 2 wird das Wort "Fleischhygiene-
rechtliche" durch die Worte "Lebensmittelrechtliche und
fleischhygienerechtliche" ersetzt.

43. Der bisherige Elfte Abschnitt wird Zwolfter Abschnitt.

44.Nach der Uberschrift des neuen Zwélften Abschnitts
wird die Angabe "Zu § 51 Satz 5 ThJG" durch die An-
gabe "Zu § 51 Satz 4 ThJG" ersetzt.

45. Der bisherige Zwolfte Abschnitt wird Dreizehnter Ab-
schnitt.

46. Nach der Uberschrift des neuen Dreizehnten Abschnitts
wird die Angabe "Zu § 56 Abs. 1 Nr. 10 ThJG" durch
die Angabe "Zu § 56 Abs. 1 Nr. 9 ThJG" ersetzt.
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47.§ 32 wird wie folgt gedndert:

a) In der Einleitung wird die Verweisung "§ 56 Abs. 1
Nr. 10 ThJG" durch die Verweisung "§ 56 Abs. 1
Nr. 9 ThJG" ersetzt.

Inhalt

W W DN U DD U DD DD LD LD LD LD LD LD LD L

Nummer 1 erhalt folgende Fassung:

u1-

entgegen § 8 Abs. 3 Pflege- und Aufzuchtanla-
gen ohne Genehmigung der unteren Jagdbe-
horde errichtet, erweitert oder betreibt,"

Nach Nummer 1 werden folgende neue Nummern
2 bis 9 eingefigt:

"2. als Jagdausubungsberechtigter entgegen § 13

3.

O©oOoO~NOOOPWN -

Abs. 1 Satz 5 die Jagd in der Notzeit austibt,
entgegen § 14 Abs. 1 Schalenwild aul3erhalb
der Notzeit oder in den Rotwildeinstandsgebie-
ten Rotwild vor dem 16. Januar oder nach dem
31. Marz flttert,

entgegen § 14 Abs. 2 Satz 2 herbivores Scha-
lenwild mit anderen Futtermitteln als mit Heu,
Grasanwelksilage, Futterriiben, Kastanien oder
Eicheln flttert,

entgegen § 14 Abs. 3 Ablenkfltterungen vor In-
betriebnahme der unteren Jagdbehdérde nicht
anzeigt oder das Futtermittel fir andere Scha-
lenwildarten nicht unzuganglich vorlegt,

9)

6. entgegen § 15 Abs. 2 technische Hilfsmittel ver-
wendet, die die tagliche Kirrmenge nicht begren-
zen,

7. gegen die Bestimmungen des § 15 Abs. 3 bis 5
verstoft,

8. dem Verbot nach § 16 zuwiderhandelt,

9. gegen die Bestimmungen des § 23 verstoft,"

Die bisherigen Nummern 2 bis 8 werden die Num-
mern 10 bis 16.

Die bisherige Nummer 9 wird aufgehoben.

Die bisherige Nummer 10 wird Nummer 17 und er-
halt folgende Fassung:

"17.entgegen § 28 Abs. 2 Satz 3 die Nummern in
Verlust geratener Wildmarken der Jagdbehérde
auf Verlangen nicht unverziiglich anzeigt,"

Die bisherigen Nummer 11 bis 16 werden die Num-
mern 18 bis 23.

48. Die Inhaltstibersicht wird den vorstehenden Anderun-

gen angepasst.

49. Anlage 1 erhalt folgende Fassung:

"Anlage 1
(zu § 2 Abs. 1)

Mustersatzung fiir Jagdgenossenschaften

Name und Sitz der Jagdgenossenschaft
Gemeinschaftlicher Jagdbezirk

Mitglieder der Jagdgenossenschaft

Aufgaben der Jagdgenossenschaft

Organe der Jagdgenossenschaft

Versammlung der Jagdgenossen

Durchfiihrung der Versammlung der Jagdgenossen

Beschlussfassung der Versammlung der Jagdgenossen, Wahl

Jagdvorstand

Sitzungen des Jagdvorstands
Jagdvorsteher

Kassenfihrer

Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen

Kassenverwaltung, Geschéfts- und Wirtschaftsfiihrung

Bekanntmachungen der Jagdgenossenschaft
Ubergangs- und Schlussbestimmungen

§1

Name und Sitz der Jagdgenossenschaft

(1) Die Jagdgenossenschaft des gemeinschaftlichen Jagdbezirks
schaft des o6ffentlichen Rechts nach § 11 Abs. 1 des Thiringer Jagdgesetzes (ThJG). Sie fihrt den Namen "Jagdge-

nossenschaft

(2) Aufsichtsbehdrde ist die zustandige untere Jagdbehorde.

" und hat ihren Sitz in

ist eine Korper-
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§2

Gemeinschaftlicher Jagdbezirk

(1) Der gemeinschaftliche Jagdbezirk umfasst nach § 8 des Bundesjagdgesetzes, mit Ausnahme der Eigenjagdbezir-

ke, alle bejagbaren Grundflachen

» der Stadt/Gemeinde

» der abgesonderten Gemarkung

* gemal dem von der unteren Jagdbehdrde genehmigten Teilungsbeschluss der Jagdgenossenschaft

» der Gemarkung(en)

» der Stadt/Gemeinde zuziglich der angegliederten und abzuglich der
abgetrennten bejagbaren Grundflachen.

(2) Der gemeinschaftliche Jagdbezirk wird durch die in der Anlage enthaltene Lagekarte und Grenzbeschreibung be-
schrieben.

§3

Mitglieder der Jagdgenossenschaft

(1) Mitglieder der Jagdgenossenschaft (Jagdgenossen) sind die Eigentiimer der bejagbaren Grundflachen, die den ge-
meinschaftlichen Jagdbezirk bilden. Eigentimer von Grundflachen des gemeinschaftlichen Jagdbezirks, auf denen die
Jagd nicht ausgelibt werden darf, gehdren nach § 9 Abs. 1 Satz 2 des Bundesjagdgesetzes der Jagdgenossenschaft
nicht an.

(2) Die Jagdgenossenschaft fiihrt ein Jagdkataster, in dem alle Eigentiimer der zum gemeinschaftlichen Jagdbezirk
gehdrenden Grundflachen und die Gré3e der Grundflachen ausgewiesen werden. Zu diesem Zweck haben die Jagd-
genossen vor Ausiibung ihrer Mitgliedschaftsrechte dem Jagdvorstand alle zur Anlegung dieses Verzeichnisses erfor-
derlichen Unterlagen, insbesondere Grundbuchauszilige, unaufgefordert vorzulegen. Das Jagdkataster ist fortzuftih-
ren. Durch Eigentumswechsel eingetretene Veranderungen hat der Erwerber dem Jagdvorsteher nachzuweisen. Das
Jagdkataster liegt fur die Jagdgenossen und deren schriftlich bevollméachtigte Vertreter fur ihren Grundbesitz zur Ein-
sicht bei dem Jagdvorstand offen.

(3) Die GroRe der bejagbaren Flache ist zum 1. April eines jeden Jahres festzustellen, getrennt nach Wald-, Feld- und
Wasserflachen.

§4

Aufgaben der Jagdgenossenschaft

(1) Die Jagdgenossenschaft verwaltet unter eigener Verantwortung nach den Grundsatzen der Wirtschaftlichkeit alle
Angelegenheiten, die sich aus dem Jagdrecht der ihr angehdrenden Jagdgenossen ergeben. Sie hat insbesondere die
Aufgabe, das ihr zustehende Jagdausiibungsrecht im Interesse der Jagdgenossen zu nutzen und fiir die Lebensgrund-
lagen des Wildes in angemessenem Umfang und im Rahmen ihrer Leistungsfahigkeit zu sorgen.

(2) Inr obliegt nach Mafigabe des § 29 Abs. 1 des Bundesjagdgesetzes der Ersatz des Wildschadens, der an den zum
gemeinschaftlichen Jagdbezirk gehérenden Grundstiicken entsteht. Die Jagdgenossenschaft kann uber den Jagdpacht-
vertrag die Erstattung des Wildschadens dem Jagdpéachter ganz oder teilweise ubertragen.

§5

Organe der Jagdgenossenschaft

Die Organe der Jagdgenossenschaft sind:
1. die Versammlung der Jagdgenossen,
2. der Jagdvorstand und

3. der Jagdvorsteher.

§6

Versammlung der Jagdgenossen

(1) Die Versammlung der Jagdgenossen beschlieRt die Satzung und deren Anderungen. Sie wahlt
1. den Jagdvorstand (Jagdvorsteher, dessen Stellvertreter und mindestens zwei Besitzer),

2. einen Schriftfihrer,

3. einen Kassenflhrer und

4. zwei Kassenprifer.
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(2) Die Versammlung der Jagdgenossen beschlief3t weiterhin Gber

einen Haushaltsplan, falls erforderlich,

die Entlastung des Jagdvorstands,

die Abrundung, Zusammenlegung und Teilung des Gemeinschaftsjagdbezirks,
den Erwerb oder die Anpachtung von Grundflachen fiir MaRnahmen der Jagdbezirksgestaltung oder Asungsver-
besserung,

5. die Art der Jagdnutzung des gemeinschaftlichen Jagdbezirks,

6. die Art der Verpachtung und die Pachtbedingungen,

7. die Erteilung des Zuschlags bei der Jagdverpachtung,

8

9

hON =

. die Anderung und Verlédngerung laufender Jagdpachtvertrége,
. die Zustimmung zur Weiterverpachtung des gemeinschaftlichen Jagdbezirks und zur Erteilung von Jagderlaubnis-
scheinen auf Dauer,
10. die Verwendung des Reinertrags der Jagdnutzung und den Zeitpunkt seiner Ausschittung,
11. die Anstellung eines Berufsjagers oder bestatigten Jagdaufsehers,
12. die Erhebung von Umlagen zum Ausgleich des Haushaltsplans,
13. die Zustimmung zu Dringlichkeitsentscheidungen des Jagdvorstands nach § 9 Abs. 8 Satz 2,
14. die Festsetzung von Aufwandsentschadigungen fir den Jagdvorstand und den Jagdvorsteher und
15. den Widerruf nach § 9 Abs. 10.
Die Versammlung der Jagdgenossen darf Entscheidungen nach Satz 1 nicht auf den Jagdvorstand ubertragen.

(3) Die Versammlung der Jagdgenossen kann den Jagdvorstand ermachtigen, die Fuhrung der Kassengeschéfte durch
offentlich-rechtlichen Vertrag der Stadt-/Gemeindekasse von zu Ubertragen. Mit dem Wirk-
samwerden des Vertrags entfallt die Wahl des Kassenfiihrers.

§7

Durchfiihrung der Versammlung der Jagdgenossen

(1) Die Versammlung der Jagdgenossen ist vom Jagdvorsteher mindestens einmal im Geschaftsjahr (§ 14 Abs. 2) ein-
zuberufen. Der Jagdvorsteher muss die Versammlung der Jagdgenossen auch einberufen, wenn mindestens ein Vier-
tel der stimmberechtigten Jagdgenossen oder der Jagdvorstand die Einberufung bei ihm schriftlich unter Angabe der
auf die Tagesordnung zu setzenden Angelegenheiten beantragt oder wenn die zustandige untere Jagdbehdérde dies im
Wege der Aufsicht verlangt.

(2) Die Versammlung der Jagdgenossen soll am Sitz der Jagdgenossenschaft stattfinden. Sie ist nicht 6ffentlich, aus-
genommen die Versammlung zur Versteigerung der Jagd oder zur Offnung der Gebote bei éffentlicher Ausbietung. Der
Jagdvorsteher kann einzelnen Personen die Anwesenheit gestatten. Der zustédndigen unteren Jagdbehdrde ist die An-
wesenheit jederzeit gestattet.

(3) Die Einladung zur Versammlung der Jagdgenossen ergeht durch ortsibliche Bekanntmachung (§ 15). Sie muss min-
destens zwei Wochen vorher erfolgen und Angaben tber den Ort und den Zeitpunkt der Versammlung sowie die Tages-
ordnung enthalten. Zeitgleich ist die Einladung der zustandigen unteren Jagdbehdrde zuzuleiten. Denjenigen Jagdge-
nossen, die eine elektronische Bekanntmachung der Einladung zur Versammlung unter Nennung ihres elektronischen
Postfachs beim Jagdvorstand beantragt haben, ist die Einladung elektronisch zu tGbermitteln.

(4) Antrage zur Erweiterung der Tagesordnung kann jeder Jagdgenosse bis zum Beginn der Versammlung der Jagd-
genossen beim Jagdvorsteher einreichen.

(5) Den Vorsitz in der Versammlung der Jagdgenossen fiihrt der Jagdvorsteher. Fiir die Abwicklung bestimmter Ange-
legenheiten, insbesondere zur Leitung einer Offentlichen Versteigerung, kann ein anderer Versammlungsleiter durch
den Jagdvorsteher bestellt werden.

(6) Unter dem Tagesordnungspunkt "Sonstiges" kénnen Beschliisse nach § 6 nicht gefasst werden.

§8

Beschlussfassung der Versammlung der Jagdgenossen, Wahl

(1) Beschliisse der Versammlung der Jagdgenossen bedirfen nach § 9 Abs. 3 des Bundesjagdgesetzes sowohl der
Mehrheit der anwesenden und vertretenen Jagdgenossen als auch der Mehrheit der bei der Beschlussfassung vertre-
tenen Grundflache. Stimmenthaltungen werden bei der Berechnung mitgezahlt und gelten als Neinstimmen. Miteigen-
timer oder Gesamthandseigentimer eines zum gemeinschaftlichen Jagdbezirk gehérenden Grundstiicks haben zu-
sammen nur eine Stimme und kénnen das Stimmrecht nur einheitlich austiben. Der abstimmende Miteigentiimer oder
Gesamthandseigentiimer gilt als Vertreter der anderen Mitberechtigten.
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(2) Beschllsse nach § 6 Abs. 2 Satz 1 Nr. 7 bis 9 sind auf Verlangen eines Mitglieds schriftlich unter Verwendung von
Stimmzetteln zu fassen. Das Gleiche gilt fiir sonstige Beschlisse, wenn ihr Zustandekommen nicht einwandfrei festge-
stellt werden kann. Der Jagdvorstand hat die Unterlagen der schriftlichen Abstimmungen mindestens ein Jahr lang, im
Fall der Beanstandung oder Anfechtung des Beschlusses fir die Dauer des Verfahrens, aufzubewahren.

(3) Bei der Beschlussfassung der Jagdgenossenschaft kann sich jeder Jagdgenosse durch folgende volljahrige bevoll-
machtigte Personen vertreten lassen: seinen Ehegatten, einen Verwandten in gerader Linie oder dessen Ehegatten,
eine in seinem Dienst beschéftigte Person oder durch einen derselben Jagdgenossenschaft angehérenden Jagdge-
nossen. Fur die Erteilung der Vollmacht fur die in Satz 1 genannten Personen ist die schriftliche Form erforderlich, so-
fern nicht bereits eine gesetzliche oder organschaftliche Vertretungsvollmacht besteht. Ein bevollméachtigter Vertreter
darf héchstens drei Jagdgenossen vertreten. Fir juristische Personen handeln ihre verfassungsmafig berufenen Or-
gane oder deren Beauftragte.

(4) Uber den wesentlichen Verlauf und die Beschliisse der Versammlung der Jagdgenossen ist eine Niederschrift zu
fertigen. Aus ihr muss insbesondere hervorgehen, wie viele Jagdgenossen anwesend oder vertreten waren und welche
Grundflache von ihnen vertreten wurde, ferner der Wortlaut der gefassten Beschlisse unter Angabe der Mehrheiten
nach Stimmzahl und Flache, mit der sie gefasst wurden. Die Niederschrift ist vom Jagdvorsteher und vom Schriftfiihrer
zu unterzeichnen. Die zustandige untere Jagdbehdrde ist innerhalb eines Monats tber die Beschliisse der Versamm-
lung der Jagdgenossen zu unterrichten.

(5) Die Absatze 1, 3 und 4 gelten auch fiir die von der Versammlung der Jagdgenossen durchzufiihrenden Wahlen (§ 6
Abs. 1 Satz 2) entsprechend mit der Maltigabe, dass die Mehrheit der anwesenden und vertretenen Jagdgenossen ent-
scheidet. Wahlen nach § 6 Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 sind auf Verlangen eines Mitgliedes schriftlich unter Verwendung von
Stimmzetteln durchzufiihren.

§9

Jagdvorstand

(1) Der Jagdvorstand besteht aus dem Jagdvorsteher, seinem Stellvertreter und mindestens zwei Beisitzern. Die Bei-
sitzer kénnen auch die Funktion des Schriftfihrers und des Kassenfiihrers tbernehmen.

(2) Wahlbar fur den Jagdvorstand ist jeder Jagdgenosse oder, in Ausnahmefallen, dessen Ehegatte oder ein Verwand-
ter in gerader Linie oder dessen Ehegatte, der volljahrig und geschéaftsfahig ist. Ist eine Personengemeinschaft oder
eine juristische Person Mitglied der Jagdgenossenschaft, so sind auch deren Vertreter wahibar.

(3) Der Jagdvorstand wird fir eine Amtszeit von finf Geschaftsjahren (§ 14 Abs. 2) gewahlt. Die Amtszeit beginnt mit
dem auf die Wahl folgenden Geschéftsjahr, es sei denn, dass zum Zeitpunkt der Wahl kein gewahlter Jagdvorstand
vorhanden ist; in diesem Fall beginnt sie mit der Wahl und verlangert sich um die Zeit von der Wahl bis zum Beginn des
nachsten Geschaftsjahres. Die Amtszeit verlangert sich bis zur Wahl eines neuen Jagdvorstands um hdchstens drei Mo-
nate, sofern innerhalb der letzten drei Monate vor dem Ende der satzungsmaRigen Amtszeit mindestens eine Versamm-
lung der Jagdgenossen stattgefunden hat und es in dieser nicht zur Wahl eines neuen Jagdvorstands gekommen ist.

(4) Der Schriftfihrer und der Kassenfuhrer werden fur die gleiche Amtszeit wie der Jagdvorstand gewahlt; Absatz 3
Satz 2 und 3 findet entsprechende Anwendung.

(5) Endet die Amtszeit eines Mitglieds des Jagdvorstands vorzeitig durch Tod, Rucktritt, Verlust der Wahlbarkeit oder
durch Widerruf der Bestellung, so ist fir den Rest der Amtszeit innerhalb angemessener Frist, spatestens in der nachs-
ten Versammlung der Jagdgenossen, eine Ersatzwahl vorzunehmen. In gleicher Weise ist zu verfahren, wenn ein an-
derer Funktionstrager vorzeitig ausscheidet.

(6) Der Jagdvorstand fasst den Beschluss tber den Abschussplanvorschlag, den der Jagdbezirksinhaber zur Herstel-
lung des Einvernehmens nach § 32 Abs. 1 ThJG vorgelegt hat. Er befasst sich auRerdem mit der Empfehlung der He-
gegemeinschaft oder des Vorsitzenden der Hegegemeinschaft zur Abschussplanung (§ 13 Abs. 2 ThJG). Die Versamm-
lung der Jagdgenossen kann dem Jagdvorstand unter Beachtung des § 6 Abs. 2 Satz 2 weitere Aufgaben bertragen.

(7) Ein Mitglied des Jagdvorstands darf bei Angelegenheiten der Jagdgenossenschaft nicht beratend oder entschei-
dend mitwirken, wenn die Entscheidung ihm selbst oder einem Angehérigen oder einer von ihm kraft Gesetzes oder
Vollmacht vertretenen Person einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil bringen kann.

(8) In Angelegenheiten, die an sich der Beschlussfassung durch die Versammlung der Jagdgenossen unterliegen, ent-
scheidet der Jagdvorstand, falls die Erledigung keinen Aufschub duldet. In diesen Fallen hat der Jagdvorstand unver-
zuglich die Zustimmung der Versammlung der Jagdgenossen einzuholen. Diese kann die Dringlichkeitsentscheidung
aufheben, soweit nicht schon Rechte Dritter entstanden sind.
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(9) Die Mitglieder des Jagdvorstands und die sonstigen Berufenen sind ehrenamtlich tatig.

(10) Die Versammlung der Jagdgenossen kann die Bestellung des Jagdvorstands, eines Mitglieds des Jagdvorstands
oder anderer Funktionstrager in begriindeten Fallen jederzeit widerrufen. Nach dem Widerruf kann unmittelbar eine Er-
satzwahl erfolgen. Erfolgt eine unmittelbare Ersatzwahl nicht, ist nach Absatz 5 zu verfahren. Hinsichtlich der Beschluss-
fassung findet § 8 Absatz 5 Anwendung.

§10
Sitzungen des Jagdvorstands

(1) Der Jagdvorstand tritt auf Einladung des Jagdvorstehers nach Bedarf zusammen. Er muss einberufen werden, wenn
ein Mitglied des Jagdvorstands dies unter Angaben von Griinden schriftlich beantragt.

(2) Der Jagdvorstand ist beschlussfahig, wenn mindestens drei Mitglieder anwesend sind. Er entscheidet mit der Mehr-
heit der Stimmen der anwesenden Mitglieder. Stimmenthaltung ist nicht zulassig. Bei Stimmengleichheit entscheidet
die Stimme des Jagdvorstehers.

(3) Die Sitzungen des Jagdvorstands sind nicht 6ffentlich. Der Schriftfihrer und der Kassenflhrer sollen, auch wenn
sie nicht dem Jagdvorstand angehéren, an dessen Sitzungen teilnehmen. Sie sind zu den Sitzungen einzuladen. Der
unteren Jagdbehorde ist die Anwesenheit jederzeit gestattet.

(4) Uber die Beschliisse des Jagdvorstandes ist eine Niederschrift zu fertigen und von Vorstand und Schriftfiihrer zu
unterzeichnen.

§ 11

Jagdvorsteher

(1) Der Jagdvorsteher flihrt die laufenden Geschafte der Jagdgenossenschaft, sofern diese nicht ausdriicklich dem

Jagdvorstand oder der Versammlung der Jagdgenossen zugewiesen sind. Er hat die Beschllisse der Versammlung der

Jagdgenossen vorzubereiten und durchzufiihren. Insbesondere obliegt ihm

1. die Aufstellung eines Haushaltsplans und dessen Einhaltung bei der Bewirtschaftung der Haushaltsmittel nach § 14
Abs. 1 Nr. 2, falls erforderlich,

2. die Uberwachung der Anfertigung der Jahresrechnung in Form eines Kassenberichts,

3. die Uberwachung der Schrift- und Kassenfiihrung,

4. die Aufstellung des Verteilungsplans fiir die Auszahlung des Reinertrags aus der Jagdpacht an die Jagdgenossen
und

5. die Feststellung der Héhe der Umlagen fiir die einzelnen Mitglieder.

Die Versammlung der Jagdgenossen kann diese Aufgaben dem Jagdvorstand tbertragen.

(2) Der Jagdvorsteher vertritt die Jagdgenossenschaft gerichtlich und aulRergerichtlich. Seine Vertretungsmacht ist
grundsatzlich auf die Durchfiihrung der ordnungsgeman gefassten Beschlisse der Versammlung der Jagdgenossen
und des Jagdvorstands beschrankt.

(3) Zum Zweck der Uberwachung der Kassenfiihrung nach Absatz 1 Nr. 3 hat sich der Jagdvorsteher laufend {iber den
Bestand und die Fiihrung der Kasse der Jagdgenossenschaft von dem Kassenfiihrer unterrichten zu lassen. Der Jagd-
vorsteher hat das Recht sowie die Pflicht zur nicht angekindigten Kassenprufung.

§12
Kassenfihrer

(1) Der Kassenfiihrer muss gut beleumundet und seine wirtschaftlichen Verhaltnisse miissen geordnet sein.
(2) Der Kassenfiihrer ist fir die ordnungsgemafe Fiihrung der Kasse der Jagdgenossenschaft verantwortlich.
(3) Kassenflhrer kann nicht sein, wer zur Erteilung von Kassenanordnungen befugt ist.

§13
Haushalts-, Kassen- und Rechnungswesen

(1) Die Jagdgenossenschaft stellt fiir jedes Geschaftsjahr einen Haushaltsplan auf, wenn der Umfang der Geschafts-
und Wirtschaftsfiihrung dies erfordert. Ubt die Jagdgenossenschaft die Jagd auf eigene Rechnung aus, so ist ein Haus-
haltsplan aufzustellen. Der Haushaltsplan muss ausgeglichen sein.



Nr. 21 - Tag der Ausgabe: Erfurt, den 10. September 2021 409

(2) Zum Ende des Geschaftsjahres ist eine Jahresrechnung in Form eines Kassenberichts vom Kassenfiihrer zu erstel-
len, die den Kassenprifern zur Prifung und der Versammlung der Jagdgenossen zur Entlastung des Jagdvorstands
vorzulegen ist. Fiihrt die Prifung zur Feststellung erheblicher Verstd3e gegen die Grundsatze einer geordneten Haus-
halts- und Kassenfiihrung, so soll dem Jagdvorstand die Entlastung erst erteilt werden, wenn die Mangel ordnungsge-
maR behoben sind.

(3) Die Kassenprufer werden fir die gleiche Amtszeit wie der Jagdvorstand gewahlt; § 9 Abs. 3 Satz 2 und 3 findet ent-
sprechende Anwendung. Zum Kassenprufer kann nicht gewéahlt werden, wer dem Jagdvorstand angehért oder zu einem
Mitglied des Jagdvorstands in einer Beziehung steht, welche ihm einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil bringen kann.

§ 14
Kassenverwaltung, Geschéfts- und Wirtschaftsfiihrung

(1) Fur die Kassengeschéfte gelten folgende Grundsatze:

1. Annahme- und Auszahlungsanordnungen der Jagdgenossenschaft sind vom Jagdvorsteher zu unterzeichnen. Sie
sind hinsichtlich der sachlichen und rechnerischen Richtigkeit der Angaben in den Kassenanordnungen vom Kas-
senflhrer gegenzuzeichnen.

2. Fur den Nachweis der Einnahmen und Ausgaben in zeitlicher Reihenfolge und gegebenenfalls nach der im Haus-
haltsplan vorgesehenen Ordnung wird durch den Jagdvorstand ein Kassenbuch gefiihrt, das nach Einnahmen, Aus-
gaben, Verwahrungen, Vorschiissen, Geldbestand und -anlagen zu gliedern ist. Das Kassenbuch dient zusammen
mit den entsprechenden Belegen als Rechnungslegungsbuch. Diese Unterlagen sind mindestens zehn Jahre auf-
zubewahren.

3. Der Kassenfihrer hat dafiir zu sorgen, dass Einnahmen der Jagdgenossenschaft rechtzeitig eingehen und Auszah-
lungen ordnungsgeman geleistet werden. Aufienstande sind durch ihn anzumahnen und nach fruchtlosem Ablauf
der hierbei gesetzten Zahlungsfrist dem Jagdvorsteher zur zwangsweisen Beitreibung zu melden.

4. Der Barbestand der Kasse ist moglichst gering zu halten. Entbehrliche Barbestande sind unverzuiglich auf ein Kon-
to der Jagdgenossenschaft bei einem Kreditinstitut einzuzahlen.

5. Bei Nachweis von Vorsatz oder grober Fahrlassigkeit sind Kassenfehlbetrage vom Kassenfihrer zu ersetzen; der
Ersatz ist im Kassenbuch festzuhalten. Kassenuberschiisse sind als sonstige Einnahmen zu buchen. Bis zur Auf-
klarung ist ein Kassenfehlbetrag als Vorschuss und ein Kasseniberschuss als Verwahrung auszuweisen

(2) Geschaftsjahr der Jagdgenossenschaft ist das Jagdjahr im Sinne des § 11 Abs. 4 des Bundesjagdgesetzes.

(3) Die Einnahmen der Jagdgenossenschaft sind, soweit sie nicht zur Erflllung der Aufgaben oder nach Mal3gabe des
Haushaltsplans zur Bildung von Riicklagen oder zu anderen Zwecken zu verwenden sind, an die Mitglieder auszu-
schutten. Durch den Beschluss Uber die Bildung von Ricklagen oder anderweitige Verwendung der Einnahmen wird
der Anspruch der Jagdgenossen, die dem Beschluss nicht zugestimmt haben, auf Auszahlung ihres Anteils am Rein-
ertrag der Jagdnutzung nach § 10 Abs. 3 des Bundesjagdgesetzes nicht bertihrt. Beschliefl3t die Jagdgenossenschaft,
den Reinertrag der Jagdnutzung an ihre Mitglieder auszuschiitten, so erlischt der Anspruch eines Jagdgenossen auf
Auszahlung seines Anteils am Reinertrag der Jagdnutzung, falls er nicht innerhalb von sechs Monaten nach der Fest-
stellung des Verteilungsplans schriftlich oder miindlich zu Protokoll des Jagdvorstehers mit den zur Auszahlung erfor-
derlichen Angaben geltend gemacht wird. Zur Auszahlung des Reinertrags an die Jagdgenossen haben die Jagdge-
nossen dem Vorstand eine zutreffende Bankverbindung mitzuteilen.

(4) Von den Mitgliedern der Jagdgenossenschaft dirfen Umlagen nur erhoben werden, wenn und soweit dies zum Aus-
gleich des Haushaltsplans notwendig ist.

§15
Bekanntmachungen der Jagdgenossenschaft

(1) Bekanntmachungen der Jagdgenossenschaft werden in ihrem Zusténdigkeitsbereich entsprechend der jeweiligen
Gemeindesatzung in ortsiiblicher Weise vorgenommen. Denjenigen Jagdgenossen, die eine elektronische Ubersen-
dung von Bekanntmachungen unter Angabe ihres elektronischen Postfachs beim Jagdvorstand beantragt haben, sind
die Bekanntmachungen elektronisch zu Gbermitteln.

(2) Soll eine Satzung neu beschlossen oder gedndert werden, ist diese fur die Dauer von zwei Wochen vor der beschlie-
Renden Versammlung der Jagdgenossen in den Raumlichkeiten der Gemeindeverwaltung auszulegen.
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§ 16
Ubergangs- und Schlussbestimmungen

Die Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.

Vorstehende Satzung ist in der Versammlung der Jagdgenossen vom beschlossen worden.

den

Jagdvorstand

Die vorstehende Satzung ist genehmigungsfrei. Sie ist der unteren Jagdbehdérde anzuzeigen."

50. Anlage 2 wird aufgehoben.

51. Die bisherigen Anlagen 3 bis 8 werden die Anlagen 2
bis 7 und erhalten folgende Fassung:

Inhalt

W N U WD U LD LN LD LD LD LD U

_ A

N—-QOCQO0Woo~NOCOPR,WN-

"Anlage 2
(zu §5)

Mustersatzung fiir Hegegemeinschaften

Name, Sitz, Zustandigkeit

Zweck der Hegegemeinschaft
Aufgaben

Organe der Hegegemeinschaft
Vorstand

Mitgliederversammlung

Beschlusse der Mitgliederversammlung
Zusammenarbeit mit Behorden, Vereinen und Verbanden
Finanzierung der Aufgaben
Hegeversammlung

Geschéftsjahr

Inkrafttreten

§1
Name, Sitz, Zustandigkeit

(1) Die nach § 13 Abs. 1 des Thuringer Jagdgesetzes (ThJG) gebildete Hegegemeinschaft fihrt den Namen

(Anschrift der unteren Jagdbehorde)

(4) Der raumliche Wirkungsbereich der Hegegemeinschaft entspricht dem nach § 32 Abs. 7 Nr. 4 ThJG festgesetzten
Einstandsgebiet und wird wie folgt beschrieben:

(siehe Karte als Anlage).
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(5) Die Mitglieder der Hegegemeinschaft setzen sich aus den zum Wirkungsbereich zugehérigen Jagdbezirken (siehe
Anschriftenverzeichnis der Jagdbezirksinhaber als Anlage) zusammen.

(6) Die Mitgliedschaft endet
1. durch Wegfall der Zuordnung des Jagdbezirks aus dem Bewirtschaftungsgebiet,
2. durch Tod des Jagdausuibungsberechtigten.

§2

Zweck der Hegegemeinschaft
(1) Zweck der Hochwildhegegemeinschaft ist die Koordinierung einer groRraumigen Hege und Bejagung des Hoch-
wildes in den Bewirtschaftungsgebieten nach der Thiringer Einstandsgebietsverordnung vom 2. August 2014 (GVBI.
2014, 569) in der jeweils geltenden Fassung.

(2) Zweck der Niederwildhegegemeinschaft ist Koordinierung der Hege und Bejagung von Niederwildarten in allen oder
Teilen von Jagdbezirken des Landkreises / der kreisfreien Stadt.

(3) Einbezogen sind die Wildart/en:

§3
Aufgaben

Der Hegegemeinschaft obliegen die nachstehenden Aufgaben:

1. Abstimmung und Durchfiihrung gemeinsamer HegemafRnahmen,

2. Férderung von MaRnahmen zur Verbesserung der Asungs- und Lebensbedingungen sowie zum Schutz des Wildes,

3. Forderung des Arten-, Natur- und Umweltschutzes,

4. Vorbereitung, Unterstiitzung und Abstimmung von MaRnahmen zur gemeinsamen Ermittlung des Wildbestands,

5. die Analyse des zuriickliegenden Abschussgeschehens sowie die korperliche Verfassung des Wildes und die struk-
turelle Entwicklung der Wildbestande,

6. Unterstutzung bei der Erarbeitung und Koordinierung der Abschussplanvorschlage bei den Mitgliedern und das Aus-

sprechen von Empfehlungen an die untere Jagdbehdrde,

7. Abstimmung und Unterstitzung von MafRnahmen zur Wildschadensverhltung und zum vorbeugenden Wildseu-
chenschutz,

8. Durchfiihrung einer jahrlichen gemeinsamen Hegeversammlung innerhalb der Hegegemeinschaft, unbeschadet der
Beteiligung an sonstigen Hegeversammlungen,

9. Férderung der Zusammenarbeit und Fortbildung der Mitglieder in den Bereichen des Jagdrechts, der Wildbiologie,
des Tierschutzes, der Okologie und der Wildbrethygiene.

§4

Organe der Hegegemeinschaft

Organe der Hegegemeinschaft sind
1. die Mitgliederversammlung und
2. der Vorstand.

§5

Vorstand

(1) Der Vorstand besteht aus dem Vorsitzenden, seinem Stellvertreter, einem Schatzmeister und mindestens zwei wei-
teren Mitgliedern. Die Wahl des Vorstands erfolgt fur finf Jahre.

(2) Der Vorstand verteilt Aufgabenbereiche an die Vorstandsmitglieder. Den Mitgliedern des Vorstands kénnen beson-
dere Aufgaben Ubertragen werden.

(3) Der Vorsitzende vertritt die Hegegemeinschaft gerichtlich und auf3ergerichtlich.

(4) Der Vorstand ist ehrenamtlich tatig. Der Vorstand hat die Interessen der Hegegemeinschaft zu vertreten. Er ist an

die Beschlisse der Mitgliederversammlung gebunden. Er koordiniert die in § 3 genannten Aufgaben und ist zusatzlich

verantwortlich fir

1. die Erfassung der jagdlich nutzbaren Flachen der Jagdbezirke mit dem jeweiligen Anteil an Feld-, Wald- und Was-
serflachen,
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die Erfassung jagdstatistischer Daten,

die Vorbereitung der Mitgliederversammlung,

die Ausfiihrung der Beschliisse der Mitgliederversammlung,
die Erstellung eines Haushaltsplans und

die Erstattung eines Jahresberichts.

kWb

(5) Uber alle Beschliisse des Vorstands sind Niederschriften zu fertigen.

(6) Der Vorstand tritt auf Einladung des Vorsitzenden nach Bedarf, jedoch mindestens einmal jahrlich, zusammen. Er
muss einberufen werden, wenn ein Mitglied des Vorstands dies schriftlich beantragt.

(7) Der Vorstand ist beschlussfahig, wenn die Mehrheit der Mitglieder anwesend ist. Der Vorstand entscheidet mit der
Mehrheit der Stimmen der anwesenden Mitglieder. Stimmenenthaltung ist nicht zuldssig. Bei Stimmengleichheit ent-
scheidet die Stimme des Vorsitzenden.

(8) Die Sitzungen des Vorstands sind nicht &ffentlich. Der Schriftfihrer soll, auch wenn er nicht dem Vorstand ange-
hort, an dessen Sitzungen teilnehmen. Er ist zu den Sitzungen einzuladen. Der Jagdbehorde ist die Anwesenheit je-
derzeit gestattet.

(9) Der Schriftfuhrer wird fir die gleiche Amtszeit wie der Vorstand gewahlt; Absatz 1 Satz 2 und § 6 Abs. 1 Nr. 1 fin-
den entsprechend Anwendung.

§6

Mitgliederversammlung

—

1) Der Mitgliederversammlung obliegen folgende Aufgaben:

Wahl und Entlastung des Vorstands,

Beschluss Uber das Stimmabgabeverfahren (offen oder geheim),

Beschluss Uber Hege- und Bejagungsmaflinahmen,

Beschluss Uber den Gesamtabschuss und seine Aufteilung auf die beteiligten Jagdbezirke zur Vorlage bei den zu-
standigen Jagdbehdrden,

Beschluss Uber die Satzung und Satzungsanderungen,

Beschluss iiber die Aufldsung der Hegegemeinschaft, aber nur in Verbindung mit Anderungen der Vorschriften (iber
die Einstandsgebiete,

7. Beschluss iber die Hohe der Mitgliedsbeitrage,

8. Beschluss und Kontrolle Gber die Finanzierung der Aufgaben der Hegegemeinschatft.

hPoON=

oo

(2) An der Mitgliederversammlung nicht teilnehmende Mitglieder konnen sich vertreten lassen. Eine schriftliche Voll-
macht ist hierzu notwendig.

(3) Die Vorstande der Jagdgenossenschaften, die zustédndige untere Jagdbehdrde und die zustandige untere Forst-
behorde sind zu den Mitgliederversammlungen einzuladen. Sie beraten die Mitgliederversammlung im Rahmen ihrer
Fachkenntnisse. Sie besitzen, sofern eine Mitgliedschaft nicht gegeben ist, kein Stimmrecht.

§7

Beschlisse der Mitgliederversammlung

(1) Die Mitgliederversammlung ist nach schriftlicher Einladung, welche mindestens zwei Wochen vorher erfolgen muss,
unter Mitteilung der Tagesordnung bei Anwesenheit von zwei Dritteln der Mitglieder beschlussfahig.

(2) Die Mitgliederversammlung tritt auf Einladung des Vorsitzenden nach Bedarf, jedoch mindestens einmal jahrlich, zu-
sammen. Der Vorsitzende muss die Mitgliederversammlung einladen, wenn mindestens ein Viertel der stimmberech-
tigten Mitglieder oder der Vorstand die Einladung bei ihm schriftlich unter Angabe der auf die Tagesordnung zu set-
zenden Angelegenheit beantragt oder wenn die fiir das Einstandsgebiet zustandige untere Jagdbehdrde dies verlangt.

(3) Sind weniger als zwei Drittel der Mitglieder zur Mitgliederversammlung erschienen, kann die Beschlussféahigkeit her-
gestellt werden, wenn der Vorsitzende unter Beibehaltung der Tagesordnung die Versammlung schlie3t und wieder neu
eréffnet. In diesem Fall hangt die Beschlussfahigkeit dieser Mitgliederversammlung nicht von der Anwesenheit nach Ab-
satz 1 ab. Der Vorsitzende unterrichtet die Mitglieder tUber diese Mdglichkeit in der Einladung zur Hegeversammlung.

(4) Beschlusse der Hegegemeinschaft bediirfen sowohl der Mehrheit der abgegebenen Stimmen als auch der Mehrheit
der bei der Beschlussfassung vertretenen Jagdflache. Sind von einem Jagdbezirk mehrere Stimmberechtigte anwesend,
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kénnen diese nur einheitlich abstimmen und es wird eine Stimme pro Jagdbezirk gezahlt. Beschliisse nach § 6 Abs. 1
Nr. 5 und 6 bedurfen einer Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden Mitglieder; die Satze 1 und 2 gelten entsprechend.

(5) Abstimmungen erfolgen grundséatzlich offen.

(6) Uber die Mitgliederversammlung und die Beschliisse der Mitgliederversammlung sind Niederschriften zu fertigen.
Ein Exemplar der Niederschrift erhalt binnen zwei Wochen die zustandige untere Jagdbehdrde.

§8

Zusammenarbeit mit Behorden, Vereinen und Verbanden
Im Interesse einer engen, vertrauensvollen Zusammenarbeit mit anderen Behdrden, sach- und fachkundigen Verei-
nen und Verbanden kdnnen deren Vertreter zur Mitgliederversammlung und sonstigen Veranstaltungen, in denen ihre

spezielle Fachkunde erforderlich oder ihre Zustandigkeit berihrt ist, eingeladen werden. Sie beraten die Mitgliederver-
sammlung im Rahmen ihrer Fachkenntnisse. Sie haben kein Stimmrecht.

§9

Finanzierung der Aufgaben
(1) Die Hegegemeinschaft hat zur Finanzierung ihrer Aufgaben von ihren Mitgliedern Beitrage zu erheben.

(2) Die Einnahmen der Hegegemeinschaft diirfen nur fur die Erreichung ihres Zwecks (§ 2) sowie zur Durchfiihrung ih-
rer satzungsgemafen Aufgaben verwendet werden.

§10
Hegeversammlung

Zum Abschluss eines jeden Jagdjahres ist eine Hegeversammlung durchzufiihren. Der Vorstand bestimmt die notwen-
digen Einzelheiten.

§ 11

Geschéftsjahr
Geschéftsjahr der Hegegemeinschaft ist das Jagdjahr.

§12
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Die Bekanntmachung darf erst nach der Genehmi-

gung durch die zustandige untere Jagdbehdrde erfolgen. Vorstehende Satzung ist auf der Mitgliederversammlung der
Hegegemeinschaft am

Unterschriften der Vorstandsmitglieder:

Unterschrift ........ccocovveiiiiiiieeee Siegel



Gesetz- und Verordnungsblatt fir den Freistaat Thiringen

Anlage 3
(zu § 11 Abs. 2)

Dreijahresabschussplan fiir Rotwild

Name des Jagdbezirks:
Erhebungsstand Jagdjahr
Amtliche Schlisselnummer | | |Landkreis / Gemeinde
Lfd. Nr. der Jagdbezirksliste des Landkreises / der kreisfreien Stadt 001
002
Nr. der Hegegemeinschaft 003 | T | 2) 1) [1]Hochwid-Hegegemeinschaft
. [2] sonstige Hegegemeinschaft
Name der Hegegemeinschaft 2) Iid. Nr. der Hegememeinschaft (siehe Verzeichnis der
Hegegemeinschaften)
GroRe des Jagdbezirks (Angaben im Pachtvertrag | | h;
9 (Ang 9) e I @ Erfassungsbeleg
1. befriedete Flache 005 ha erfasst
2. Waldflache 006 ha
3. Feldflache 007 ha
4. Gewasserflache 008 ha gepriift
5. Bewirtschaftungsflache Rotwild* 009 ha
*Waldflache zuziiglich 20 Prozent der (dem Wald abaziiglich der
Hirsche Klasse Bchmal| Alt- Summe Kalber Summe Rotwild
. . A 9 tiere | Hirsche und mannlich und
A. Vorjahre - Jagdjahre [T T spatten-nr. (1-10) > T [ Jinse| tiere e nnien s Sp.6+9
Sp. 5+6+7
1] 3] 4] s 6 7 8 9 10
1. bestatigter oder festgesetzter Abschuss der letzten drei Jahre 012
2. durchgefiihrter Abschuss der letzten drei Jahre 013
3. Fallwild der letzten drei Jahre 014
4. Gesamtabgang der letzten drei Jahre 015
B. eingeschitzter Wildbestand Rotwild 016 |:|
C. eingeschatztes Geschlechterverhiltnis mannlich | weiblich
|017| in Prozent
D. Planungsjahre - Jagdjahre | | Hirsche Klasse ~ pchmall Alt- | Summe Kalber Summe Rotwild
| M M Jinsg.| tiere tiere | Hirsche und mannlich und
: Tiere weiblich Sp. 8+9
Sp. 5+6+7
11 3] 4] s 6 7 8 9 10
1. Abschussvorschlag des Jagdbezirksinhabers fiir drei Jahre 018
2. Abschussempfehlung der Hegegemeinschaft beziehungsweise 019
ihres Vorsitzenden fir drei Jahre
3. bestétigter oder festgesetzter Abschuss fiir drei Jahre lo2off | | | | |

[] Jagdvorstand

[] inhaber des Eigenjagdbezirks

Name und Anschrift der Jagdgenossenschaft beziehungsweise des Inhabers des Eigenjagdbezirks

[] Dem Abschussvorschlag des Jagdbezirksinhabers wird

[] zugestimmt.

[ nicht zugestimmt und es wird beantragt, den Abschussplan wie folgt zu andern:

Ort, Datum

Unterschrift des Jagdvorstehers beziehungsweise Inhabers des Eigenjagdbezirks

Jagdbezirksinhaber

Name und Anschrift

Der Jagdbezirksinhaber legt den Abschussplan vor

Ort, Datum

Unterschrift des Jagdbezirksinhabers

untere Jagdbehorde

NI D Unter Bestdtigung
zuriickgeleitet an

Jagdbezirks-
D inhaber

O

O

Unter Festsetzung
zurlickgeleitet an

Jagdgenossenschaft bezi

weise Inhalber des Eigenjagdbezirks

ehungs- [[] Hegegemeinschaft

Begriindung (nur bei Festsetzung)

Ort, Datum

untere Jagdbehdrde

Bitte Hinweise auf der Riickseite beachten!
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Hinweise zum Ausfiillen der Zeilen 12 - 20

Zu A. Vorjahre:

Der Jagdbezirksinhaber hat fur den Zeitraum der letzten drei Jahre in Zeile 12 den bestatigten oder festge-
setzten Abschuss, in Zeile 13 den durchgefiihrten Abschuss, in Zeile 14 die bis zum 1. Februar des Antrags-
jahres bekannt gewordenen Fallwildstiicke mit Ausnahme des vor Beginn der Jagdzeit gefallenen, im ersten
Lebensjahr stehenden Jungwildes und in Zeile 15 den Gesamtabgang einzutragen. Fallwild ist alles Wild, das
durch andere Art als durch Erlegen verendet ist.

Zu B. Zeile 16 - eingeschatzter Wildbestand Rotwild:

Der eingeschatzte Wildbestand dient der Abschussbemessung. Hier ist der eingeschatzte Wildbestand des
Jagdbezirks wahrend der Jagdzeit einschliellich des Zuwachses einzutragen. Beurteilungsgrundlagen kon-
nen sein: Wildzahlungen sofern angewiesen oder freiwillig vorgenommen, Erfahrungswerte, Abschussergeb-
nisse der Vorjahre. Fur Wechselwildjagdbezirke, in welchen das Rotwild keinen Einstand hat, entfallt der Ein-
trag.

Zu C. Zeile 17 - eingeschétztes Geschlechterverhiltnis:

Hier ist das Geschlechterverhaltnis mannlich zu weiblich in Prozent einzutragen. Bei einem ausgeglichenen
Geschlechterverhaltnis betragt der Anteil des méannlichen wie auch der des weiblichen Wildes jeweils 50 Pro-
zent. In der Regel ist das Geschlechterverhaltnis zu Gunsten des weiblichen Wildes verschoben. Ziel sollte
immer die Herstellung eines moglichst engen Geschlechterverhaltnisses sein.

Zu D. Planungsjahre - Jagdjahre:

Zu Zeile 18 - Abschussvorschlag des Jagdbezirksinhabers:

Der Abschussvorschlag ist im Einvernehmen mit dem Jagdvorstand oder dem Inhaber eines verpachteten
Eigenjagdbezirks aufzustellen. Aufgabe der Hegegemeinschaft ist es, die Abschussplanvorschlage fir die ihr
angehoérenden Jagdbezirke aufeinander abzustimmen.

Zu Zeile 19 - Abschussempfehlung der Hegegemeinschaft beziehungsweise ihres Vorsitzenden:

Hier ist die Abschussempfehlung der Hegegemeinschaft oder, wenn der Jagdbezirksinhaber einer solchen
nicht angehort, des Vorsitzenden der Hegegemeinschaft, in deren raumlichen Wirkungsbereich der Jagdbe-
zirk liegt, einzutragen. Weicht die Abschussempfehlung der Hegegemeinschaft beziehungsweise ihres Vor-
sitzenden von dem einvernehmlich mit dem Jagdvorstand oder dem Inhaber des Eigenjagdbezirks aufgestell-
ten Abschussvorschlag ab, so ist vor der Einreichung des Abschussplans bei der unteren Jagdbehorde, dem
Jagdvorstand oder dem Inhaber des Eigenjagdbezirks Gelegenheit zur AuBerung (iber die Abschussempfeh-
lung zu geben.

Zu Zeile 20 - bestétigter oder festgesetzter Abschuss:

Der eingereichte Abschussplan gilt als bestatigt, wenn er bis zum 1. Mai des Antragsjahres nicht beanstandet
worden ist oder die Beanstandung bis zu diesem Zeitpunkt nicht angekiindigt worden ist. In allen Gbrigen
Fallen ist er festzusetzen.

weitere Anmerkung:

Bei den fiir drei Jahre aufgestellten Abschussplanen ist ein Drittel des Gesamtabschusses jahrlich zu erfiillen;
Abweichungen bis zu 30 Prozent im einzelnen Jagdjahr sind zuldssig, jedoch im Rahmen des Gesamtab-
schusses auszugleichen. Im letzten Glltigkeitsjahr der Abschussplanung kann weibliches Wild und Zuwachs
ohne Antrag bis zu 10 Prozent Gbererfiillt werden.
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Anlage 4
(zu § 11 Abs. 2)

Dreijahresabschussplan fiir Damwild

[] 2agdverstand

Name des Jagdbezirks:
Erhebungsstand Jagdjahr
Amtliche Schiiisselnummer | | Landkreis / Gemeinde
Lfd. Nr. der Jagdbezirksliste des Landkreises / der kreisfreien Stadt 001
002
i 1) [1] Hochwit- inschaft
Nr. der Hegegemeinsc haf 003 [ 1 [ e st
Name der Hegegemeinschart 2) ¥d Nr. dert i (siehe der
Hegegemeinschafien)
Groke des Jagdbezirks aben im Pachtvertr;
0 (Ao 20) |004" Iha Erfassungsbeleg
1. befriedete Flache 005 ha erfasst
2 Waldflache 006 ha
3. Feldflache 007 ha
4. Gewasserflache 008 ha geprift
5. Bewirtschaftungsflache Damwild* 009 ha
["WaldfiSche zuziigich 20 Prozent der (i By ) Eiche abaiigich der
Hische Klasse  pchmall At- | Summe Kélber Summe Damwild
: 5 P ; tiere | Hirsche und maénnlich und
A. Vorjahre - Jagdjahre |:|:]:|Spanen-nr. (1-10) > N RN RE e e Tiere weiblich Sp. 8+8
Sp. 54647
1 3 4 5 & 7 8 E 10
1. bestatigier oder festgesetzter Abschuss der letzten drei Jahre 012
2 durchgefiihrter Abschuss der letzten drei Jahre 013
3. Fallwild der letzten drei Jahre 014
4 Gesamtabgang der letzten drei Jahre 015
|B. eingeschatzter Wildbestand Damwild :|
C. eingeschatztes Geschlechterverhaltnis ménnlich | weiblich
| [0] ] 7| in Prozent
B. Flanungsjanre - Jagdjanre |- 1 Hische Kisse  Pchmal]l Ak | Summe Walber Summe Damwila
| m W Jinsg. | tiere tiere | Hirsche und maénnlich und
Tiere weiblich Sp. 849
Sp. 5+8+7
1 3 4 5 8 i 8 9 10
1. Abschussvorschlag des Jagdbezirksinhabers fur drei Jahre [018
2 Abschussempfehlung der Hegegemeinschaft beziehungsweise [o19
ihres Vorsitzenden fir drei Jahre
3. bestatigter oder festgesetzier Abschuss fiir drei Jahre 2ol 1 [ [ 1 1 T

[(Jirhaber des Eigerjagcbezirks

Mame und Ans chrift der senschsft bezieh

wek e des Inhabers des Eigenjagdbezirks

[:] Dem Abschussvorsciag des Jagdbezirksinhabers wird
[ zugestimmt.

[ richt zugestimmt und es wird beantragt, den Abschussplan wie folgt zu dndern:

Ort, Datum

Unterschrift des Jagdvorstehers beziehungsweise Inhsbers des Eigenjagdbezirks

Jagdbezirksinhaber

Name und Ans chrift

Der Jagdbezirks inhaber legt den Abs chuss plan vor

weise Inhaber des Eigenjagdbezirks

Ort, Datum Unterschrift des Jagdbezirks inhabers
untere Jagdbehdrde
Nr. D Unter Bestatigung D Unter FestsetzLng
zurtickgeleitet an zurtickgeleitet an
Jagdbezirks- " 5
| e D Jagdgenossenschaft beziehungs D Hegegemeinschaft

B egrindung (nur bei Festsetzung!

Ort, Datum

untere Jagdbehirde

Bitte Hinweise auf der Rickseite beachien!
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Hinweise zum Ausfiillen der Zeilen 12 — 20

Zu A. Vorjahre:

Der Jagdbezirksinhaber hat fir den Zeitraum der letzten drei Jahre in Zeile 12 den bestatigten oder festge-
setzten Abschuss, in Zeile 13 den durchgefiihrten Abschuss, in Zeile 14 die bis zum 1. Februar des Antrags-
jahres bekannt gewordenen Fallwildstlicke mit Ausnahme des vor Beginn der Jagdzeit gefallenen, im ersten
Lebensjahr stehenden Jungwildes und in Zeile 15 den Gesamtabgang einzutragen. Fallwild ist alles Wild, das
durch andere Art als durch Erlegen verendet ist.

Zu B. Zeile 16 - eingeschatzter Wildbestand Damwild:

Der eingeschéatzte Wildbestand dient der Abschussbemessung. Hier ist der eingeschatzte Wildbestand des
Jagdbezirks wahrend der Jagdzeit einschliellich des Zuwachses einzutragen. Beurteilungsgrundlagen kon-
nen sein: Wildzahlungen sofern angewiesen oder freiwillig vorgenommen, Erfahrungswerte, Abschussergeb-
nisse der Vorjahre. Fir Wechselwildjagdbezirke, in welchen das Damwild keinen Einstand hat, entfallt der
Eintrag.

Zu C. Zeile 17 - eingeschatztes Geschlechterverhiltnis

Hier ist das Geschlechterverhaltnis mannlich zu weiblich in Prozent einzutragen. Bei einem ausgeglichenen
Geschlechterverhaltnis betragt der Anteil des mannlichen wie auch der des weiblichen Wildes jeweils 50 Pro-
zent. In der Regel ist das Geschlechterverhaltnis zu Gunsten des weiblichen Wildes verschoben. Ziel sollte
immer die Herstellung eines mdglichst engen Geschlechterverhaltnisses sein.

Zu D. Planungsjahre - Jagdjahre:

Zu Zeile 18 - Abschussvorschlag des Jagdbezirksinhabers:

Der Abschussvorschlag ist im Einvernehmen mit dem Jagdvorstand oder dem Inhaber eines verpachteten
Eigenjagdbezirks aufzustellen. Aufgabe der Hegegemeinschaft ist es, die Abschussplanvorschlage fur die ihr
angehoérenden Jagdbezirke aufeinander abzustimmen.

Zu Zeile 19 - Abschussempfehlung der Hegegemeinschaft beziehungsweise ihres Vorsitzenden:

Hier ist die Abschussempfehlung der Hegegemeinschaft oder, wenn der Jagdbezirksinhaber einer solchen
nicht angehort, des Vorsitzenden der Hegegemeinschaft, in deren rdumlichen Wirkungsbereich der Jagdbe-
zirk liegt, einzutragen. Weicht die Abschussempfehlung der Hegegemeinschaft beziehungsweise ihres Vor-
sitzenden von dem einvernehmlich mit dem Jagdvorstand oder dem Inhaber des Eigenjagdbezirks aufgestell-
ten Abschussvorschlag ab, so ist vor der Einreichung des Abschussplans bei der unteren Jagdbehoérde, dem
Jagdvorstand oder dem Inhaber des Eigenjagdbezirks Gelegenheit zur AuRerung lber die Abschussempfeh-
lung zu geben.

Zu Zeile 20 - bestatigter oder festgesetzter Abschuss:

Der eingereichte Abschussplan gilt als bestatigt, wenn er bis zum 1. Mai des Antragsjahres nicht beanstandet
worden ist oder die Beanstandung bis zu diesem Zeitpunkt nicht angekindigt worden ist. In allen Ubrigen
Fallen ist er festzusetzen.

weitere Anmerkung:

Bei den fiir drei Jahre aufgestellten Abschussplanen ist ein Drittel des Gesamtabschusses jahrlich zu erfiillen;
Abweichungen bis zu 30 Prozent im einzelnen Jagdjahr sind zuldssig, jedoch im Rahmen des Gesamtab-
schusses auszugleichen. Im letzten Glltigkeitsjahr der Abschussplanung kann weibliches Wild und Zuwachs
ohne Antrag bis zu 10 Prozent tbererfiillt werden.
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Anlage 5
(zu § 11 Abs. 2)

Dreijahresabschussplan fiir Muffelwild

Name des Jagdbezirks: [ ]
Erhebungsstand Jagdjahr
Amtliche Schliisselnummer | |Landkreis / Gemeinde
Lfd. Nr. der Jagdbezirksliste des Landkreises / der kreisfreien Stadt 001
002
Nr. der Hegegemeinschaft 003 | 1 » 1) [1] Hochwild Hegegemeinschaft
[2] sonstige Hegegemeinschaft
Name der Hegegemeinschaft 2) Ifd. Nr. der Hegememeinschaft (siehe Verzeichnis der
Hegegemeinschaften)
GroRe des Jagdbezirks (Angaben im Pachtvertrag) 004 l:lha Erfassungsbeleg
1. befriedete Flache 005 ha erfasst
2. Waldflache 006 ha
3. Feldflache 007 ha
4. Gewasserflache 008 ha gepriift
5. Bewirtschaftungsflache Muffelwild* 009 ha
"Waldflache zuziiglich 20 Prozent der (dem Wald ] abziiglich der
Widder Klasse Schmal| Alt- Summe Lammer Summe Muffelwild
A. Vorjahre - Jagdjahre :I::ISpalten—nr. (1-10) -> ! [ W [insg. | schafe | M@ Wi;::;,:"d mannich und weibich Sp.8+9
Sp. 5+6+7
1] 3] 4| s 6 7 8 9 10
1. bestatigter oder festgesetzter Abschuss der letzten drei Jahre 012
2. durchgeflihrter Abschuss der letzten drei Jahre 013
3. Fallwild der letzten drei Jahre 014
4. Gesamtabgang der letzten drei Jahre 015
B. eingeschitzter Wildbestand Muffelwild 016 :l
C. eingeschatztes Geschlechterverhiltnis mannlich | weiblich
017 in Prozent
ﬁanungsjahre - Jagdjahre I I l Widder Klasse SchmaH ~ Alt- Summe Lammer Summe Muffelwild
] T i Jinsg. schafe | schafe | Widder und mannlich und Sp. 8+9
Schafe weiblich
Sp. 5+6+7
1] 3] 4| s 6 7 8 9 10
1. Abschussvorschlag des Jagdbezirksinhabers fir drei Jahre 018
2. Abschussempfehlung der Hegegemeinschaft beziehungsweise 019
ihres Vorsitzenden flir drei Jahre
3. bestétigter oder festgesetzter Abschuss fir drei Jahre [o20][ | | ] |
[] Jagdvorstand [] inhaber des Eigenjagdbezirks

Name und Anschrift der Jagdgenossenschaft beziehungsweise des Inhabers des Eigenjagdbezirks

[[] bem Abschussvorschlag des Jagdbezirksinhabers wird
|:| zugestimmt. |:| nicht zugestimmt und es wird beantragt, den Abschussplan wie folgt zu andern:

Ort, Datum Unterschrift des Jagdvorstehers beziehungsweise Inhabers des Eigenjagdbezirks

Jagdbezirksinhaber

Name und Anschrift

Der Jagdbezirksinhaber legt den Abschussplan vor

Ort, Datum Unterschrift des Jagdbezirksinhabers

untere Jagdbehorde
Nr. I:I Unter Bestatigung D Unter Festsetzung
zuriickgeleitet an zuriickgeleitet an

Jagdbezirks-
|:| g

Jagdgenossenschaft beziehungs-
inhaber O 99 9

weise Inhaber des Eigenjagdbezirks L] Hegegemeinschat

Begriindung (nur bei Festsetzung)

Ort, Datum

untere Jagdbehorde

Bitte Hinweise auf der Ruickseite beachten!
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Hinweise zum Ausfiillen der Zeilen 12 - 20

Zu A. Vorjahre:

Der Jagdbezirksinhaber hat fiir den Zeitraum der letzten drei Jahre in Zeile 12 den bestatigten oder festge-
setzten Abschuss, in Zeile 13 den durchgefliihrten Abschuss, in Zeile 14 die bis zum 1. Februar des Antrags-
jahres bekannt gewordenen Fallwildstiicke mit Ausnahme des vor Beginn der Jagdzeit gefallenen, im ersten
Lebensjahr stehenden Jungwildes und in Zeile 15 den Gesamtabgang einzutragen. Fallwild ist alles Wild, das
durch andere Art als durch Erlegen verendet ist.

Zu B. Zeile 16 - eingeschatzter Wildbestand Muffelwild:

Der eingeschatzte Wildbestand dient der Abschussbemessung. Hier ist der eingeschatzte Wildbestand des
Jagdbezirks wahrend der Jagdzeit einschliellich des Zuwachses einzutragen. Beurteilungsgrundlagen kon-
nen sein: Wildzahlungen sofern angewiesen oder freiwillig vorgenommen, Erfahrungswerte, Abschussergeb-
nisse der Vorjahre. Fir Wechselwildjagdbezirke, in welchen das Muffelwild keinen Einstand hat, entfallt der
Eintrag.

Zu C. Zeilen 17 - eingeschitztes Geschlechterverhiltnis:

Hier ist das Geschlechterverhaltnis mannlich zu weiblich in Prozent einzutragen. Bei einem ausgeglichenen
Geschlechterverhaltnis betragt der Anteil des mannlichen wie auch der des weiblichen Wildes jeweils 50 Pro-
zent. In der Regel ist das Geschlechterverhaltnis zu Gunsten des weiblichen Wildes verschoben. Ziel sollte
immer die Herstellung eines moglichst engen Geschlechterverhaltnisses sein.

Zu D. Planungsjahre - Jagdjahre:

Zu Zeile 18 - Abschussvorschlag des Jagdbezirksinhabers:

Der Abschussvorschlag ist im Einvernehmen mit dem Jagdvorstand oder dem Inhaber eines verpachteten
Eigenjagdbezirks aufzustellen. Aufgabe der Hegegemeinschaft ist es, die Abschussplanvorschlage fir die ihr
angehorenden Jagdbezirke aufeinander abzustimmen.

Zu Zeile 19 - Abschussempfehlung der Hegegemeinschaft beziehungsweise ihres Vorsitzenden:

Hier ist die Abschussempfehlung der Hegegemeinschaft oder, wenn der Jagdbezirksinhaber einer solchen
nicht angehért, des Vorsitzenden der Hegegemeinschaft, in deren rdumlichen Wirkungsbereich der Jagdbe-
zirk liegt, einzutragen. Weicht die Abschussempfehlung der Hegegemeinschaft beziehungsweise ihres Vor-
sitzenden von dem einvernehmlich mit dem Jagdvorstand oder dem Inhaber des Eigenjagdbezirks aufgestell-
ten Abschussvorschlag ab, so ist vor der Einreichung des Abschussplans bei der unteren Jagdbehérde, dem
Jagdvorstand oder dem Inhaber des Eigenjagdbezirks Gelegenheit zur AuRerung (iber die Abschussempfeh-
lung zu geben.

Zu Zeile 20 - bestétigter oder festgesetzter Abschuss:

Der eingereichte Abschussplan gilt als bestatigt, wenn er bis zum 1. Mai des Antragsjahres nicht beanstandet
worden ist oder die Beanstandung bis zu diesem Zeitpunkt nicht angekiindigt worden ist. In allen Gbrigen
Fallen ist er festzusetzen.

weitere Anmerkung:

Bei den fir drei Jahre aufgestellten Abschussplanen ist ein Drittel des Gesamtabschusses jahrlich zu erflllen;
Abweichungen bis zu 30 Prozent im einzelnen Jagdjahr sind zulassig, jedoch im Rahmen des Gesamtab-
schusses auszugleichen.
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Anlage 6
(zu § 11 Abs. 2 und § 21 Abs. 2)

Mindestdreijahresabschussplan Rehwild /
Antrag auf Abschussfestsetzung von Hochwild auBerhalb der Einstandsgebiete

Name des Jagdbezirks:
Erhebungsstand Jagdjahr
[Amtliche Schliisselnummer |Landkreis / Gemeinde
Lfd. Nr. der Jagdbezirksliste des Landkreises / der kreisfreien Stadt 001
002 |

Nr. der Hegegemeinschaft 003 J2) 1) [1] Hochwild-Hegegemeinschaft

i [2] sonstige Hegegemeinschaft
Name der Hegegemeinschaft 2) Ifd. Nr. der Hegememeinschaft (siehe Verzeichnis der

Hegegemeinschaften)

GroRe des Jagdbezirks (Angaben im Pachtvertrag) |:|ha Erfassungsbeleg

1. befriedete Flache 005 ha erfasst

2. Waldflache 006 ha

3. Feldflache 007 ha

4. Gewasserflache 008 ha geprift

5. Biotopflache Rehwild 009 ha

Rehbocke Schmalrehe Ricken Summe Kitze Summe Rehwild
- . adulte Rehe mannlich und
A. Vorjahre - Jagdjahre I:l:l:ISpalten-nr. (1-6)-> Sp. 1+2 weiblich Sp. 3+4
1 2 3 4 5 6

1. bestatigter oder festgesetzter Mindestabschuss der letzten drei Jahre 012

2. durchgefiihrter Abschuss der letzten drei Jahre 013

3. Fallwild der letzten drei Jahre 014

4. Gesamtabgang der letzten drei Jahre 015
rB. Planungsjahre - Jagdjahre I I I Rehbécke Schmalrehe Ricken Summe Kitze Summe Rehwild

adulte Rehe maénnlich und
Sp. 1+2+3 weiblich Sp. 4+5
1 2 3 4 5 6
1. Mindestabschussvorschlag des Jagdbezirksinhabers |016|
2. Mindestabschussempfehlung der Hegegemeinschaft beziehungsweise |017|
ihres Vorsitzenden

3. bestétigter oder festgesetzter Mindestabschuss fiir drei Jahre lo18]| | | | | |

C. Bejagung des Rot-, Dam- oder Muffelwildes auBerhalb |019| Hochwildarten Rotwild |

der Einstandsgebiete Damwild

Die Abschussfestsetzung von Hochwild auRerhalb der Einstandsgebiete wird beantragt 1 Muffelwild ]

[] Jagdvorstand [] 1nhaber des Eigenjagdbezirks

Name und Anschrift der Jagdgenossenschaft beziehungsweise des Inhabers des Eigenjagdbezirks

[] Dem Abschussvorschlag des Jagdbezirksinhabers wird

[[] zugestimmt. [ nicht zugestimmt und es wird beantragt, den Abschussplan wie folgt zu &ndern:
Ort, Datum Unterschrift des Jagdvorstehers beziehungsweise Inhabers des Eigenjagdbezirks

Jagdbezirksinhaber

Name und Anschrift

Der Jagdbezirksinhaber legt den Abschussplan vor

Ort, Datum Unterschrift des Jagdbezirksinhabers

untere Jagdbehorde
Nr D Unter Bestdtigung D Unter Festsetzung
zuriickgeleitet an zuriickgeleitet an

O Jagdbezirks- ] Jagdgenossenschaft beziehungs-

inhaber weise Inhaber des Eigenjagdbezirks D LedsoSesat

Begriindung (nur bei Festsetzung)

Ort, Datum

untere Jagdbehdrde

Bitte Hinweise auf der Rickseite beachten!
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Hinweise zum Ausfiillen der Zeilen 12 - 19

Zu A. Vorjahre:

Der Jagdbezirksinhaber hat flir den Zeitraum der letzten drei Jahre in Zeile 12 den bestatigten oder festge-
setzten Abschuss, in Zeile 13 den durchgeflihrten Abschuss, in Zeile 14 die bis zum 1. Februar des Antrags-
jahres bekannt gewordenen Fallwildstlicke mit Ausnahme des vor Beginn der Jagdzeit gefallenen, im ersten
Lebensjahr stehenden Jungwildes und in Zeile 15 den Gesamtabgang einzutragen. Fallwild ist alles Wild, das
durch andere Art als durch Erlegen verendet ist.

Zu B. Planungsjahre - Jagdjahre:

Zu Zeile 16 - Abschussvorschlag des Jagdbezirksinhabers:

Der Abschussvorschlag ist im Einvernehmen mit dem Jagdvorstand oder dem Inhaber eines verpachteten
Eigenjagdbezirks aufzustellen. Aufgabe der Hegegemeinschaft ist es, die Abschussplanvorschlage fir die ihr
angehorenden Jagdbezirke aufeinander abzustimmen.

Zu Zeile 17 - Abschussempfehlung der Hegegemeinschaft beziehungsweise ihres Vorsitzenden:

Hier ist die Abschussempfehlung der Hegegemeinschaft oder, wenn der Jagdbezirksinhaber einer solchen
nicht angehért, des Vorsitzenden der Hegegemeinschaft, in deren rdumlichen Wirkungsbereich der Jagdbe-
zirk liegt, einzutragen. Weicht die Abschussempfehlung der Hegegemeinschaft beziehungsweise ihres Vor-
sitzenden von dem einvernehmlich mit dem Jagdvorstand oder dem Inhaber des Eigenjagdbezirks aufgestell-
ten Abschussvorschlag ab, so ist vor der Einreichung des Abschussplans bei der unteren Jagdbehorde, dem
Jagdvorstand oder dem Inhaber des Eigenjagdbezirks Gelegenheit zur AuRerung (iber die Abschussempfeh-
lung zu geben.

Zu Zeile 18 - bestétigter oder festgesetzter Abschuss:

Der eingereichte Abschussplan gilt als bestatigt, wenn er bis zum 1. Mai des Antragsjahres nicht beanstandet
worden ist oder die Beanstandung bis zu diesem Zeitpunkt nicht angekiindigt worden ist. In allen Ubrigen
Fallen ist er festzusetzen.

Zu C. Bejagung von Hochwild auBerhalb der Einstandsgebiete:
Sofern Abschnitt C ausgefillt ist und von der Jagdbehérde nicht beanstandet wurde, gilt der Abschuss von
Hochwild der angekreuzten Wildarten als festgesetzt.
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52. Die bisherige Anlage 9 wird Anlage 8 und in Satz 2
wird die Verweisung "§ 37a ThJG" durch die Verwei-
sung "§ 37 Abs. 7 ThJG" ersetzt

53. Die bisherige Anlage 10 wird Anlage 9.

54. Die bisherige Anlage 12 wird Anlage 10 und erhailt fol-
gende Fassung:

»Anlage 10

(zu § 26 Abs. 2 Satz 1)
Wildmarke

Die Wildmarke ist eine Fixlangen- oder Durchziehplombe aus Polyethylen oder ahnlichem Material mit einer
Lénge von etwa 210 mm und einem beschrifteten Blatt von etwa 30 x 30 mm, die sich nach dem Schlie3en
nicht wieder 6ffnen lassen darf. Die Wildmarke tragt auf dem Blatt eine sechsstellige fortlaufende Nummer in
schwarzer Farbe, darunter den Schriftzug ,Freistaat Thiringen* und darunter das Wappen des Freistaates

Thiringen. Fortlaufende Nummer, Schriftzug und Wappen sind eingepragt und haben sich gut vom Material-
hintergrund abzuheben.®

000000

Freistaat Thiiringen

55. Die bisherige Anlage 13 wird Anlage 11 und erhalt
folgende Fassung:
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1 Zutreffendes bitte ankreuzen [X]

Blatt 1 (weiR) Jagdausiibungsberechtigter. Blatt 2 (zriin) Untersuchungsstelle. Blatt 3 (gelb) Abnehmer des Wildes

Anlage 11
(zu § 26 Abs. 2 Satz 2 und § 27 Abs. 1)

Wildursprungsschein

Freistaat Thiiringen

Nummer der Wildmarke

Erlegungsort
Jagdbezirk / Revier

Gemarkung
Gemarkung
Jagdausiibungs-
bereChtlgter Name, Adresse, Telefon (Fax, E-Mail)

Erleger (soweit nicht der

Jagdausiibungsberechtigte)
Name, Adresse, Telefon (Fax, E-Mail)

Erlegungsdatum am Zeitpunkt Uhr

Feststellung des Jagdausiibungsberechtigten / Erlegers:

Wildart Wildklasse
Geschlecht D mannlich D weiblich | Gewicht Alter
kg | etwa Jahre

Todesursache D Erlegung (geschossen) D Unfallwild D Fallwild

O Vor dem Erlegen wurden von mir keine Verhaltensstérungen beobachtet.

O Ein Verdacht auf Umweltkontamination liegt nicht vor.

O Beim Aufbrechen wurden von mir keine auffilligen Merkmale festgestellt, die darauf schliefRen

lassen, dass das Wildbret gesundheitlich bedenklich sein kénnte.

Besonderheiten D Ansitz/Pirsch D Nachsuche D Driickjagd
Sonstiges
Ort, Datum Unterschrift des Jagdauslibungsberechtigten Unterschrift des Erlegers

Untersuchungen auf Trichinen nach Art. 2 Abs. 2 der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2015/1375 der Kommission vom
10. August 2015 mit spezifischen Vorschriften fiir die amtlichen Fleischuntersuchungen auf Trichinen (ABI. L 212 vom 11.8.2015, S. 7) in der
jeweils geltenden Fassung in Verbindung mit § 2b Abs. 1 Nr. 2 oder § 4 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 sowie Abs. 3 der Tierische Lebensmittel-
Hygieneverordnung in der Fassung vom 18. April 2018 (BGBI. | S. 480, 619, 1844) in der jeweils geltenden Fassung

Antragsteller: Untersucher:
Name, Adresse, Telefon, (Fax, E-Mail) Name, Adresse, Telefon, (Fax, E-Mail)
Eingang der Probe Datum: Uhrzeit: Probenidentifikation:

Zeitpunkt, zu dem friihestens tUber das Wildbret verfiigt werden darf:

Die telefonische Erreichbarkeit des Antragstellers ist nach Abgabe der Probe bis zu
dem Zeitpunkt, an dem iiber das Wild verfiigt werden darf, unbedingt
Datum Uhrzeit sicherzustellen!

Methode nach der Durchfiihrungsverordnung (EU) 2015/1375:
[0 Referenznachweismethode [ gleichwertige Methode (Trichomatik)  Prifdatum:

Ergebnis der Untersuchung: O Trichinen nachgewiesen [ Trichinen nicht nachgewiesen

Ort, Datum Unterschrift des Untersuchers (amtlicher Stempel)
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56. Die bisherige Anlage 14 wird Anlage 12 und enthalt fol-
gende Fassung:

Anlage 12
(zu § 29 Abs. 1)
Betrieb
Wildhandelsbuch
Gefiihrt von:
Ort, Datum Unterschrift vom (Datum) bis (Datum)
Unterschrift vom (Datum) bis (Datum)
Unterschrift Unterschrift vom (Datum) bis (Datum)
Unterschrift vom (Datum) bis (Datum)
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Artikel 2

(1) Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkiindung
in Kraft.

(2) Gleichzeitig mit dem Inkrafttreten nach Absatz 1 tritt
die Thiringer Jagdabgabeverordnung vom 14. April 2020
(GVBI. S. 147, 261) auler Kraft.

Erfurt, den 10. August 2021

Der Minister fiir Infrastruktur und Landwirtschaft

Benjamin Hoff

Thiiringer Verordnung
tiber die Wirtschaftsfiihrung und das Rechnungswesen
der staatlichen Hochschulen des Landes
(Thiringer Hochschulfinanzverordnung -ThirHSFVO-)
Vom 20. August 2021

Aufgrund des § 14 Abs. 3 Satz 5 des Thiringer Hochschul-
gesetzes (ThiurHG) vom 10. Mai 2018 (GVBI. S. 149), zu-
letzt gedndert durch Artikel 128 des Gesetzes vom 18. De-
zember 2018 (GVBI. S. 731), verordnet das Ministerium
fur Wirtschaft, Wissenschaft und Digitale Gesellschaft im
Einvernehmen mit dem Finanzministerium:

§1

Geltungsbereich

(1) Diese Verordnung regelt die Wirtschaftsfiihrung und
das Rechnungswesen der Hochschulen des Landes nach
§ 1 Abs. 2 Satz 1 ThirHG; sie gilt nicht fiir das Universi-
tatsklinikum Jena.

(2) Ministerium im Sinne dieser Verordnung ist das fur das
Hochschulwesen zustandige Ministerium.

§2
Aufstellung des Wirtschaftsplans

(1) Indem nach § 14 Abs. 7 ThirHG zu erstellenden Wirt-
schaftsplan sind neben den Planansatzen und Progno-
sen des zu planenden Wirtschaftsjahres die Planansatze
des dem zu planenden Wirtschaftsjahr vorangehenden
Wirtschaftsjahres sowie die Ist-Bestédnde und Ergebnisse
des dem laufenden Wirtschaftsjahr vorangehenden Wirt-
schaftsjahres auszuweisen. Die Planansatze und Prog-
nosen des zu planenden Wirtschaftsjahres sind zu be-
grunden.

(2) Der Erfolgsplan nach § 14 Abs. 7 Satz 2 ThirHG um-
fasst unabhangig von der Art der Herkunft alle Ertrage und
Aufwendungen flr die nach Absatz 1 darzustellenden Wirt-
schaftsjahre. Er muss unter Berlcksichtigung der Einstel-
lung in und der Entnahme aus Riicklagen sowie der Er-
gebnisvortrage in Ertrag und Aufwand ausgeglichen sein.
Durch den Erfolgsplan werden Anspriche oder Verbind-
lichkeiten weder begriindet noch aufgehoben.

(3) Der Investitionsplan nach § 14 Abs. 7 Satz 2 ThurHG ist
nach Zweck und Herkunft der investiven Mittel zu gliedern.

(4) Den Planungsunterlagen ist eine mittelfristige Finanz-
planung fir mindestens zwei auf das zu planende Wirt-
schaftsjahr folgenden Wirtschaftsjahre beizufigen und die
Auswirkungen des Ergebnisses des Erfolgsplans des zu
planenden Wirtschaftsjahres auf die Liquiditat der Hoch-
schule sind zu erlautern.

(5) Das Ministerium kann Muster fiir den Wirtschaftsplan
vorgeben und von den Hochschulen die Vorlage weite-
rer Unterlagen und Auskiinfte zum Wirtschaftsplan ver-
langen. Das Ministerium Ubersendet die Wirtschaftsplane
nach Absatz 1 dem fur Finanzen zusténdigen Ministeri-
um nachrichtlich.

§3

Ubersichten zum Wirtschaftsplan

(1) Die nach § 14 Abs. 7 Satz 4 ThirHG durch die Hoch-
schulen fir die Abbildung im Landeshaushaltsplan vorzu-
legenden Ubersichten bilden die Planansatze des Wirt-
schaftsplans nach § 14 Abs. 7 Satz 2 ThirHG ab. Die
Plananséatze des dem zu planenden Wirtschaftsjahr vor-
angehenden Wirtschaftsjahres entsprechen den im Lan-
deshaushalt ausgewiesenen Planansatzen. Die Gliederung
dieser Ubersichten wird vom Ministerium im Zuge des lau-
fenden Haushaltsaufstellungsverfahrens im Einvernehmen
mit dem flr die Finanzen zusténdigen Ministerium vorge-
geben. Erfolgt keine Vorgabe neuer Ubersichtsgliederun-
gen, schreiben die Hochschulen die vom Ministerium im
Einvernehmen mit dem fur Finanzen zusténdigen Ministe-
rium im Vorjahr vorgegebenen Ubersichten fort.

(2) Ist mehr als nur ein Wirtschaftsjahr Gegenstand des
laufenden Haushaltsaufstellungsverfahrens, sind die Uber-
sichten nach § 14 Abs. 7 Satz 4 ThirHG fir die davon um-
fassten zu planenden Wirtschaftsjahre vorzulegen.
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§4
Wirtschaftsfiihrung

(1) Grundlage fir die Wirtschaftsflihrung ist der Wirtschafts-
plan nach § 14 Abs. 7 Satz 2 und 3 ThurHG in Verbindung
mit § 2. Mit dem das jeweilige Haushaltsjahr betreffenden
Erlass zur Haushalts- und Wirtschaftsfuhrung Gbersendet
das Ministerium den Hochschulen eine Aufstellung der im
Landeshaushalt veranschlagten Mittel je Hochschule und
trifft ergdnzende Festlegungen zur Wirtschaftsfihrung der
Hochschulen sowie zur Bewirtschaftung der ausgebrach-
ten Planstellen und Stellen durch die jeweilige Hochschule.
Die Bewirtschaftung sowie die Festsetzung, Berechnung
und Anordnung der Zahlung der Besoldung, Versorgung
und Entgelte erfolgt in Verantwortung des Beauftragten
fur den Haushalt der jeweiligen Hochschule unentgeltlich
Uber das Landesamt fur Finanzen.

(2) Im jeweiligen Wirtschaftsjahr nicht verbrauchte Mittel
des Landes, des Bundes oder Dritter stehen der Hoch-
schule vorbehaltlich anderweitiger Regelungen kassenma-
Rig ohne férmliche Ubertragung zu Beginn des folgenden
Wirtschaftsjahres zur Verfiigung; dies gilt entsprechend
fur sonstige Mittel.

(3) Droht Zahlungsunfahigkeit, hat die Hochschule dies
dem Ministerium unverzuglich unter Darlegung der Griin-
de anzuzeigen. Mit der Anzeige hat die Hochschule dem
Ministerium ein geeignetes Konzept zur Sicherung der
kunftigen wirtschaftlichen Handlungsfahigkeit vorzulegen.

(4) Bei der nach § 14 Abs. 3 Satz 4 ThirHG entsprechen-
den Anwendung der Bestimmungen des Dritten Buches
des Handelsgesetzbuches fiir groRe Kapitalgesellschaf-
ten sowie der Grundsatze ordnungsmaRiger Buchfiihrung
sind der besondere Betriebszweck der Hochschulen nach
dem Thiringer Hochschulgesetz und die Besonderheiten
der doppischen Buchfiihrung innerhalb der 6&ffentlichen
Verwaltung zu beachten. Die nach § 7a in Verbindung mit
§ 49a des Haushaltsgrundsatzegesetzes vom 19. August
1969 (BGBI. | S. 1273), in der jeweils geltenden Fassung
erarbeiteten Standards flr die staatliche doppelte Buch-
fihrung finden in der jeweils aktuellen Beschlussfassung,
Anwendung.

§5

Drittmittelvorhaben

(1) Fir Vorhaben, die die jeweilige Hochschule aus Mit-
teln Dritter (Drittmittel) finanziert (Drittmittelvorhaben), kén-
nen Haushaltsmittel des Landes durch die Hochschulen
zur Vorfinanzierung von Zahlungsverpflichtungen verwen-
det werden. Der Einsatz von Haushaltsmitteln des Lan-
des zur Vorfinanzierung von Zahlungsverpflichtungen im
Zusammenhang mit Drittmittelvorhaben, deren rechtsver-
bindliche Bestatigung noch aussteht, ist nur in begriinde-
ten Fallen, insbesondere im Falle eines vom Drittmittelge-
ber bestatigten vorzeitigen Malnahmenbeginns, zulassig.
Die Begriindung ist aktenkundig zu machen. Die jeweilige
Hochschule soll auf eine zeitnahe Erstattung der vorfinan-
zierten Betrage durch den Drittmittelgeber hinwirken. Ein
Ausgleich der zur Vorfinanzierung eingesetzten Haushalts-

mittel des Landes ist durch die Hochschulen unverzuglich
nach Eingang der Drittmittel vorzunehmen.

(2) Zur Finanzierung von Drittmittelvorhaben im ausschlief3-
lich nichtwirtschaftlichen Tatigkeitsbereich der Hochschu-
le im Sinne des Unionsrahmens fiur staatliche Beihilfen
zur Férderung von Forschung, Entwicklung und Innovati-
onvom 27. Juni 2014 (ABI. C 198/01 vom 27.6.2014, S. 1)
in der jeweils geltenden Fassung kénnen in begriindeten
Fallen nicht zweckgebundene Haushaltsmittel des Lan-
des eingesetzt werden.

(3) Naheres regelt das Ministerium im Einvernehmen mit
dem fur Finanzen zustandigen Ministerium durch Verwal-
tungsvorschrift.

§6

Aufstellung des Jahresabschlusses

(1) Bei der dem Jahresabschluss nach § 14 Abs. 8 Satz 3
ThirHG beizufliigenden Trennungsrechnung sind die Be-
stimmungen des Unionsrahmens fiir staatliche Beihilfen
zur Férderung von Forschung, Entwicklung und Innova-
tion in der jeweils geltenden Fassung zu bericksichtigen.

(2) Das nach § 14 Abs. 6 ThirHG den Hochschulen zur
Erfullung ihrer Aufgaben uberlassene Landesvermégen
an Grundsticken, Bauten und anderen Vermoégensge-
genstanden wird bei der jeweiligen Hochschule bilanziert.
Ausnahmen sind durch das Ministerium zu genehmigen.

§7
Prifung des Jahresabschlusses

(1) Der durch den Abschlussprifer nach § 8 geprifte Jah-
resabschluss ist dem Ministerium im Vorfeld der Testierung
zur verwaltungsmaRigen Prifung vorzulegen. Aus dieser
verwaltungsmafigen Prifung resultierende Hinweise und
Korrekturbedarfe teilt das Ministerium der jeweiligen Hoch-
schule binnen zehn Arbeitstagen mit. Die Hochschule ver-
anlasst die Uberarbeitung des gepriiften Jahresabschlus-
ses und dessen Testierung durch den Abschlussprifer.

(2) Der durch den Abschlusspriifer nach § 8 geprifte und
testierte Jahresabschluss ist dem Ministerium nach § 14
Abs. 8 Satz 4 ThurHG vorzulegen.

(3) Das Ministerium leitet dem fiir die Finanzen zustandi-
gen Ministerium und dem Rechnungshof den festgestellten
Jahresabschluss nebst dem Ergebnis seiner verwaltungs-
maRigen Prifung nach Absatz 1 Satz 2 zu. Das Ministeri-
um entscheidet im Einvernehmen mit dem fir die Finan-
zen zustandigen Ministerium Uber die Verwendung des
jeweiligen Jahreslberschusses oder die Abdeckung des
jeweiligen Jahresfehlbetrags (Ergebnisverwendung) unter
Beachtung der Inhalte der jeweils geltenden Rahmenver-
einbarung nach § 12 ThirHG und teilt die Entscheidung
zur Ergebnisverwendung der jeweiligen Hochschule mit.
Die Prifungsrechte des Rechnungshofs bleiben unberihrt.

(4) Einer Offenlegung oder Verdffentlichung des Jahres-
abschlusses bedarf es nicht.
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(5) Erganzend zu dem gepriften Jahresabschluss legen
die Hochschulen dem Ministerium zum Zweck der Haus-
haltsrechnung des Landes Ubersichten zur Bilanz und Ge-
winn- und Verlustrechnung fiir das jeweils abgeschlosse-
ne Wirtschaftsjahr bis zum 31. Mai des darauffolgenden
Wirtschaftsjahres zur Weiterleitung an das fir Finanzen
zustandige Ministerium vor; entsprechende Mustervorla-
gen werden den Hochschulen durch das Ministerium je-
weils zum Jahresbeginn Ubersandt.

§8

Abschlussprifer

(1) Die fur die Ausschreibung der Leistungen im Zusam-
menhang mit der Prifung des Jahresabschlusses erfor-
derlichen Vergabeunterlagen werden durch die jeweilige
Hochschule erstellt und im Einvernehmen mit dem Minis-
terium bestimmt. Die Leistungsbeschreibung muss insbe-
sondere eine Angabe zum Leistungszeitraum enthalten,
der unter Einbeziehung mdglicher Verlangerungsoptionen
nicht mehr als vier Jahre umfassen darf.

(2) Die jeweilige Hochschule legt dem Ministerium das Er-
gebnis des Ausschreibungsverfahrens verbunden mit ei-
nem Vergabevorschlag vor. Das Ministerium holt das Ein-
vernehmen des Rechnungshofs zum Vergabevorschlag
ein. Nachdem das Einvernehmen des Rechnungshofs
vorliegt, erteilt die jeweilige Hochschule dem ausgewahl-
ten Bieter den Zuschlag. Im Fall der Inanspruchnahme ei-
ner Verlangerungsoption ist erneut das Einvernehmen des
Rechnungshofs durch das Ministerium einzuholen.

(3) Die Bestellung der Person des Abschlusspriifers erfolgt
durch das Ministerium im Einvernehmen mit dem Rech-
nungshof jeweils fir das zu prifende Wirtschaftsjahr. Die
jeweilige Hochschule hat unmittelbar im Anschluss an die
Bestellung der Person des Abschlusspriifers den Prifauf-
trag zu erteilen. Der Gesamtzeitraum der Bestellung der
jeweiligen Person des Abschlusspriifers soll in der Re-
gel einen Gesamtzeitraum von sieben Jahren nicht iber-
schreiten.

(4) Die Kosten der Ausschreibungsverfahren und der Ab-
schlusspriifungen tragen die Hochschulen.

§9
Zahlungsverkehr, Mahn- und Vollstreckungswesen

(1) Die Hochschulen nehmen den Zahlungsverkehr tber
eigene Bankkonten und das Mahn- und Vollstreckungswe-
sen in eigener Zustandigkeit wahr.

(2) Die Bankkonten der Hochschulen nach Absatz 1 werden
im Rahmen der Kontenkonzentration in die Liquiditatssteu-
erung des Landes eingebunden. Nahere Regelungen, ins-
besondere zu Meldefristen und -verpflichtungen der Hoch-
schule, trifft die jeweilige Hochschule mit dem Ministerium
und dem fur Finanzen zustandigen Ministerium in einer Li-
quiditatsvereinbarung.

§ 10
Sicherheitsstandards, interne Revision

(1) Die Hochschulen stellen die ordnungsgemafe Er-
ledigung der Aufgaben des Zahlungsverkehrs und der
Buchfiihrung sowie der Verwahrung und Verwaltung von
Wertgegenstédnden unter Einhaltung der Bestimmungen
der Thiringer Landeshaushaltsordnung (ThirLHO) vom
19. September 2000 (GVBI. S. 282) in der jeweils gelten-
den Fassung sowie der dazu erlassenen Verwaltungsvor-
schriften sicher.

(2) Die Hochschulen unterhalten eine interne Revision.
Das Ministerium bestellt auf Vorschlag der Hochschullei-
tung unabhangige Prifer (Innenrevisoren), die nicht mit
Anordnungs-, Zahlungs- oder Buchfiihrungsaufgaben der
jeweiligen Hochschule betraut sein durfen. Die Innenreviso-
ren prifen die fir Zahlungen und Buchungen zustandigen
Stellen der jeweiligen Hochschule mindestens einmal jahr-
lich unangekindigt. Die Prifungshandlungen nach Satz 2
sowie weitere die Wirtschaftsfiihrung und das Rechnungs-
wesen umfassende Priifungshandlungen sind mit dem Be-
auftragten fir den Haushalt der jeweiligen Hochschule ab-
zustimmen und in einem Prufungsplan festzuhalten. Die
Prifungsergebnisse, etwaige hieraus resultierende Bean-
standungen und deren Bereinigung sind durch die Innen-
revisoren zu dokumentieren. Die §§ 18 und 20 ThirHG
bleiben unberihrt.

(3) Das Nahere zu den Sicherheitsstandards, insbesonde-
re zu Zustandigkeiten, Befugnissen und Aufgaben hoch-
schulinterner Struktureinheiten, regeln die Hochschulen
in einer hochschulindividuellen Dienstanweisung, die der
Genehmigung des Ministeriums bedarf. Anderungen ei-
ner genehmigten Dienstanweisung sind dem Ministeri-
um anzuzeigen.

§ 11

Controlling, Kosten- und Leistungsrechnung

(1) Der Beauftragte fur den Haushalt der jeweiligen Hoch-
schule Uberwacht die Einhaltung und den Vollzug des Wirt-
schaftsplans und die Liquiditat der Hochschule. Hierzu un-
terhalt die Hochschule ein Controlling mit regelmaligem
Berichtswesen.

(2) Die Hochschulen fiihren neben dem externen Rech-
nungswesen eine Kosten- und Leistungsrechnung mit einer
Kostenarten-, Kostenstellen- und Kostentragerrechnung,
die eine hochschulinterne Steuerung und eine Beurteilung
der Wirtschaftlichkeit und Leistungsfahigkeit der Hoch-
schule ermdglicht.

§12
Berichtswesen

(1) Die Hochschulen melden monatlich die taglichen Geld-
transaktionsbuchungen im Rahmen der Kontenkonzentra-
tion nach § 9 Abs. 2 Satz 1 Gber das Ministerium an die
Landeshauptkasse. § 9 Abs. 2 Satz 2 gilt entsprechend.

(2) Erganzend zu der Meldung nach Absatz 1 melden die
Hochschulen dem Ministerium quartalsweise, jeweils bis
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zum 21. des Folgemonatsmonats, die Hohe der Liquidi-
tat zum Quartalsletzten sowie die Hohe der voraussichtli-
chen Liquiditat zum Ende des laufenden Wirtschaftsjahrs
und treffen damit eine Aussage zur Zahlungsfahigkeit der
Hochschule. Die Liquiditat nach Satz 1 berlicksichtigt die
Finanzmittelbestande insbesondere
1. bei der Landeshauptkasse aus Verfahren der Konten-
konzentration (Cash-Pooling) nach Absatz 1 in Verbin-
dung mit § 9 Abs. 2, sowie
2. in Kassen und auf Bankkonten der jeweiligen Hoch-
schule.
Die Finanzmittelbestande nach Satz 2 Nr. 1 und 2 sind je-
weils in Landesmittel, Bundesmittel, Drittmittel und sons-
tige Mittel zu untergliedern. Die Bundesmittel nach Satz 3
sind ausschlieRlich die durch das Land an die Hochschu-
len ausgereichten Bundesmittel.

(3) Zum Jahresbericht nach § 10 ThirHG erlasst das Mi-
nisterium Vorgaben zu wesentlichen Inhalten und zum
Aufbau. Die mit dem Ministerium abgestimmten Jahres-
berichte werden vom Ministerium nachrichtlich an das fur
Finanzen zustandige Ministerium tbersandt.

§13
Erganzende Regelungen, Anwendungshinweise

(1) Abweichend von § 61 Abs. 3 Satz 1 und 2 ThurLHO
wird fiir die Nutzung von landeseigenen Liegenschaften
durch die Hochschulen kein Aufwendungsersatz erhoben.

(2) Die Hochschulen unterliegen dem Grundsatz der
Selbstversicherung; dies gilt nicht fiir den eigenverantwort-
lichen Abschluss einer Haftpflichtversicherung auf Kosten

Dritter bei Einhaltung der Regelung nach Nummer 2.1 der
Richtlinien Uber die Versicherung des Freistaats Thiringen
gegen Schaden aller Art vom 14. Marz 1996 (ThirStAnz.
Nr. 14 S. 720) in der jeweils geltenden Fassung. Die Aus-
nahmeregelungen nach Nummer 2 der Richtlinie Uber die
Versicherung des Freistaats Thiringen gegen Schaden al-
ler Art bleiben unberthrt.

(3) Das Ministerium erldsst im Einvernehmen mit dem fur
Finanzen zustandigen Ministerium erganzend zu den Re-
gelungen des § 14 Abs. 3 Satz 3 und 4 und Abs. 8 ThirHG
Hinweise zur Anwendung.

§ 14
Gleichstellungsbestimmung

Status- und Funktionsbezeichnungen in dieser Verordnung
gelten jeweils fiir alle Geschlechter.

§15
Inkrafttreten, AuRerkrafttreten

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkiindung in
Kraft. Gleichzeitig tritt die Thiringer Hochschulfinanzver-
ordnung vom 15. August 2017 (GVBI. S. 184) auf3er Kraft.
Erfurt, den 20. August 2021

Der Minister fir Wirtschaft, Wissenschaft
und Digitale Gesellschaft

Wolfgang Tiefensee

Erste Verordnung
zur Anderung der Thiiringer eAkten-Verordnung Justiz
Vom 27. August 2021

Aufgrund des § 298a Abs. 1 Satz 2 der Zivilprozessord-
nung in der Fassung vom 5. Dezember 2005 (BGBI. |
S. 3202; 2006 | S. 431; 2007 | S. 1781), zuletzt gean-
dert durch Artikel 34 des Gesetzes vom 10. August 2021
(BGBI. | S. 3436),

des § 14 Abs. 4 Satz 1 und 2 des Gesetzes Uber das Ver-
fahren in Familiensachen und in den Angelegenheiten
der freiwilligen Gerichtsbarkeit vom 17. Dezember 2008
(BGBI. | S. 2586 -2587-), zuletzt geandert durch Artikel 8
des Gesetzes vom 5. Juli 2021 (BGBI. | S. 3338),

des § 55b Abs. 1 Satz 2 der Verwaltungsgerichtsordnung
in der Fassung vom 19. Marz 1991 (BGBI. | S. 686), zu-
letzt geandert durch Artikel 3a des Gesetzes vom 16. Juli
2021 (BGBI. | S. 3026),

jeweils in Verbindung mit § 1 Satz 1 Nr. 21, 48 und 49 und
Satz 2 der Thiringer Ermachtigungsibertragungsverord-
nung Justiz vom 2. Mai 2017 (GVBI. S. 143), geandert
durch Verordnung vom 26. Marz 2019 (GVBI. S. 65), ver-
ordnet das Ministerium fiir Migration, Justiz und Verbrau-
cherschutz:

Artikel 1

Die Thuringer eAkten-Verordnung Justiz vom 5. Marz 2021
(GVBI. S. 101) wird wie folgt geandert:

1. § 3 erhélt folgende Fassung:

"g 3

Ubertragung von Dokumenten

In Papierform eingereichte Schriftstiicke und sonstige
Unterlagen, die zu einer elektronischen Akte zu neh-
men sind, sind in die elektronische Form zu Uibertragen.
Die Ubertragung in die elektronische Form hat nach
dem Stand der Technik zur Ersetzung der Urschrift in
ein elektronisches Dokument zu erfolgen."
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2. Die Anlage erhalt folgende Fassung:

Gerichte mit elektronischer Aktenfiihrung

Gerichte

I. ordentliche Gerichtsbarkeit

Landgericht Meiningen - alle erstinstanzlichen Verfahren der Zivilkammern mit den
Registerzeichen O und OH sowie alle diesen Kammern zu-
zuordnenden Verfahren des Allgemeinen Registers (AR)

- alle erstinstanzlichen Verfahren der Kammer fiir Handels-
sachen mit dem Registerzeichen HK O und HK OH sowie
alle dieser Kammer zuzuordnenden Verfahren des Allge-
meinen Registers (AR)

Landgericht Gera - alle erstinstanzlichen Verfahren der Zivilkammern mit den
Registerzeichen O und OH sowie alle diesen Kammern zu-
zuordnenden Verfahren des Allgemeinen Registers (AR)

- alle erstinstanzlichen Verfahren der Kammer fir Handels-
sachen mit dem Registerzeichen HK O und HK OH sowie
alle dieser Kammer zuzuordnenden Verfahren des Allge-
meinen Registers (AR)

Thiringer Oberlandesgericht - alle erstinstanzlichen Verfahren der Zivilsenate mit den
Registerzeichen AR, EK, Kap und MK

- alle zweitinstanzlichen Verfahren der Zivilsenate mit dem
Registerzeichen U und W einschlieRlich der Verfahren
Uber die Prozesskostenhilfe sowie alle Verfahren in den
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit mit dem
Registerzeichen W, mit Ausnahme der Betreuungssachen

- alle sonstigen Verfahren der Zivilsenate mit dem Regis-

terzeichen VA

Il. Verwaltungsgerichtsbarkeit

Verwaltungsgericht Weimar -  alle Verfahren

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkiindung in
Kraft.

Erfurt, den 27. August 2021

Der Minister fir Migration,
Justiz und Verbraucherschutz

Dirk Adams

"Anlage
(zu § 1 Abs. 1)

Zeitpunkt der
Einfiihrung

16. Juni 2020

16. Juni 2020

23. Marz 2021

23. Marz 2021

28. September 2021

28. September 2021

28. September 2021

2. November 2021"
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Zweite Verordnung
zur Anderung der Thiiringer Kommunalwahlordnung
Vom 30. August 2021

Aufgrund des § 40 Abs. 1 Satz 1 und 2 Nr. 5, 6, 10, 11
und 14 sowie Abs. 2 des Thuringer Kommunalwahlgeset-
zes (ThiurKWG) vom 16. August 1993 (GVBI. S. 530), zu-
letzt gedndert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 29. Marz
2019 (GVBI. S. 59), verordnet das Ministerium fur Inneres
und Kommunales:

Artikel 1

Die Thuringer Kommunalwahlordnung vom 2. Marz 2009
(GVBI. S. 65), geandert durch Verordnung vom 30. April
2010 (GVBI. S. 175), wird wie folgt geandert:

1. § 23 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 erhalt folgende Fassung:

"(1) Die offentliche Bekanntmachung der als gtil-
tig zugelassenen Wahlvorschlage und Listenver-
bindungen fiir die Wahlen der Gemeinderats- und
Kreistagsmitglieder nach § 18 ThirKWG enthalt die
einzelnen Wahlvorschlage in der Reihenfolge ihrer
Listennummern mit den in § 18 Abs. 1 Nr. 1 und 2
bezeichneten Angaben sowie die Listenverbindun-
gen mit der MaRgabe, dass anstelle des Geburts-
datums das Geburtsjahr und anstelle der Anschrift
der Hauptwohnung die Postleitzahl und der Wohn-
ort der Bewerber anzugeben ist. Weist ein Bewer-
ber gegeniiber dem Wabhlleiter bis zum Ablauf der
Frist fiir die Einreichung der Wahlvorschlage nach,
dass fur ihn im Melderegister eine Auskunftssperre
nach § 51 Abs. 1 des Bundesmeldegesetzes einge-
tragen ist, ist in der Bekanntmachung nach Satz 1
anstelle der Anschrift der Hauptwohnung die Post-
leitzahl und der Ort einer Erreichbarkeitsanschrift
zu verwenden; die Angabe eines Postfachs gentigt
nicht. Ist nur ein oder kein giiltiger Wahlvorschlag
zugelassen worden, muss in der 6ffentlichen Be-
kanntmachung auRerdem nach § 18 Abs. 3 ThirK-
WG auf das Wahlverfahren bei Mehrheitswahl hin-
gewiesen werden."

b) In Absatz 2 Satz 1 wird die Verweisung "Absatz 1
Satz 1" durch die Verweisung "Absatz 1 Satz 1
und 2" ersetzt.

2. § 35 erhalt folgende Fassung:

II§ 35
Schluss der Wahlhandlung

Sobald die Wahlhandlung nach § 9 Abs. 1 Satz 1 Halb-
satz 2 oder Abs. 2 ThirKWG beendet ist, wird dies vom
Wabhlvorsteher bekannt gegeben. Nach Bekanntgabe
des Endes der Wahlhandlung durfen nur noch die Wah-
ler zur Stimmabgabe zugelassen werden, die vor Be-
kanntgabe des Endes der Wahlhandlung erschienen
sind und sich im Wahlraum oder aus Platzgriinden da-
vor befinden. Wahlern, die nach Bekanntgabe des En-

des der Wahlhandlung erscheinen, ist der Zutritt zum
Wahlraum zum Zweck der Stimmabgabe zu sperren;
§ 32 Abs. 1 ist zu beachten. Nachdem die vor Bekannt-
gabe des Endes der Wahlhandlung erschienenen Wah-
ler ihre Stimme abgegeben haben, erklart der Wahlvor-
steher die Wahlhandlung fiir geschlossen."

. Dem § 50 werden folgende Satze angeflgt:

"Wird der Inhalt der nach dem Thiringer Kommunal-
wahlgesetz vorgeschriebenen o6ffentlichen Bekannt-
machungen nach § 36 Abs. 2 ThirKWG zusatzlich im
Internet verdffentlicht, sind die Unversehrtheit, Vollstan-
digkeit und Ursprungszuordnung der Veroffentlichung
nach aktuellem Stand der Technik zu gewahrleisten.
Personenbezogene Daten in Internetverdffentlichun-
gen von offentlichen Bekanntmachungen nach § 23
und § 48 Abs. 2 sind spatestens sechs Monate nach
Bekanntgabe des endglltigen Wahlergebnisses, von
offentlichen Bekanntmachungen nach § 9 Abs. 6 Thiir-
KWG spatestens sechs Monate nach dem Ende der
jeweiligen Wahlperiode zu l6schen."

. Nach § 53 Abs. 2 wird folgender Absatz 2a eingeflgt:

"(2a) Finden die Kommunalwahlen gleichzeitig mit
Bundestagswahlen statt, gelten die infektionsschutz-
rechtlichen Vorgaben des Bundes zur Einrichtung der
gemeinsam genutzten Wahlrdume und zur Durchfiih-
rung der Wahlhandlung einschlie3lich der Hinweise des
Bundeswahlleiters auch fiir die gleichzeitig stattfinden-
den Kommunalwahlen. Finden die Kommunalwahlen
gleichzeitig mit Landtagswahlen statt, gelten die infek-
tionsschutzrechtlichen Vorgaben des Landes zur Ein-
richtung der gemeinsam genutzten Wahlrdume und zur
Durchfuhrung der Wahlhandlung einschlielich der Hin-
weise des Landeswahlleiters auch fur die gleichzeitig
stattfindenden Kommunalwahlen. Die Vorgaben des
Bundes und des Landes nach den Satzen 1 und 2 ge-
hen den Vorgaben der Thuringer SARS-CoV-2-Infekti-
onsschutz-Malinahmenverordnung vom 30. Juni 2021
(GVBI. S. 279) in der jeweils geltenden Fassung zu
den Kommunalwahlen, die nicht gleichzeitig mit Bun-
destagswahlen oder Landtagswahlen stattfinden, vor."

. Die Uberschrift des Siebten Abschnitts erhalt folgende

Fassung:

"Siebter Abschnitt
Ubergangs- und Schlussbestimmungen"



434 Gesetz- und Verordnungsblatt fir den Freistaat Thiringen

6. Nach § 54 werden folgende neue §§ 55 und 56 einge-
fugt:

ll§ 55
Ubergangsbestimmung aus Anlass der
Zweiten Verordnung zur Anderung der

Thuringer Kommunalwahlordnung

Fir Wahlverfahren, bei denen der Wahltag am Tag des
Inkrafttretens der Zweiten Verordnung zur Anderung
der Thiringer Kommunalwahlordnung bereits festge-
setztist, ist § 23 in der am Tag vor dem Inkrafttreten der
Zweiten Verordnung zur Anderung der Thiiringer Kom-
munalwahlordnung geltenden Fassung anzuwenden.

§ 56
Gleichstellungsbestimmung

Status- und Funktionsbezeichnungen in dieser Verord-
nung gelten jeweils fiir alle Geschlechter.”

7. Der bisherige § 55 wird § 57.

8. Die Inhaltsiibersicht wird den vorstehenden Anderun-
gen angepasst.

9. Die Anlagen 18 bis 18c erhalten folgende Fassung:
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~-Anlage 18
(§ 45 Abs. 1)

Gemeinde/Stadt Stimmbezirk

Bei Verhiltniswahl

2.1

2.2

23

2.4

Niederschrift

iiber die Ermittlung des Ergebnisses der
Wahl des

[0 Gemeinderats
O Stadtrats
[] Kreistags”

fur die/den

Gemeinde/Stadt/Landkreis®

‘Wabhlvorstand

Zu der auf heute anberaumten Wahl waren erschienen:

als Wahlvorsteher (Nachname, Vorname)
1.
als Stellvertreter des Wahlvorstehers (Nachname, Vorname)
2.
als Schriftfithrer (Nachname, Vorname)
3.
als Beisitzer (Nachname, Vorname)
4.
als Beisitzer (Nachname, Vorname)
5.
als Beisitzer (Nachname, Vorname)
6.
als Beisitzer (Nachname, Vorname)
7.
als Beisitzer (Nachname, Vorname)
8.
als Beisitzer (Nachname, Vorname)
9.
Wahlhandlung

Der Wahlvorsteher erdffnete die Wahlhandlung damit, dass er die tibrigen Mitglieder des Wahlvorstandes zur unpar-
teiischen Wahrnehmung ihres Amtes und zur Verschwiegenheit tiber die ihnen bei ihrer amtlichen Tatigkeit bekannt
gewordenen Tatsachen, insbesondere iiber alle dem Wahlgeheimnis unterliegenden Angelegenheiten, verpflichtete. Er
belehrte sie iiber ihre Aufgaben. Sofern noch nicht geschehen, bestellt er den Stellvertreter des Schriftfiihrers aus der
Mitte der Beisitzer. Ein Abdruck des Thiiringer Kommunalwahlgesetzes (ThirKWG) und der Thiiringer Kommunal-
wahlordnung (ThiirKWO) lagen im Wahlraum vor.

Der Wahlvorstand stellte fest, dass sich die Wahlurne(n) in ordnungsméBigem Zustand befand(en) und leer war(en).
Sodann wurde(n) die Wahlurne(n) verschlossen; der Wahlvorsteher nahm den (die) Schliissel in Verwahrung.

Die Wahlzelle(n) war(en) vorschriftsmaBig eingerichtet.

[ Vor Beginn der Stimmabgabe berichtigte der Wahlvorsteher das Wihlerverzeichnis nach dem Verzeichnis der
nachtriglich erteilten Wahlscheine, indem er bei den Namen der nachtriglich mit Wahlscheinen versehenen Wahl-
berechtigten in der Spalte fiir die Stimmabgabe den Vermerk ,,Wahlschein® oder den Buchstaben ,,W* eintrug.
Der Wahlvorsteher berichtigte auch die Zahlen der Abschlussbeurkundung des Wahlerverzeichnisses: diese Be-
richtigung wurde von ihm abgezeichnet.

[ entfillt
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2.5

2.6

2.7

2.8

3.1

Mit der Stimmabgabe wurde um| | Uhr begonnen.

[] Besondere Vorfille wihrend der Wahlhandlung waren nicht zu verzeichnen.

[J Als besondere Vorfille waren zu verzeichnen:

Uber die Einzelheiten wurden Niederschriften angefertigt und als Anlagen
Nr. | | bis Nr. | | beigefiigt.

[ Der Wahlvorsteher berichtigte entsprechend Abschnitt 2.4 das Wihlerverzeichnis und die dazugehérige Ab-
schlussbeurkundung erneut unter Beriicksichtigung der noch am Wahltage an erkrankte Wahlberechtigte erteilten
Wahlscheine.

[ entfillt.

Um |: Uhr gab der Wahlvorsteher das Ende der Wahlhandlung bekannt. Danach wurden nur noch die Wahler zur
Stimmabgabe zugelassen, die vor Bekanntgabe des Endes der Wahlhandlung erschienen waren und sich im Wahlraum
oder aus Platzgriinden davor befanden. Der Zutritt zum Wahlraum wurde fiir Wahler, die nach Bekanntgabe des Endes
der Wahlhandlung erschienen sind, zum Zweck der Stimmabgabe gesperrt; § 32 Abs. 1 ThiirKWO wurde beachtet.

Um |:| Uhr erklarte der Wahlvorsteher die Wahlhandlung fiir geschlossen. Vom Wahltisch wurden alle
nicht benutzten Stimmzettel entfernt.

Ermittlung des Wahlergebnisses im Stimmbezirk

Die Ermittlung des Wahlergebnisses wurde —

[J unmittelbar im Anschluss an die Stimmabgabe und ohne Unterbrechung
[ unmittelbar im Anschluss an die Ermittlung des Ergebnisses der Wahl des
Europaparlaments/Bundestags/Landtags
Biirgermeisters/Oberbiirgermeisters

Landrats

Ortschaftsbiirgermeisters/Ortsteilbiirgermeisters

Gemeinderats

oOooOood

Kreistags

—unter der Leitung des Wahlvorstehers oder des Stellvertreters vorgenommen.
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3.1a
3.1a.1

3.1a2

3.1a.3

3.1a4

Nur fiir Wahlvorstiinde, die gleichzeitig die Aufgaben eines Briefwahlvorstandes wahrnehmen:
Der Wahlvorstand stellt nunmehr fest, dass ihm von der Gemeindeverwaltung

E Wahlbriefe sowie

[ eine Mitteilung, dass keine Wahlscheine fiir ungiiltig erklirt worden sind,

O E Verzeichnis(se) der fiir ungiiltig erklarten Wahlscheine (§ 15 Abs. 7 ThirKWO)
iibergeben worden sind.

Ein vom Wahlvorsteher bestimmtes Mitglied des Wahlvorstandes 6ffnete die Wahlbriefe einzeln, entnahm ihnen den
Wahlschein und den Stimmzettelumschlag und {ibergab den Wahlschein dem Schriftfiihrer und den Stimmzettelum-
schlag dem Wahlvorsteher. Der Schriftfiihrer priifte anhand des Verzeichnisses der fiir ungiiltig erklarten Wahlscheine,
ob der Wahlschein ganz oder teilweise ungiiltig war. Galt ein Wahlschein bei verbundenen Wahlen nicht fiir alle Wah-
len, so wurde auf dem Stimmzettelumschlag vermerkt (durch Ankreuzen der vorgedruckten Késtchen), fiir welche
Wahlen eine Wahlberechtigung bestand. Wahlbriefe, gegen die Bedenken erhoben wurden (§ 42 Abs. 2 ThirKWO)
wurden nach Abschnitt 3.1a.4 behandelt. Andernfalls wurde der Stimmzettelumschlag von dem Wahlvorsteher in die
Wahlurne gelegt. Die Wahlscheine wurden gesammelt, die Wahlbriefumschldge ausgesondert und von einem Beisitzer
getrennt in Verwahrung genommen.

Eine vom Wahlleiter beauftragte Person iiberbrachte

um |:] Uhr weitere |:] Wabhlbriefe, die am Wahltag bei der Gemeindeverwaltung noch vor Ende der Wahlhand-
lung eingegangen waren. Sie wurden entsprechend Abschnitt 3.1a.2 behandelt.

Es wurden

[ keine

[] insgesamt |:| Wabhlbriefe beanstandet.

Davon wurden durch Beschluss zuriickgewiesen:

Wahlbriefe, die nicht rechtzeitig eingegangen waren,

Wahlbriefe, weil dem Wahlbriefumschlag kein oder kein giiltiger Wahlschein beigelegen hat,

Wabhlbriefe, weil dem Wahlbriefumschlag kein amtlicher Stimmzettelumschlag beigefiigt war oder sich der
Stimmzettel auBerhalb des Stimmzettelumschlages befand,

Wahlbriefe, weil der Wahlbriefumschlag nicht verschlossen war,

Wahlbriefe, weil der Wahlbriefumschlag mehrere Stimmzettelumschldge enthalten hat, der Wihler aber
nicht fiir die gleiche Anzahl an Wahlen einen giiltigen und mit der vorgeschriebenen Versicherung an Eides
Statt versehenen Wahlschein beigefiigt hat,

Wahlbriefe, weil der Wéhler oder die Vertrauensperson die vorgeschriebene Versicherung an Eides Statt
zur Briefwahl auf dem Wahlschein nicht unterschrieben hat,

Wahlbriefe, weil der Wahlschein erkennbar nicht amtlich hergestellt war,

Higiniiipiing

Wahlbriefe, weil ein Stimmzettelumschlag benutzt worden war, der offensichtlich in einer das Wahlge-
heimnis gefdhrdenden Weise von den iibrigen abwich oder einen deutlich fiihlbaren Gegenstand enthalten
hat.

1

Wahlbriefe insgesamt

Sie wurden samt Inhalt ausgesondert, von dem Wahlvorsteher mit einem unterschriebenen Vermerk unter Angabe des
Abstimmungsverhéltnisses und der Griinde der Zuriickweisung versehen, fortlaufend nummeriert und der Wahlnieder-
schrift beigefiigt.

Nach Beschlussfassung wurden l:| Wahlbriefe zugelassen und nach Abschnitt 3.1a.2 behandelt. Auf dem Wahl-
schein hat der Wahlvorsteher mit Unterschrift unter Angabe des Abstimmungsverhéltnisses die Griinde vermerkt, die
zur Zulassung gefiihrt haben. Die Wahlscheine wurden fortlaufend nummeriert und der Wahlniederschrift beigefiigt.
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3.2

3.2.1

322

323

324

Zihlung der Wihler

Zunichst wurde(n) die Wahlurne(n) geoffnet sowie die Stimmzettel entnommen. Der Wahlvorsteher iliberzeugte sich,
dass die Wahlurne(n) leer war(en).

Sodann wurden die Stimmzettel gezahlt — bei verbundenen Wahlen fiir jede Wahl getrennt.

Die Zahlung ergab |:| Stimmzettel.

Darauthin wurden die im Wéhlerverzeichnis eingetragenen Stimmabgabevermerke gezéhlt.

Die Zihlung ergab |:| Vermerke.

Die Zahl der Stimmzettel und der Vermerke tiber fehlende Stimmzettel

[ stimmte mit der Zahl der Stimmabgabevermerke iiberein.

[0 warum |:|
[ groBer
[ kleiner

als die Zahl der Stimmabgabevermerke.

Die Verschiedenheit, die sich auch bei wiederholter Zahlung herausstellte, erklérte sich aus folgenden Griinden:

Die festgestellte Zahl der Stimmzettel gilt als Zahl der Wihler.
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33

Nur fiir Wahlvorstinde, die gleichzeitig die Aufgaben eines Briefwahlvorstandes wahrnehmen:

Zunéchst wurde(n) die Wahlurne(n) geoffnet, die Stimmzettel sowie die Stimmzettelumschlige entnommen. Der
Wahlvorsteher iiberzeugte sich, dass die Wahlurne(n) leer war(en). Stimmzettel und Stimmzettelumschldge wurden
getrennt.

Die Zahlung der Wihler erfolgte zunédchst nach den Abschnitten 3.2.1 bis 3.2.4, dann wurde nach Abschnitt 3.3 ver-
fahren.

Zihlung der Wiihler bei Briefwahl

Sodann wurden die Stimmzettelumschldge gedffnet, die Stimmzettel herausgenommen und diese gezihlt — bei gleich-
zeitig stattfindenden (verbundenen) Wahlen fiir jede Wahl getrennt. Leer abgegebene Stimmzettelumschldge und bei
verbundenen Wahlen Stimmzettelumschlége, die nicht fiir alle Wahlen, fiir die eine Wahlberechtigung bestand, Stimm-
zettel enthielten, wurden mit einem Vermerk tiber fehlende Stimmzettel versehen und von einem Beisitzer in Verwah-
rung genommen; sie sind fortlaufend nummeriert der Wahlniederschrift beigefiigt. Enthielt ein Stimmzettelumschlag
Stimmzettel, fiir die eine Wahlberechtigung nicht bestand, so wurden diese mit einem entsprechenden Vermerk verse-
hen, ausgesondert, fortlaufend nummeriert und der Wahlniederschrift beigefiigt; sie wurden bei der Zahl der Stimm-
zettel nicht mitgezéhlt.

Die Zihlung ergab |:| Stimmzettel.

Darauthin wurden die Wahlscheine gezihlt, bei verbundenen Wahlen jedoch nur die Wahlscheine, auf denen eine
Wahlberechtigung fiir die betreffende Wahl vermerkt war.

Die Zahlung ergab |:| Wahlscheine.

Anschlieend wurde die Zahl der jeweiligen Vermerke auf den Stimmzettelumschlagen iiber fehlende Stimmzettel
ermittelt.

Die Zihlung ergab| | Vermerke iiber fehlende Stimmzettel.

Die Zahl der Stimmzettel und der Vermerke tiber fehlende Stimmzettel

[ stimmte mit der Zahl der Wahlscheine iiberein.

] warum| |

[ groBer

[ kleiner
als die Zahl der Wahlscheine.

Die Verschiedenheit, die sich auch bei wiederholter Zahlung herausstellte, erklért sich aus folgenden Griinden:

Die festgestellte Zahl der Stimmzettel gilt als Zahl der Wahler.

Die Zahl der Wihler fiir die Briefwahl nach Abschnitt 3.3.5 einschlieBlich der Zahl der Wahler nach Abschnitt 3.2.4
ergibt die Gesamtzahl der Wahler von

[l

34

3.4.1

Zihlung der Stimmen
Nunmehr wurden — bei verbundenen Wahlen fiir jede Wahl gesondert — die Stimmzettel auf die Giiltigkeit der Stimm-
abgabe gepriift, getrennt und nach folgenden Stapeln sortiert:

a) Stimmzettel, die keine Kennzeichnung oder offensichtlich ungiiltige Stimmabgaben enthalten,
b) Stimmzettel, die Anlass zu Bedenken geben,

¢) Stimmzettel, die offensichtlich giiltige Stimmabgaben enthalten.



440

Gesetz- und Verordnungsblatt fiir den Freistaat Thiringen

342

343

3.44

3.5

Der Wahlvorsteher priifte die Stimmzettel nach Abschnitt 3.4.1 Buchst. a, ermittelte ihre Zahl und sagte an, dass die
Stimmabgabe ungiiltig ist.

[] Es hat kein Mitglied des Wahlvorstandes widersprochen?.
[J Bei Widerspruch wurde iiber den Stimmzettel nach Abschnitt 3.4.3 Beschluss gefasst®.

Die Stimmzettel wurden ausgesondert und von einem Beisitzer verwahrt.
Die Zahl der ungiiltigen Stimmabgaben betragt |:] .

AnschlieBend beschloss der Wahlvorstand iiber Giiltigkeit oder Ungiiltigkeit von Stimmabgaben nach Abschnitt 3.4.1
Buchst. b. Der Wahlvorsteher gab die Entscheidung jeweils bekannt und vermerkte auf der Riickseite des Stimmzettels
mit Unterschrift unter gleichzeitiger Angabe des Abstimmungsverhéltnisses die Griinde, aus denen die Stimmabgabe
giiltig oder ungiiltig ist. Die Stimmzettel wurden mit fortlaufenden Nummern versehen und der Wahlniederschrift bei-
gefiigt. Stimmzettel mit ungiiltigen Stimmabgaben wurden ausgesondert und von einem Beisitzer verwahrt. Stimmzet-
tel mit giiltigen Stimmabgaben wurden nach Abschnitt 3.4.4 weiterbehandelt.

Die Zahl dieser Stimmzettel mit ungiiltigen oder giiltigen Stimmabgaben betrégt |:| .
Die Zahl der ungiiltigen Stimmabgaben betragt |:] .
Die Zahl der giiltigen Stimmabgaben betrégt |:| .

Die Zahl der giiltigen Stimmabgaben nach Abschnitt 3.4.1 Buchst. ¢ und Abschnitt 3.4.3 betrégt insgesamt l:]

a) Zur Feststellung der Stimmen wurde eine Zihlliste gefiihrt. Der Wahlvorsteher bestimmte den Listenfiihrer. Bei
der Zédhlung wurden Nummer und Name jedes Bewerbers, auf den Stimmen entfallen, unter Angabe der jeweils
fiir ihn abgegebenen Stimmenzahl verlesen. Der Listenfiihrer verzeichnete in der Zahlliste die Stimmen. Ein vom
Wahlvorsteher bestimmter Beisitzer iiberwachte die Tatigkeit des Listenfiihrers und nahm die verlesenen Stimm-
zettel in Verwahrung.

Anschlielend stellte der Listenfiihrer in der Zahlliste fiir jeden Bewerber sowie fiir jeden Wahlvorschlag, unter
der Kontrolle des Wahlvorstehers, die erreichte Stimmenzahl fest. Die Zahlliste wurde vom Listenfiihrer und vom
Wahlvorsteher unterschrieben. Der Wahlvorsteher iibermittelte die Ergebnisse dem Schriftfiihrer, der diese in die
Wahlniederschrift eintrug.

b) Die Zihlung der Stimmen erfolgte wie folgt, im automatisierten Verfahren?):

Wurden von einem Mitglied des Wahlvorstands einzelne Stimmen fiir ungiiltig gehalten, so wurde hieriiber Beschluss
gefasst. Der Wahlvorsteher hat die Entscheidung jeweils bekannt gegeben und auf der Riickseite des Stimmzettels mit
Unterschrift und unter gleichzeitiger Angabe des Abstimmungsverhéltnisses die Griinde vermerkt, aus denen die Stim-
men giiltig oder ungiiltig sind. Diese Stimmzettel sind wie die Stimmzettel nach Abschnitt 3.4.3 mit fortlaufenden
Nummern versehen worden und der Wahlniederschrift beigefligt.

Das im nachstehenden Abschnitt 4 der WahIniederschrift enthaltene Ergebnis wurde vom Wahlvorstand als das Wahl-
ergebnis im Stimmbezirk ermittelt.
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4.1

Wabhlergebnis

IKennbuchstaben fiir die Zahlenangaben] ¥

Al Wabhlberechtigte laut Wahlerverzeichnis
ohne Sperrvermerk ,,W* (WahlISChein)  .........cccooviiiiieiieiieiiene e
A2 Wahlberechtigte laut Wahlerverzeichnis
mit Sperrvermerk ,,W* (WahISchein) ...........cccoviiiiiiieiiiieiiee e
im Wihlerverzeichnis insgesamt eingetragene
+ .
Al+ A2 WahIDEIECRIZLE ....cuveviiiiiiiieec s
B ZAN] AT WHRLET.........ooveecveeieiecec e
C Ungiiltige SMmMababen ...........c.coueiiiiuirieieieieteteeie ettt
D Gililtige SMMADZADEN ........oouiiiiiiieiiciieieieee e

Von den giiltigen Stimmabgaben entfielen auf:

t:s: Kennwort des Wahlvor- Vor- und Nachnamen der Bewerber in der Reihenfolge
Nr schlags des Wahlvorschlags

Stimmen

Stimmen fiir den Wahlvorschlag insgesamt:

Stimmen fiir den Wahlvorschlag insgesamt:

Stimmen fiir den Wahlvorschlag insgesamt:
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Stimmen fiir den Wahlvorschlag insgesamt:
Falls Platz nicht ausreicht, unter nochmaliger Auffithrung der Listennummer in dem néchsten Listenfeld fortschreiben, fiir weitere
Listenfelder Folgeblatt benutzen
5 Abschluss der Wahlergebnisermittlung
5.1 Bei der Ermittlung des Wahlergebnisses waren als besondere Vorkommnisse zu verzeichnen:
Der Wahlvorstand fasste in diesem Zusammenhang folgende Beschliisse:
52 Nur fiir den Fall einer Nachziihlung?
Das (die) Mitglied(er) des Wahlvorstandes
Vor- und Nachname(n)
beantragte(n) vor Unterzeichnung der Wahlniederschrift eine erneute Zéhlung der Stimmen, weil
Angabe der Griinde
Darauthin wurde der Zéhlvorgang (vergleiche Abschnitt 3.4) wiederholt. Das in Abschnitt 4 der Wahlniederschrift
enthaltene Wahlergebnis fiir den Stimmbezirk wurde
O mit dem gleichen Ergebnis erneut ermittelt.
O berichtigt.
53 Das Wahlergebnis aus Abschnitt 4 wurde als Inhalt der Schnellmeldung iibertragen und auf schnellstem Wege um
[ |Uhr dem Wahlleiter der Gemeinde® iibermittelt.
54 Waihrend der Wahlhandlung waren immer mindestens drei Mitglieder des Wahlvorstandes, darunter der Wahlvorsteher

und der Schriftfiihrer oder ihre Stellvertreter anwesend. Wiahrend der Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses
waren immer mindestens fiinf Mitglieder, darunter der Wahlvorsteher und der Schriftfithrer oder ihre Stellvertreter
anwesend. Die Wahlhandlung sowie die Ermittlung des Wahlergebnisses waren &ffentlich.
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5.5 Vorstehende Niederschrift wurde von den Mitgliedern des Wahlvorstandes genehmigt und von ihnen unterschrieben.

Ort, Datum

Die iibrigen Beisitzer

Der Wahlvorsteher

Der Stellvertreter

Der Schriftfiihrer

5.6 Das (Die) Mitglied(er) des Wahlvorstandes

Vor- und Nachname(n)

verweigerte(n) die Unterschrift unter der Wahlniederschrift, weil

Angabe der Griinde

5.7 Nach Abschluss des Wahlgeschifts wurden alle Wahlunterlagen, die nicht dieser WahIniederschrift als Anlagen bei-
gefiigt sind, wie folgt geordnet, gebiindelt und verpackt:

Anzahl

Paket(e) Stimmzettelumschldge bei Briefwahl
Anzahl

Paket(e) Stimmzettel mit giiltigen Stimmabgaben
Anzahl

Paket(e) Stimmzettel mit ungiiltigen Stimmabgaben
Anzahl

Paket(e) Wahlscheine
Anzahl

Paket(e) Wahlbriefumschlige

Die Pakete wurden versiegelt und mit der Inhaltsangabe versehen.

5.8 [J Dem Wahlleiter der Gemeinde® wurde unverziiglich
am I:I um I:I Uhr diese Wahlniederschrift mit folgenden Anlagen tibergeben:

Anzahl Stimmzettel, {iber deren Giiltigkeit oder Ungiiltigkeit der Stimmabgabe oder einzelner Stimmen der Wahlvorstand
besonders beschlossen hat und bei Briefwahl zu Wahlen, fiir die eine Wahlbenachrichtigung nicht bestand.
Anzahl
Wabhlbriefe, die der Wahlvorstand zuriickgewiesen hat.
Anzahl
Wabhlscheine, fiir die nach besonderer Beschlussfassung zugelassenen Wahlbriefe.
Anzahl
Zihllisten
Anzahl
Stimmzettelumschlége bei Briefwahl mit Vermerken tiber fehlende Stimmzettel.
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59 Der Gemeindeverwaltung wurden/werden iibergeben

- die Pakete wie in Abschnitt 5.7 beschrieben
- sowie alle sonstigen dem Wahlvorstand von der Gemeindeverwaltung zur Verfiigung gestellten Gegensténde
und Unterlagen.

Der Wahlvorsteher

Von dem Wahlleiter der Gemeinde® wurde die Wahlniederschrift mit allen darin verzeichneten Anlagen
am I:] um I:I Uhr auf Vollsténdigkeit tiberpriift und iibernommen.

Unterschrift

Die Gemeindeverwaltung gibt nur die stattfindende Wahl an.

Nichtzutreffendes streichen.

Wahlniederschriften und Meldevordrucke sind aufeinander abgestimmt. Die einzelnen Zahlen des Wahlergebnisses sind in die Schnell-
meldung bei demselben Kennbuchstaben einzutragen, mit dem sie in der Wahlniederschrift bezeichnet sind.

Die Zahlenangaben fiir die Kennbuchstaben nd sind der berichtigten Abschlussbeurkundung des Wihlerverzeichnisses zu ent-
nehmen.

Die berichtigten Zahlen sind in den Abschnitt 4 mit anderer Farbe kenntlich zu machen. Alte Zahlenangaben nicht 16schen oder radieren.
Bei fiir sich stattfindender Landkreiswahl nimmt diese Aufgabe die Gemeindeverwaltung vor.

Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Formular gelten jeweils fiir alle Geschlechter.

2]
3

4

B)
6
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Anlage 18a
(§ 45 Abs. 1)
Gemeinde/Stadt Stimmbezirk
Bei Mehrheitswahl
. .
Niederschrift
tiber die Ermittlung des Ergebnisses der
Wahl des
[1 Gemeinderats
[] Stadtrats
[l Kreistags"
fiir die/den
Gemeinde/Stadt/Landkreis®
am __ ._..........
1 Wabhlvorstand
Zu der auf heute anberaumten Wahl waren erschienen:
als Wahlvorsteher (Nachname, Vorname)
1.
als Stellvertreter des Wahlvorstehers (Nachname, Vorname)
2.
als Schriftfiihrer (Nachname, Vorname)
3.
als Beisitzer (Nachname, Vorname)
4.
als Beisitzer (Nachname, Vorname)
5.
als Beisitzer (Nachname, Vorname)
6.
als Beisitzer (Nachname, Vorname)
7.
als Beisitzer (Nachname, Vorname)
8.
als Beisitzer (Nachname, Vorname)
9.
2 Wahlhandlung
2.1 Der Wahlvorsteher eroffnete die Wahlhandlung damit, dass er die {ibrigen Mitglieder des Wahlvorstandes zur unpar-

teiischen Wahrnehmung ihres Amtes und zur Verschwiegenheit iiber die ihnen bei ihrer amtlichen Téatigkeit bekannt
gewordenen Tatsachen, insbesondere tiber alle dem Wahlgeheimnis unterliegenden Angelegenheiten, verpflichtete. Er
belehrte sie iiber ihre Aufgaben. Sofern noch nicht geschehen, bestellt er den Stellvertreter des Schriftfithrers aus der
Mitte der Beisitzer. Ein Abdruck des Thiiringer Kommunalwahlgesetzes (ThiirKWG) und der Thiiringer Kommunal-

wahlordnung (ThirKWO) lagen im Wahlraum vor.

2.2 Der Wahlvorstand stellte fest, dass sich die Wahlurne(n) in ordnungsméBigem Zustand befand(en) und leer war(en).
Sodann wurde(n) die Wahlurne(n) verschlossen; der Wahlvorsteher nahm den (die) Schliissel in Verwahrung.

2.3 Die Wahlzelle(n) war(en) vorschriftsmaBig eingerichtet.

2.4 [J Vor Beginn der Stimmabgabe berichtigte der Wahlvorsteher das Wihlerverzeichnis nach dem Verzeichnis der
nachtriglich erteilten Wahlscheine, indem er bei den Namen der nachtréglich mit Wahlscheinen versehenen Wahl-
berechtigten in der Spalte fiir die Stimmabgabe den Vermerk ,,Wahlschein“ oder den Buchstaben ,,W* eintrug.
Der Wahlvorsteher berichtigte auch die Zahlen der Abschlussbeurkundung des Wahlerverzeichnisses: diese Be-

richtigung wurde von ihm abgezeichnet.

[ entfallt
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2.5

2.6

2.7

2.8

3.1

Mit der Stimmabgabe wurdeum| | Uhr begonnen.

[J Besondere Vorfille wihrend der Wahlhandlung waren nicht zu verzeichnen.

[ Als besondere Vorfille waren zu verzeichnen:

Uber die Einzelheiten wurden Niederschriften angefertigt und als Anlagen
Nr. | | bis Nr. | | beigefiigt.

[] Der Wahlvorsteher berichtigte entsprechend Abschnitt 2.4 das Wihlerverzeichnis und die dazugehérige Ab-
schlussbeurkundung erneut unter Beriicksichtigung der noch am Wahltage an erkrankte Wahlberechtigte erteilten
Wabhlscheine.

[ entfillt.

Um |:| Uhr gab der Wahlvorsteher das Ende der Wahlhandlung bekannt. Danach wurden nur noch die Wihler zur
Stimmabgabe zugelassen, die vor Bekanntgabe des Endes der Wahlhandlung erschienen waren und sich im Wahlraum
oder aus Platzgriinden davor befanden. Der Zutritt zum Wahlraum wurde fiir Wéhler, die nach Bekanntgabe des Endes
der Wahlhandlung erschienen sind, zum Zweck der Stimmabgabe gesperrt; § 32 Abs. 1 ThiirKWO wurde beachtet.

Um|[ | Unhrerklirte der Wahlvorsteher die Wahlhandlung fiir geschlossen. Vom Wahltisch wurden alle
nicht benutzten Stimmzettel entfernt.

Ermittlung des Wahlergebnisses im Stimmbezirk

Die Ermittlung des Wahlergebnisses wurde —

[] unmittelbar im Anschluss an die Stimmabgabe und ohne Unterbrechung
[ unmittelbar im Anschluss an die Ermittlung des Ergebnisses der Wahl des
Europaparlaments/Bundestags/Landtags
Biirgermeisters/Oberbiirgermeisters

Landrats

Ortschaftsbiirgermeisters/Ortsteilbiirgermeisters

Gemeinderats

oOooOood

Kreistags

— unter der Leitung des Wahlvorstehers oder des Stellvertreters vorgenommen.
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3.1a
3.1a.1

3.1a.2

3.1a3

3.1a4

Nur fiir Wahlvorstiinde, die gleichzeitig die Aufgaben eines Briefwahlvorstandes wahrnehmen:

Der Wahlvorstand stellt nunmehr fest, dass ihm von der Gemeindeverwaltung

I:I Wahlbriefe sowie

[ eine Mitteilung, dass keine Wahlscheine fiir ungiiltig erklirt worden sind,

O |:| Verzeichnis(se) der fiir ungiiltig erklarten Wahlscheine (§ 15 Abs. 7 ThirKWO)
iibergeben worden sind.

Ein vom Wahlvorsteher bestimmtes Mitglied des Wahlvorstandes 6ffnete die Wahlbriefe einzeln, entnahm ihnen den
Wahlschein und den Stimmzettelumschlag und iibergab den Wahlschein dem Schriftfiihrer und den Stimmzettelum-
schlag dem Wahlvorsteher. Der Schriftfiihrer priifte anhand des Verzeichnisses der fiir ungiiltig erklarten Wahlscheine,
ob der Wahlschein ganz oder teilweise ungiiltig war. Galt ein Wahlschein bei verbundenen Wahlen nicht fiir alle Wah-
len, so wurde auf dem Stimmzettelumschlag vermerkt (durch Ankreuzen der vorgedruckten Késtchen), fiir welche
Wahlen eine Wahlberechtigung bestand. Wahlbriefe, gegen die Bedenken erhoben wurden (§ 42 Abs. 2 ThiirKWO)
wurden nach Abschnitt 3.1a.4 behandelt. Andernfalls wurde der Stimmzettelumschlag von dem Wahlvorsteher in die
Wahlurne gelegt. Die Wahlscheine wurden gesammelt, die Wahlbriefumschldge ausgesondert und von einem Beisitzer
getrennt in Verwahrung genommen.

Eine vom Wahlleiter beauftragte Person tiberbrachte

um I:I Uhr weitere |:| Wabhlbriefe, die am Wahltag bei der Gemeindeverwaltung noch vor Ende der Wahlhand-
lung eingegangen waren. Sie wurden entsprechend Abschnitt 3.1a.2 behandelt.

Es wurden

[ keine

[ insgesamt |:| Wahlbriefe beanstandet.

Davon wurden durch Beschluss zuriickgewiesen:

Wabhlbriefe, die nicht rechtzeitig eingegangen waren,

Wabhlbriefe, weil dem Wahlbriefumschlag kein oder kein giiltiger Wahlschein beigelegen hat,

Wahlbriefe, weil dem Wahlbriefumschlag kein amtlicher Stimmzettelumschlag beigefiigt war oder sich der
Stimmzettel auBerhalb des Stimmzettelumschlages befand,

Wahlbriefe, weil der Wahlbriefumschlag nicht verschlossen war,

Wahlbriefe, weil der Wahlbriefumschlag mehrere Stimmzettelumschldge enthalten hat, der Wihler aber
nicht fiir die gleiche Anzahl an Wahlen einen giiltigen und mit der vorgeschriebenen Versicherung an Eides
Statt versehenen Wahlschein beigefiigt hat,

Wabhlbriefe, weil der Wéhler oder die Vertrauensperson die vorgeschriebene Versicherung an Eides Statt
zur Briefwahl auf dem Wahlschein nicht unterschrieben hat,

Wahlbriefe, weil der Wahlschein erkennbar nicht amtlich hergestellt war,

Wabhlbriefe, weil ein Stimmzettelumschlag benutzt worden war, der offensichtlich in einer das Wahlge-
heimnis gefdhrdenden Weise von den iibrigen abwich oder einen deutlich fithlbaren Gegenstand enthalten
hat.

U Ud U bb ool

Wabhlbriefe insgesamt

Sie wurden samt Inhalt ausgesondert, von dem Wahlvorsteher mit einem unterschriebenen Vermerk unter Angabe des
Abstimmungsverhiltnisses und der Griinde der Zuriickweisung versehen, fortlaufend nummeriert und der Wahlnieder-
schrift beigefiigt.

Nach Beschlussfassung wurden| | Wahlbriefe zugelassen und nach Abschnitt 3.1a.2 behandelt. Auf dem Wahl-
schein hat der Wahlvorsteher mit Unterschrift unter Angabe des Abstimmungsverhéltnisses die Griinde vermerkt, die
zur Zulassung gefiihrt haben. Die Wahlscheine wurden fortlaufend nummeriert und der Wahlniederschrift beigefiigt.
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3.2

3.2.1

322

323

Zihlung der Wihler

Zunéchst wurde(n) die Wahlurne(n) gedffnet sowie die Stimmzettel entnommen. Der Wahlvorsteher tiberzeugte sich,
dass die Wahlurne(n) leer war(en).

Sodann wurden die Stimmzettel gezahlt — bei verbundenen Wahlen fiir jede Wahl getrennt.

Die Zahlung ergab |:| Stimmzettel.

Darauthin wurden die im Wéhlerverzeichnis eingetragenen Stimmabgabevermerke gezahlt.

Die Zihlung ergab |:| Vermerke.

Die Zahl der Stimmzettel und der Vermerke iiber fehlende Stimmzettel

[ stimmte mit der Zahl der Stimmabgabevermerke iiberein.

[ warum |:|
[ groBer
[ kleiner

als die Zahl der Stimmabgabevermerke.

Die Verschiedenheit, die sich auch bei wiederholter Zahlung herausstellte, erklérte sich aus folgenden Griinden:

3.24 Die festgestellte Zahl der Stimmzettel gilt als Zahl der Wihler.
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33

Nur fiir Wahlvorstiinde, die gleichzeitig die Aufgaben eines Briefwahlvorstandes wahrnehmen:

Zunichst wurde(n) die Wahlurne(n) geoffnet, die Stimmzettel sowie die Stimmzettelumschldge entnommen. Der
Wahlvorsteher iiberzeugte sich, dass die Wahlurne(n) leer war(en). Stimmzettel und Stimmzettelumschldge wurden
getrennt.

Die Zéhlung der Wihler erfolgte zunédchst nach den Abschnitten 3.2.1 bis 3.2.4, dann wurde nach Abschnitt 3.3 ver-
fahren.

Zihlung der Wiihler bei Briefwahl

Sodann wurden die Stimmzettelumschlége gedffnet, die Stimmzettel herausgenommen und diese gezihlt — bei gleich-
zeitig stattfindenden (verbundenen) Wahlen fiir jede Wahl getrennt. Leer abgegebene Stimmzettelumschldge und bei
verbundenen Wahlen Stimmzettelumschlége, die nicht fiir alle Wahlen, fiir die eine Wahlberechtigung bestand, Stimm-
zettel enthielten, wurden mit einem Vermerk iiber fehlende Stimmzettel versehen und von einem Beisitzer in Verwah-
rung genommen; sie sind fortlaufend nummeriert der Wahlniederschrift beigefiigt. Enthielt ein Stimmzettelumschlag
Stimmzettel, fiir die eine Wahlberechtigung nicht bestand, so wurden diese mit einem entsprechenden Vermerk verse-
hen, ausgesondert, fortlaufend nummeriert und der Wahlniederschrift beigefiigt; sie wurden bei der Zahl der Stimm-
zettel nicht mitgezéhlt.

Die Zihlung ergab[ | Stimmzettel.

Darauthin wurden die Wahlscheine gezihlt, bei verbundenen Wahlen jedoch nur die Wahlscheine, auf denen eine
Wabhlberechtigung fiir die betreffende Wahl vermerkt war.

Die Zéhlung ergab |:| Wahlscheine.

Anschliefend wurde die Zahl der jeweiligen Vermerke auf den Stimmzettelumschlidgen iiber fehlende Stimmzettel
ermittelt.

Die Zahlung ergab |:| Vermerke iiber fehlende Stimmzettel.

Die Zahl der Stimmzettel und der Vermerke tiber fehlende Stimmzettel

[ stimmte mit der Zahl der Wahlscheine iiberein.

] warum| ]

[ groBer

[ kleiner
als die Zahl der Wahlscheine.

Die Verschiedenheit, die sich auch bei wiederholter Zahlung herausstellte, erklért sich aus folgenden Griinden:

Die festgestellte Zahl der Stimmzettel gilt als Zahl der Wihler.

Die Zahl der Wihler fiir die Briefwahl nach Abschnitt 3.3.5 einschlieBlich der Zahl der Wahler nach Abschnitt 3.2.4
ergibt die Gesamtzahl der Wahler von

L.

34

34.1

Zihlung der Stimmen

Nunmehr wurden — bei verbundenen Wahlen fiir jede Wahl gesondert — die Stimmzettel auf die Giiltigkeit der Stimm-
abgabe gepriift, getrennt und nach folgenden Stapeln sortiert:

a) Leer abgegebene Stimmzettel oder sonstige Stimmzettel, die offensichtlich ungiiltige Stimmabgaben enthalten,
b) Stimmzettel, die Anlass zu Bedenken geben,

¢) Stimmzettel, die offensichtlich giiltige Stimmabgaben enthalten.
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342

343

344

3.5

Der Wahlvorsteher priifte die Stimmzettel nach Abschnitt 3.4.1 Buchst. a, ermittelte ihre Zahl und sagte an, dass die
Stimmabgabe ungiiltig ist.

[ Es hat kein Mitglied des Wahlvorstandes widersprochen?.
[] Bei Widerspruch wurde iiber den Stimmzettel nach Abschnitt 3.4.3 Beschluss gefasst?.

Die Stimmzettel wurden ausgesondert und von einem Beisitzer verwahrt.
Die Zahl der ungiiltigen Stimmabgaben betragt l:] .

AnschlieBend beschloss der Wahlvorstand iiber Giiltigkeit oder Ungiiltigkeit von Stimmabgaben bei Stimmzetteln nach
Abschnitt 3.4.1 Buchst. b. Der Wahlvorsteher gab die Entscheidung jeweils bekannt und vermerkte auf dem Stimm-
zettel mit Unterschrift unter gleichzeitiger Angabe des Abstimmungsverhéltnisses die Griinde, aus denen die Stimm-
abgabe giiltig oder ungiiltig ist. Die Stimmzettel wurden mit fortlaufenden Nummern versehen und der Wahlnieder-
schrift beigefiigt.

Stimmzettel mit ungiiltigen Stimmabgaben wurden ausgesondert und von einem Beisitzer verwahrt. Stimmzettel mit
giiltigen Stimmabgaben wurden nach Abschnitt 3.4.4 weiterbehandelt.

Die Zahl dieser Stimmzettel mit ungiiltigen oder giiltigen Stimmabgaben betrégt |:| .
Die Zahl der ungiiltigen Stimmabgaben betragt C] .
Die Zahl der giiltigen Stimmabgaben betragt |:] .

Die Zahl der giiltigen Stimmabgaben nach Abschnitt 3.4.1 Buchst. ¢ und Abschnitt 3.4.3 betrégt insgesamt |:|
Zur Feststellung der Stimmen wurde eine Zahlliste gefiihrt. Der Wahlvorsteher verlas aus jedem Stimmzettel die Na-
men der eingetragenen Personen oder, falls ein giiltiger Wahlvorschlag auf dem Stimmzettel vorgedruckt war, der
gekennzeichneten Bewerber, erforderlichenfalls mit weiteren Personalangaben. Der Schriftfiihrer verzeichnete in der
Zahlliste die Stimmen. Ein vom Wahlvorsteher bestimmter Beisitzer tiberwachte die Tétigkeit des Schriftfithrers und
nahm die verlesenen Stimmzettel in Verwahrung. Wurden von einem Mitglied des Wahlvorstandes einzelne Stimmen
fiir ungiiltig gehalten, so wurde hieriiber Beschluss gefasst. Der Wahlvorsteher hat die Entscheidung jeweils bekannt
gegeben und auf der Riickseite des Stimmzettels mit Unterschrift und unter gleichzeitiger Angabe des Abstimmungs-
verhéltnisses die Griinde vermerkt, aus denen die Stimmen giiltig oder ungiiltig sind. Diese Stimmzettel sind wie die
Stimmzettel nach Abschnitt 3.4.3 mit fortlaufenden Nummern versehen worden und der Wahlniederschrift beigefiigt.
AnschlieBend stellte der Schriftfiihrer in der Zéhlliste fir jede Person oder jeden Bewerber unter Kontrolle des Wahl-
vorstehers die erreichte Stimmenzahl fest. Die Zahlliste wurde vom Schriftfiihrer und vom Wahlvorsteher unterzeich-
net. Der Schriftfiihrer trug die Ergebnisse in die Wahlniederschrift ein.

Das im nachstehenden Abschnitt 4 der WahIniederschrift enthaltene Ergebnis wurde vom Wahlvorstand als das
Wahlergebnis im Stimmbezirk ermittelt.

‘Wahlergebnis

IKennbuchstaben fiir die Zahlenangaben|®)

Al Wahlberechtigte laut Wéhlerverzeichnis
ohne Sperrvermerk ,,W* (Wahlschein)® ............ccooiiiiiniiiiiiii e
A2 Wahlberechtigte laut Wahlerverzeichnis
mit Sperrvermerk ,,W* (Wahlschein)®...........cccccovieiiiiiiieiiec e
im Wihlerverzeichnis insgesamt eingetragene
+ .
Al+ A2 WahIDEreChtite .....c.ocueiuiiiiiiieieiee e
B Zahl der WEHRIET.....c.co.cueirieiiiiiciececee ettt
C Ungiiltige Stmmabgaben ........c..coeceviiirieniiiiieeeee e
D Giiltige SMMAaDZADEN .....c..ovviiiiiiiiiiiecec e
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4.1

5
5.1

Von den giiltigen Stimmabgaben entfielen auf:

Vor- und Nachnamen der Personen und/oder Bewerber — laut Zihlliste — eingetragen;
gof. mit weiteren Angaben zur Person

Stimmen

Abschluss der Wahlergebnisermittlung

Bei der Ermittlung des Wahlergebnisses waren als besondere Vorkommnisse zu verzeichnen:

Der Wahlvorstand fasste in diesem Zusammenhang folgende Beschliisse:
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5.2 Nur fiir den Fall einer Nachzahlung?
Das (die) Mitglied(er) des Wahlvorstandes
Vor- und Nachname(n)
beantragte(n) vor Unterzeichnung der WahlIniederschrift eine erneute Zéhlung der Stimmen, weil
Angabe der Griinde
Darauthin wurde der Zihlvorgang (vergleiche Abschnitt 3.4) wiederholt. Das in Abschnitt 4 der Wahlniederschrift
enthaltene Wahlergebnis fiir den Stimmbezirk wurde
O mit dem gleichen Ergebnis erneut ermittelt.
| berichtigt.”

53 Das Wahlergebnis aus Abschnitt 4 wurde als Inhalt der Schnellmeldung iibertragen und auf schnellstem Wege um
|:| Uhr dem Wahlleiter der Gemeinde® iibermittelt.

54 Waihrend der Wahlhandlung waren immer mindestens drei Mitglieder des Wahlvorstandes, darunter der Wahlvorsteher
und der Schriftfiihrer oder ihre Stellvertreter anwesend. Wiahrend der Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses
waren immer mindestens fiinf Mitglieder, darunter der Wahlvorsteher und der Schriftfithrer oder ihre Stellvertreter
anwesend. Die Wahlhandlung sowie die Ermittlung des Wahlergebnisses waren 6ffentlich.

5.5 Vorstehende Niederschrift wurde von den Mitgliedern des Wahlvorstandes genehmigt und von ihnen unterschrieben.

Ort, Datum
Die iibrigen Beisitzer
Der Wahlvorsteher
Der Stellvertreter
Der Schriftfiihrer
5.6 Das (Die) Mitglied(er) des Wahlvorstandes

Vor- und Nachname(n)

verweigerte(n) die Unterschrift unter der Wahlniederschrift, weil

Angabe der Griinde
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5.7 Nach Abschluss des Wahlgeschéfts wurden alle Wahlunterlagen, die nicht dieser Wahlniederschrift als Anlagen bei-
gefiigt sind, wie folgt geordnet, gebiindelt und verpackt:

Anzahl

Paket(e) Stimmzettelumschldge bei Briefwahl
Anzahl

Paket(e) Stimmzettel mit giiltigen Stimmabgaben
Anzahl

Paket(e) Stimmzettel mit ungiiltigen Stimmabgaben
Anzahl

Paket(e) Wahlscheine
Anzahl

Paket(e) Wahlbriefumschlige

Die Pakete wurden versiegelt und mit der Inhaltsangabe versehen.

5.8 [J Dem Wahlleiter der Gemeinde® wurde unverziiglich

am um Uhr diese Wahlniederschrift mit folgenden Anlagen iibergeben:
Anzahl Stimmgzettel, iiber deren Giiltigkeit oder Ungiiltigkeit der Stimmabgabe oder einzelner Stimmen der Wahlvorstand
besonders beschlossen hat und bei Briefwahl zu Wahlen, fiir die eine Wahlbenachrichtigung nicht bestand.
Anzahl
Wabhlbriefe, die der Wahlvorstand zuriickgewiesen hat.
Anzahl
Wahlscheine, fiir die nach besonderer Beschlussfassung zugelassenen Wahlbriefe.
Anzahl
Zihllisten
Anzahl
Stimmzettelumschlidge bei Briefwahl mit Vermerken tiber fehlende Stimmzettel.

5.9 Der Gemeindeverwaltung wurden/werden iibergeben

- die Pakete wie in Abschnitt 5.7 beschrieben
- sowie alle sonstigen dem Wahlvorstand von der Gemeindeverwaltung zur Verfiigung gestellten Gegenstinde und
Unterlagen.

Der Wahlvorsteher

Von dem Wahlleiter der Gemeinde® wurde die Wahlniederschrift mit allen darin verzeichneten Anlagen
am I:I um |:| Uhr auf Vollstandigkeit iiberpriift und iibernommen.

Unterschrift

" Die Gemeindeverwaltung gibt nur die stattfindende Wahl an.

2 Nichtzutreffendes streichen.

Wahlniederschriften und Meldevordrucke sind aufeinander abgestimmt. Die einzelnen Zahlen des Wahlergebnisses sind in die Schnellmel-
dung bei demselben Kennbuchstaben einzutragen, mit dem sie in der Wahlniederschrift bezeichnet sind.

Die Zahlenangaben fiir die Kennbuchstaben nd sind der berichtigten Abschlussbeurkundung des Wahlerverzeichnisses zu entneh-
men.

Die berichtigten Zahlen sind in dem Abschnitt 4 mit anderer Farbe kenntlich zu machen. Alte Zahlenangaben nicht 16schen oder radieren.
Bei fiir sich stattfindender Landkreiswahl nimmt diese Aufgabe die Gemeindeverwaltung vor.

Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Formular gelten jeweils fiir alle Geschlechter.

3

4

5

6
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Anlage 18b
(§ 45 Abs. 1)

Gemeinde/Stadt Stimmbezirk

Bei Wahl mit mindestens zwei zugelassenen Wahlvorschligen

2.1

22

2.3

2.4

Niederschrift

iiber die Ermittlung des Ergebnisses der
Wahl des

[]  Ortschaftsbiirgermeisters/Ortsteilbiirgermeisters
[] Biirgermeisters/Oberbiirgermeisters
[l Landrats?

fur die/den

Ortschaft/Ortsteil mit Ortsteilverfassung/Gemeinde/Stadt/Landkreis®

am

Wahlvorstand

Zu der auf heute anberaumten Wahl waren erschienen:

als Wahlvorsteher (Nachname, Vorname)
1.
als Stellvertreter des Wahlvorstehers (Nachname, Vorname)
2.
als Schriftfiihrer (Nachname, Vorname)
als Beisitzer (Nachname, Vorname)
4.
als Beisitzer (Nachname, Vorname)
5.
als Beisitzer (Nachname, Vorname)
als Beisitzer (Nachname, Vorname)
7.
als Beisitzer (Nachname, Vorname)
als Beisitzer (Nachname, Vorname)
9.
Wahlhandlung

Der Wahlvorsteher erdffnete die Wahlhandlung damit, dass er die tibrigen Mitglieder des Wahlvorstandes zur unpar-
teiischen Wahrnehmung ihres Amtes und zur Verschwiegenheit iiber die ihnen bei ihrer amtlichen Tatigkeit bekannt
gewordenen Tatsachen, insbesondere {iber alle dem Wahlgeheimnis unterliegenden Angelegenheiten, verpflichtete. Er
belehrte sie iiber ihre Aufgaben. Sofern noch nicht geschehen, bestellt er den Stellvertreter des Schriftfithrers aus der
Mitte der Beisitzer. Ein Abdruck des Thiiringer Kommunalwahlgesetzes (ThiirKWG) und der Thiiringer Kommunal-
wahlordnung (ThiirKWO) lagen im Wahlraum vor.

Der Wahlvorstand stellte fest, dass sich die Wahlurne(n) in ordnungsméBigem Zustand befand(en) und leer war(en).
Sodann wurde(n) die Wahlurne(n) verschlossen; der Wahlvorsteher nahm den (die) Schliissel in Verwahrung.

Die Wahlzelle(n) war(en) vorschriftsméBig eingerichtet.

[J Vor Beginn der Stimmabgabe berichtigte der Wahlvorsteher das Wihlerverzeichnis nach dem Verzeichnis der
nachtriglich erteilten Wahlscheine, indem er bei den Namen der nachtriglich mit Wahlscheinen versehenen Wahl-
berechtigten in der Spalte fiir die Stimmabgabe den Vermerk ,,Wahlschein® oder den Buchstaben ,,W* eintrug.
Der Wahlvorsteher berichtigte auch die Zahlen der Abschlussbeurkundung des Wihlerverzeichnisses: diese Be-
richtigung wurde von ihm abgezeichnet.

[ entfillt
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2.5

2.6

2.7

2.8

3.1

Mit der Stimmabgabe wurdeum| | Uhr begonnen.

[] Besondere Vorfille wihrend der Wahlhandlung waren nicht zu verzeichnen.

[ Als besondere Vorfille waren zu verzeichnen:

Uber die Einzelheiten wurden Niederschriften angefertigt und als Anlagen
Nr. | | bis Nr. | | beigefiigt.

[] Der Wahlvorsteher berichtigte entsprechend Abschnitt 2.4 das Wihlerverzeichnis und die dazugehérige Ab-
schlussbeurkundung erneut unter Beriicksichtigung der noch am Wahltage an erkrankte Wahlberechtigte erteilten
Wahlscheine.

[ entfillt.

Um I:l Uhr gab der Wahlvorsteher das Ende der Wahlhandlung bekannt. Danach wurden nur noch die Wahler zur
Stimmabgabe zugelassen, die vor Bekanntgabe des Endes der Wahlhandlung erschienen waren und sich im Wahlraum
oder aus Platzgriinden davor befanden. Der Zutritt zum Wahlraum wurde fiir Wahler, die nach Bekanntgabe des Endes
der Wahlhandlung erschienen sind, zum Zweck der Stimmabgabe gesperrt; § 32 Abs. 1 ThiirKWO wurde beachtet.

Um|[  |Uhrerklirte der Wahlvorsteher die Wahlhandlung fiir geschlossen. Vom Wahltisch wurden alle
nicht benutzten Stimmzettel entfernt.

Ermittlung des Wahlergebnisses im Stimmbezirk

Die Ermittlung des Wahlergebnisses wurde —

[] unmittelbar im Anschluss an die Stimmabgabe und ohne Unterbrechung
[] unmittelbar im Anschluss an die Ermittlung des Ergebnisses der Wahl des
Europaparlaments/Bundestags/Landtags
Biirgermeisters/Oberbiirgermeisters

Landrats

Ortschaftsbiirgermeisters/Ortsteilbiirgermeisters

Gemeinderats

oooOoono

Kreistags
— unter der Leitung des Wahlvorstehers oder des Stellvertreters vorgenommen.
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3.1a
3.1a.1

3.1a2

3.1a3

3.1a4

Nur fiir Wahlvorstiinde, die gleichzeitig die Aufgaben eines Briefwahlvorstandes wahrnehmen:

Der Wahlvorstand stellt nunmehr fest, dass ihm von der Gemeindeverwaltung

l:| Wahlbriefe sowie

[ eine Mitteilung, dass keine Wahlscheine fiir ungiiltig erkldrt worden sind,

O |:| Verzeichnis(se) der fiir ungiiltig erklarten Wahlscheine (§ 15 Abs. 7 ThirKWO)
iibergeben worden sind.

Ein vom Wahlvorsteher bestimmtes Mitglied des Wahlvorstandes 6ffnete die Wahlbriefe einzeln, entnahm ihnen den
Wahlschein und den Stimmzettelumschlag und {ibergab den Wahlschein dem Schriftfiihrer und den Stimmzettelum-
schlag dem Wahlvorsteher. Der Schriftfiithrer priifte anhand des Verzeichnisses der fiir ungiiltig erklarten Wahlscheine,
ob der Wahlschein ganz oder teilweise ungiiltig war. Galt ein Wahlschein bei verbundenen Wahlen nicht fiir alle Wah-
len, so wurde auf dem Stimmzettelumschlag vermerkt (durch Ankreuzen der vorgedruckten Kéastchen), fiir welche
Wabhlen eine Wahlberechtigung bestand. Wahlbriefe, gegen die Bedenken erhoben wurden (§ 42 Abs. 2 ThirKWO)
wurden nach Abschnitt 3.1a.4 behandelt. Andernfalls wurde der Stimmzettelumschlag von dem Wahlvorsteher in die
Wahlurne gelegt. Die Wahlscheine wurden gesammelt, die Wahlbriefumschldge ausgesondert und von einem Beisitzer
getrennt in Verwahrung genommen.

Eine vom Wahlleiter beauftragte Person tiberbrachte

um |:] Uhr weitere |:] Wabhlbriefe, die am Wahltag bei der Gemeindeverwaltung noch vor Ende der Wahlhand-
lung eingegangen waren. Sie wurden entsprechend Abschnitt 3.1a.2 behandelt.

Es wurden

[ keine

[] insgesamt |:| Wabhlbriefe beanstandet.

Davon wurden durch Beschluss zuriickgewiesen:

Wahlbriefe, die nicht rechtzeitig eingegangen waren,

Wabhlbriefe, weil dem Wahlbriefumschlag kein oder kein giiltiger Wahlschein beigelegen hat,

Wabhlbriefe, weil dem Wahlbriefumschlag kein amtlicher Stimmzettelumschlag beigefiigt war oder sich der
Stimmzettel auBerhalb des Stimmzettelumschlages befand,

Wahlbriefe, weil der Wahlbriefumschlag nicht verschlossen war,

Wahlbriefe, weil der Wahlbriefumschlag mehrere Stimmzettelumschldge enthalten hat, der Wihler aber
nicht fiir die gleiche Anzahl an Wahlen einen giiltigen und mit der vorgeschriebenen Versicherung an Eides
Statt versehenen Wahlschein beigefiigt hat,

Wahlbriefe, weil der Wéhler oder die Vertrauensperson die vorgeschriebene Versicherung an Eides Statt
zur Briefwahl auf dem Wahlschein nicht unterschrieben hat,

Wahlbriefe, weil der Wahlschein erkennbar nicht amtlich hergestellt war,

Wahlbriefe, weil ein Stimmzettelumschlag benutzt worden war, der offensichtlich in einer das Wahlge-
heimnis gefdhrdenden Weise von den iibrigen abwich oder einen deutlich fithlbaren Gegenstand enthalten
hat.

U Ud 00U bbd

Wahlbriefe insgesamt

Sie wurden samt Inhalt ausgesondert, von dem Wahlvorsteher mit einem unterschriebenen Vermerk unter Angabe des
Abstimmungsverhéltnisses und der Griinde der Zuriickweisung versehen, fortlaufend nummeriert und der Wahlnieder-
schrift beigefiigt.

Nach Beschlussfassung wurden | | Wahlbriefe zugelassen und nach Abschnitt 3.1a.2 behandelt. Auf dem Wahl-
schein hat der Wahlvorsteher mit Unterschrift unter Angabe des Abstimmungsverhéltnisses die Griinde vermerkt, die
zur Zulassung gefiihrt haben. Die Wahlscheine wurden fortlaufend nummeriert und der Wahlniederschrift beigefiigt.
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3.2 Zihlung der Wiihler

Zunéchst wurde(n) die Wahlurne(n) ge6ffnet sowie die Stimmzettel entnommen. Der Wahlvorsteher iiberzeugte sich,
dass die Wahlurne(n) leer war(en).

3.2.1 Sodann wurden die Stimmzettel gezahlt — bei verbundenen Wahlen fiir jede Wahl getrennt.
Die Zéhlung ergab |:| Stimmzettel.

3.2.2  Darauthin wurden die im Wéhlerverzeichnis eingetragenen Stimmabgabevermerke gezahlt.

Die Zahlung ergab |:| Vermerke.

3.2.3 Die Zahl der Stimmzettel

[ stimmte mit der Zahl der Stimmabgabevermerke iiberein.

] warum| ]
[ groBer
[ kleiner

als die Zahl der Stimmabgabevermerke.

Die Verschiedenheit, die sich auch bei wiederholter Zahlung herausstellte, erklérte sich aus folgenden Griinden:

3.2.4 Die festgestellte Zahl der Stimmzettel gilt als Zahl der Wéhler.
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Nur fiir Wahlvorstiinde, die gleichzeitig die Aufgaben eines Briefwahlvorstandes wahrnehmen:

Zunéchst wurde(n) die Wahlurne(n) geodftnet, die Stimmzettel sowie die Stimmzettelumschlage entnommen. Der
Wahlvorsteher iiberzeugte sich, dass die Wahlurne(n) leer war(en). Stimmzettel und Stimmzettelumschldge wurden
getrennt.

Die Zahlung der Wihler erfolgte zunéchst nach den Abschnitten 3.2.1 bis 3.2.4, dann wurde nach Abschnitt 3.3 ver-
fahren.

33 Ziahlung der Wiihler bei Briefwahl

3.3.1 Sodann wurden die Stimmzettelumschldge gedffnet, die Stimmzettel herausgenommen und diese gezahlt — bei gleich-
zeitig stattfindenden (verbundenen) Wahlen fiir jede Wahl getrennt. Leer abgegebene Stimmzettelumschldge und bei
verbundenen Wahlen Stimmzettelumschlége, die nicht fiir alle Wahlen, fiir die eine Wahlberechtigung bestand, Stimm-
zettel enthielten, wurden mit einem Vermerk iiber fehlende Stimmzettel versehen und von einem Beisitzer in Verwah-
rung genommen; sie sind fortlaufend nummeriert der Wahlniederschrift beigefligt. Enthielt ein Stimmzettelumschlag
Stimmzettel, fiir die eine Wahlberechtigung nicht bestand, so wurden diese mit einem entsprechenden Vermerk verse-
hen, ausgesondert, fortlaufend nummeriert und der Wahlniederschrift beigefiigt; sie wurden bei der Zahl der Stimm-
zettel nicht mitgezahlt.

Die Zihlung ergab| | Stimmzettel.

3.3.2 Darauthin wurden die Wahlscheine gezihlt, bei verbundenen Wahlen jedoch nur die Wahlscheine, auf denen eine
Wahlberechtigung fiir die betreffende Wahl vermerkt war.

Die Zahlung ergab |:| Wahlscheine.

3.3.3 Anschliefend wurde die Zahl der jeweiligen Vermerke auf den Stimmzettelumschldgen iiber fehlende Stimmzettel
ermittelt.

Die Zihlung ergab |:| Vermerke iiber fehlende Stimmzettel.

3.34 Die Zahl der Stimmzettel und der Vermerke tiber fehlende Stimmzettel

[ stimmte mit der Zahl der Wahlscheine iiberein.

[0 war uml:|

[ groBer

[ kleiner
als die Zahl der Wahlscheine.

Die Verschiedenheit, die sich auch bei wiederholter Zahlung herausstellte, erklart sich aus folgenden Griinden:

3.3.5 Die festgestellte Zahl der Stimmzettel gilt als Zahl der Wihler.

3.3.6  Die Zahl der Wihler fiir die Briefwahl einschlieBlich der Zahl der Wahler nach Abschnitt 3.2.4 oder 3.3.5 ergibt die
Gesamtzahl der Wihler von

Iy

3.4 Zihlung der Stimmen
3.4.1 Nunmehr wurden — bei verbundenen Wahlen fiir jede Wahl gesondert — die Stimmzettel auf die Giiltigkeit der Stimm-
abgabe gepriift, getrennt und nach folgenden Stapeln sortiert:

a) Stimmzettel, die keine Kennzeichnung oder offensichtlich ungiiltige Stimmabgaben enthalten,
b) Stimmzettel, die Anlass zu Bedenken geben,

c¢) Stimmzettel, die offensichtlich giiltige Stimmabgaben enthalten.
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342

343

3.4.4

3.5

Der Wahlvorsteher priifte die Stimmzettel nach Abschnitt 3.4.1 Buchst. a, ermittelte ihre Zahl und sagte an, dass die
Stimmabgabe ungiiltig ist.

[] Es hat kein Mitglied des Wahlvorstandes widersprochen?.
[J Bei Widerspruch wurde iiber den Stimmzettel nach Abschnitt 3.4.3 Beschluss gefasst?).

Die Stimmzettel wurden ausgesondert und von einem Beisitzer verwahrt.
Die Zahl der ungiiltigen Stimmabgaben betragt |:| .

AnschlieBend beschloss der Wahlvorstand iiber Giiltigkeit oder Ungiiltigkeit von Stimmabgaben nach Ab-
schnitt 3.4.1 Buchst. b. Der Wahlvorsteher gab die Entscheidung jeweils bekannt und vermerkte auf der Riickseite des
Stimmzettels mit Unterschrift unter gleichzeitiger Angabe des Abstimmungsverhéltnisses die Griinde, aus denen die
Stimmabgabe giiltig oder ungiiltig ist. Die Stimmzettel wurden mit fortlaufenden Nummern versehen und der Wahl-
niederschrift beigefligt. Stimmzettel mit ungiiltigen Stimmabgaben wurden ausgesondert und von einem Beisitzer ver-
wahrt. Stimmzettel mit giiltigen Stimmabgaben wurden nach Abschnitt 3.4.4 weiterbehandelt.

Die Zahl dieser Stimmzettel mit ungiiltigen oder giiltigen Stimmabgaben betragt

Die Zahl der ungiiltigen Stimmabgaben betrigt

JUU

Die Zahl der giiltigen Stimmabgaben betragt
Die Zahl der giiltigen Stimmabgaben nach Abschnitt 3.4.1 Buchst. ¢ und Abschnitt 3.4.3 betrégt insgesamt ‘:l

a) Die Stimmzettel wurden nach den gekennzeichneten Wahlvorschldgen sortiert und jeweils gezahlt. Die erreichte
Stimmenzahl wurde fiir jeden Wahlvorschlag in die Wahlniederschrift eingetragen.

b) Die Zihlung der Stimmen erfolgte wie folgt, im automatisierten Verfahren?):

Waurden von einem Mitglied des Wahlvorstands einzelne Stimmen fiir ungiiltig gehalten, so wurde hieriiber Beschluss
gefasst. Der Wahlvorsteher hat die Entscheidung jeweils bekannt gegeben und auf der Riickseite des Stimmzettels mit
Unterschrift und unter gleichzeitiger Angabe des Abstimmungsverhéltnisses die Griinde vermerkt, aus denen die Stim-
men giiltig oder ungiiltig sind. Diese Stimmzettel sind wie die Stimmzettel nach Abschnitt 3.4.3 mit fortlaufenden
Nummern versehen worden und der Wahlniederschrift beigefligt.

Das im nachstehenden Abschnitt 4 der WahIniederschrift enthaltene Ergebnis wurde vom Wahlvorstand als das Wahl-
ergebnis im Stimmbezirk ermittelt.

Wahlergebnis

IKennbuchstaben fiir die Zahlenangaben| »

Al Wahlberechtigte laut Wahlerverzeichnis
ohne Sperrvermerk ,,W* (WahlSChein)® .........cccovveiriniiiiieieinesese e
A2 Wahlberechtigte laut Wahlerverzeichnis
mit Sperrvermerk ,, W (WahIschein)®...........cccoiiiiiiiiiniiiieiiee e
im Wiahlerverzeichnis insgesamt eingetragene
+ .
Al+ A2 WahIDEIECREIGLE ...ttt
B Zahl der WARICT............ccieiiiiiiiieee et
C Ungiiltige Stmmabgaben ............ccecieiiiiiiiiieieieieieee e
D Gililtige SMMAaDZADEN ........oouiiiiiiieiiiiieeee e
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4.1

5.1

52

Von den giiltigen Stimmabgaben entfielen auf:

Listen-
Nr.

Kennwort des Wahlvorschlags der Partei/Wihlergruppe/des Einzelbewerbers

Stimmen

Zusammen

Abschluss der Wahlergebnisermittlung

Bei der Ermittlung des Wahlergebnisses waren als besondere Vorkommnisse zu verzeichnen:

Der Wahlvorstand fasste in diesem Zusammenhang folgende Beschliisse:

Nur fiir den Fall einer Nachzihlung?

Das (die) Mitglied(er) des Wahlvorstandes

Vor- und Nachname(n)
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53

54

5.5

5.6

beantragte(n) vor Unterzeichnung der Wahlniederschrift eine erneute Zahlung der Stimmen, weil

Angabe der Griinde

Daraufhin wurde der Zihlvorgang (vergleiche Abschnitt 3.4) wiederholt. Das in Abschnitt 4 der Wahlniederschrift
enthaltene Wahlergebnis fiir den Stimmbezirk wurde

O mit dem gleichen Ergebnis erneut ermittelt.
O berichtigt.?)

Das Wahlergebnis aus Abschnitt 4 wurde als Inhalt der Schnellmeldung tibertragen und auf schnellstem Wege um
l:| Uhr dem Wahlleiter der Gemeinde® iibermittelt.

Waihrend der Wahlhandlung waren immer mindestens drei Mitglieder des Wahlvorstandes, darunter der Wahlvorsteher
und der Schriftfiihrer oder ihre Stellvertreter anwesend. Wahrend der Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses

waren immer mindestens fiinf Mitglieder, darunter der Wahlvorsteher und der Schriftfiihrer oder ihre Stellvertreter
anwesend. Die Wahlhandlung sowie die Ermittlung des Wahlergebnisses waren 6ffentlich.

Vorstehende Niederschrift wurde von den Mitgliedern des Wahlvorstandes genehmigt und von ihnen unterschrieben.

Ort, Datum

Die iibrigen Beisitzer

Der Wahlvorsteher

Der Stellvertreter

Der Schriftfiihrer

Das (Die) Mitglied(er) des Wahlvorstandes

Vor- und Nachname(n)

verweigerte(n) die Unterschrift unter der Wahlniederschrift, weil

Angabe der Griinde
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5.7 Nach Abschluss des Wahlgeschifts wurden alle Wahlunterlagen, die nicht dieser Wahlniederschrift als Anlage
beigefiigt sind, wie folgt geordnet, gebiindelt und verpackt:

Anzahl

Paket(e) Stimmzettelumschldge bei Briefwahl
Anzahl

Paket(e) Stimmzettel mit giiltigen Stimmabgaben
Anzahl

Paket(e) Stimmzettel mit ungiiltigen Stimmabgaben
Anzahl

Paket(e) Wahlscheine
Anzahl

Paket(e) Wahlbriefumschlige

Die Pakete wurden versiegelt und mit der Inhaltsangabe versehen.

5.8 [ Dem Wahlleiter der Gemeinde® wurde unverziiglich

am um |:| Uhr diese Wahlniederschrift mit folgenden Anlagen iibergeben:

Anzahl Stimmzettel, tiber deren Giiltigkeit oder Ungiiltigkeit der Stimmabgabe oder einzelner Stimmen der Wahlvorstand
besonders beschlossen hat und bei Briefwahl zu Wahlen, fiir die eine Wahlberechtigung nicht bestand.

Anzahl
Wahlbriefe, die der Wahlvorstand zuriickgewiesen hat.

Anzahl
Wabhlscheine, fiir die nach besonderer Beschlussfassung zugelassenen Wahlbriefe.

Anzahl
Zihllisten

Anzahl
Stimmzettelumschlidge bei Briefwahl mit Vermerken iiber fehlende Stimmzettel.

5.9 Der Gemeindeverwaltung wurden/werden iibergeben

- die Pakete wie in Abschnitt 5.7 beschrieben
- sowie alle sonstigen dem Wahlvorstand von der Gemeindeverwaltung zur Verfigung gestellten Gegensténde
und Unterlagen.

Der Wahlvorsteher

Von dem Wahlleiter der Gemeinde® wurde die Wahlniederschrift mit allen darin verzeichneten Anlagen
am um I:I Uhr auf Vollstandigkeit iiberpriift und iibernommen.

Unterschrift

Die Gemeindeverwaltung gibt nur die stattfindende Wahl an.

Nichtzutreffendes streichen.

Wabhlniederschriften und Meldevordrucke sind aufeinander abgestimmt. Die einzelnen Zahlen des Wahlergebnisses sind in die Schnellmel-
dung bei demselben Kennbuchstaben einzutragen, mit dem sie in der Wahlniederschrift bezeichnet sind.

Die Zahlenangaben fiir die Kennbuchstaben nd @ sind der berichtigten Abschlussbeurkundung des Wihlerverzeichnisses zu entneh-
men.

Die berichtigten Zahlen sind in dem Abschnitt 4 mit anderer Farbe kenntlich zu machen. Alte Zahlenangaben nicht 16schen oder radieren.
Bei fiir sich stattfindender Landkreiswahl nimmt diese Aufgabe die Gemeindeverwaltung vor.

Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Formular gelten jeweils fiir alle Geschlechter.

2
3

4

5
6.
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Anlage 18c
(§ 45 Abs. 1)

Gemeinde/Stadt Stimmbezirk

Bei Wahl mit einem oder keinem zugelassenen Wahlvorschlag

Niederschrift

iiber die Ermittlung des Ergebnisses der
Wahl des

[]  Ortschaftsbiirgermeisters/Ortsteilbiirgermeisters
[] Biirgermeisters/Oberbiirgermeisters
[] Landrats)

fir die/den

Ortschaft/Ortsteil mit Ortsteilverfassung/Gemeinde/Stadt/Landkreis?

1 Wahlvorstand
Zu der auf heute anberaumten Wahl waren erschienen:
als Wahlvorsteher (Nachname, Vorname)
1.
als Stellvertreter des Wahlvorstehers (Nachname, Vorname)
2.
als Schriftfiihrer (Nachname, Vorname)
3.
als Beisitzer (Nachname, Vorname)
4.
als Beisitzer (Nachname, Vorname)
5.
als Beisitzer (Nachname, Vorname)
6.
als Beisitzer (Nachname, Vorname)
7.
als Beisitzer (Nachname, Vorname)
8.
als Beisitzer (Nachname, Vorname)
9.
2 Wahlhandlung

2.1 Der Wahlvorsteher erdffnete die Wahlhandlung damit, dass er die iibrigen Mitglieder des Wahlvorstandes zur unpar-
teiischen Wahrnehmung ihres Amtes und zur Verschwiegenheit {iber die ihnen bei ihrer amtlichen Tatigkeit bekannt
gewordenen Tatsachen, insbesondere iiber alle dem Wahlgeheimnis unterliegenden Angelegenheiten, verpflichtete. Er
belehrte sie iiber ihre Aufgaben. Sofern noch nicht geschehen, bestellt er den Stellvertreter des Schriftfiihrers aus der
Mitte der Beisitzer. Ein Abdruck des Thiiringer Kommunalwahlgesetzes (ThirKWG) und der Thiiringer Kommunal-
wahlordnung (ThiirKWO) lagen im Wahlraum vor.

2.2 Der Wahlvorstand stellte fest, dass sich die Wahlurne(n) in ordnungsméfigem Zustand befand(en) und leer war(en).
Sodann wurde(n) die Wahlurne(n) verschlossen; der Wahlvorsteher nahm den (die) Schliissel in Verwahrung.

2.3 Die Wahlzelle(n) war(en) vorschriftsmaBig eingerichtet.

2.4 [ Vor Beginn der Stimmabgabe berichtigte der Wahlvorsteher das Wihlerverzeichnis nach dem Verzeichnis der
nachtriglich erteilten Wahlscheine, indem er bei den Namen der nachtraglich mit Wahlscheinen versehenen Wahl-
berechtigten in der Spalte fiir die Stimmabgabe den Vermerk ,,Wahlschein® oder den Buchstaben ,,W* eintrug.
Der Wahlvorsteher berichtigte auch die Zahlen der Abschlussbeurkundung des Wahlerverzeichnisses: diese Be-
richtigung wurde von ihm abgezeichnet.

[ entfallt



464

Gesetz- und Verordnungsblatt fiir den Freistaat Thiringen

2.5

2.6

2.7

2.8

3.1

Mit der Stimmabgabe wurdeum| | Uhr begonnen.

[] Besondere Vorflle wihrend der Wahlhandlung waren nicht zu verzeichnen.

[ Als besondere Vorfille waren zu verzeichnen:

Uber die Einzelheiten wurden Niederschriften angefertigt und als Anlagen
Nr. | | bis Nr. | | beigefiigt.

[] Der Wahlvorsteher berichtigte entsprechend Abschnitt 2.4 das Wihlerverzeichnis und die dazugehdrige Ab-
schlussbeurkundung erneut unter Beriicksichtigung der noch am Wahltage an erkrankte Wahlberechtigte erteilten
Wahlscheine.

[ entfallt.

Um l:] Uhr gab der Wahlvorsteher das Ende der Wahlhandlung bekannt. Danach wurden nur noch die Wahler zur
Stimmabgabe zugelassen, die vor Bekanntgabe des Endes der Wahlhandlung erschienen waren und sich im Wahlraum
oder aus Platzgriinden davor befanden. Der Zutritt zum Wahlraum wurde fiir Wahler, die nach Bekanntgabe des Endes
der Wahlhandlung erschienen sind, zum Zweck der Stimmabgabe gesperrt; § 32 Abs. 1 ThirKWO wurde beachtet.

Um |:| Uhr erkldrte der Wahlvorsteher die Wahlhandlung fiir geschlossen. Vom Wahltisch wurden alle
nicht benutzten Stimmzettel entfernt.

Ermittlung des Wahlergebnisses im Stimmbezirk

Die Ermittlung des Wahlergebnisses wurde —

[] unmittelbar im Anschluss an die Stimmabgabe und ohne Unterbrechung
[] unmittelbar im Anschluss an die Ermittlung des Ergebnisses der Wahl des
Europaparlaments/Bundestags/Landtags
Biirgermeisters/Oberbiirgermeisters

Landrats

Ortschaftsbiirgermeisters/Ortsteilbiirgermeisters

Gemeinderats

oOooOood

Kreistags
—unter der Leitung des Wahlvorstehers oder des Stellvertreters vorgenommen.
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3.1a
3.1a.1

3.1a2

3.1a.3

3.1a4

Nur fiir Wahlvorstéiinde, die gleichzeitig die Aufgaben eines Briefwahlvorstandes wahrnehmen:

Der Wahlvorstand stellt nunmehr fest, dass ihm von der Gemeindeverwaltung

l:| Wahlbriefe sowie

[] eine Mitteilung, dass keine Wahlscheine fiir ungiiltig erklért worden sind,

O C] Verzeichnis(se) der fiir ungiiltig erklarten Wahlscheine (§ 15 Abs. 7 ThirKWO)

iibergeben worden sind.

Ein vom Wahlvorsteher bestimmtes Mitglied des Wahlvorstandes 6ffnete die Wahlbriefe einzeln, entnahm ihnen den
Wahlschein und den Stimmzettelumschlag und iibergab den Wahlschein dem Schriftfiihrer und den Stimmzettelum-
schlag dem Wahlvorsteher. Der Schriftfiihrer priifte anhand des Verzeichnisses der fiir ungiiltig erklarten Wahlscheine,
ob der Wahlschein ganz oder teilweise ungiiltig war. Galt ein Wahlschein bei verbundenen Wahlen nicht fiir alle Wah-
len, so wurde auf dem Stimmzettelumschlag vermerkt (durch Ankreuzen der vorgedruckten Kastchen), fiir welche
Wahlen eine Wahlberechtigung bestand. Wahlbriefe, gegen die Bedenken erhoben wurden (§ 42 Abs. 2 ThiirKWO)
wurden nach Abschnitt 3.1a.4 behandelt. Andernfalls wurde der Stimmzettelumschlag von dem Wahlvorsteher in die
Wahlurne gelegt. Die Wahlscheine wurden gesammelt, die Wahlbriefumschlidge ausgesondert und von einem Beisitzer
getrennt in Verwahrung genommen.

Eine vom Wahlleiter beauftragte Person iiberbrachte

um E Uhr weitere E Wahlbriefe, die am Wahltag bei der Gemeindeverwaltung noch vor Ende der Wahlhand-
lung eingegangen waren. Sie wurden entsprechend Abschnitt 3.1a.2 behandelt.

Es wurden

[ keine

[Jinsgesamt| | Wahlbriefe beanstandet.

Davon wurden durch Beschluss zuriickgewiesen:

Wahlbriefe, die nicht rechtzeitig eingegangen waren,

Wahlbriefe, weil dem Wahlbriefumschlag kein oder kein giiltiger Wahlschein beigelegen hat,

Wahlbriefe, weil dem Wahlbriefumschlag kein amtlicher Stimmzettelumschlag beigefiigt war oder sich der
Stimmzettel auBerhalb des Stimmzettelumschlages befand,

Wabhlbriefe, weil der Wahlbriefumschlag nicht verschlossen war,

Wahlbriefe, weil der Wahlbriefumschlag mehrere Stimmzettelumschldge enthalten hat, der Wahler aber
nicht fur die gleiche Anzahl an Wahlen einen giiltigen und mit der vorgeschriebenen Versicherung an Eides
Statt versehenen Wahlschein beigefiigt hat,

Wahlbriefe, weil der Wihler oder die Vertrauensperson die vorgeschriebene Versicherung an Eides Statt
zur Briefwahl auf dem Wahlschein nicht unterschrieben hat,

Wahlbriefe, weil der Wahlschein erkennbar nicht amtlich hergestellt war,

U0 Ul oot

Wahlbriefe, weil ein Stimmzettelumschlag benutzt worden war, der offensichtlich in einer das Wahlge-
heimnis gefdhrdenden Weise von den iibrigen abwich oder einen deutlich fithlbaren Gegenstand enthalten
hat.

1

Wabhlbriefe insgesamt

Sie wurden samt Inhalt ausgesondert, von dem Wahlvorsteher mit einem unterschriebenen Vermerk unter Angabe des
Abstimmungsverhiltnisses und der Griinde der Zuriickweisung versehen, fortlaufend nummeriert und der Wahlnieder-
schrift beigefligt.

Nach Beschlussfassung wurden | | Wahlbriefe zugelassen und nach Abschnitt 3.1a.2 behandelt. Auf dem Wahl-
schein hat der Wahlvorsteher mit Unterschrift unter Angabe des Abstimmungsverhéltnisses die Griinde vermerkt, die
zur Zulassung gefiihrt haben. Die Wahlscheine wurden fortlaufend nummeriert und der Wahlniederschrift beigefiigt.
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3.2 Ziahlung der Wiihler

Zunéchst wurde(n) die Wahlurne(n) gedffnet sowie die Stimmzettel entnommen. Der Wahlvorsteher iiberzeugte sich,
dass die Wahlurne(n) leer war(en).

3.2.1 Sodann wurden die Stimmzettel gezihlt — bei verbundenen Wahlen fiir jede Wahl getrennt.
Die Zihlung ergab |:| Stimmzettel.

3.2.2  Darauthin wurden die im Wihlerverzeichnis eingetragenen Stimmabgabevermerke gezéhlt.
Die Zihlung ergab [ | Vermerke.

3.2.3 Die Zahl der Stimmzettel

[ stimmte mit der Zahl der Stimmabgabevermerke iiberein.

] warum| ]
O grofer
[ kleiner

als die Zahl der Stimmabgabevermerke.

Die Verschiedenheit, die sich auch bei wiederholter Zahlung herausstellte, erklérte sich aus folgenden Griinden:

3.24 Die festgestellte Zahl der Stimmzettel gilt als Zahl der Wihler.
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Nur fiir Wahlvorstinde, die gleichzeitig die Aufgaben eines Briefwahlvorstandes wahrnehmen:

Zunéchst wurde(n) die Wahlurne(n) geodffnet, die Stimmzettel sowie die Stimmzettelumschldge entnommen. Der
Wahlvorsteher iiberzeugte sich, dass die Wahlurne(n) leer war(en). Stimmzettel und Stimmzettelumschldge wurden
getrennt.

Die Zahlung der Wihler erfolgte zunédchst nach den Abschnitten 3.2.1 bis 3.2.4, dann wurde nach Abschnitt 3.3 ver-
fahren.

Zihlung der Wiihler bei Briefwahl

Sodann wurden die Stimmzettelumschldge gedffnet, die Stimmzettel herausgenommen und diese gezihlt — bei gleich-
zeitig stattfindenden (verbundenen) Wahlen fiir jede Wahl getrennt. Leer abgegebene Stimmzettelumschldge und bei
verbundenen Wahlen Stimmzettelumschlége, die nicht fiir alle Wahlen, fiir die eine Wahlberechtigung bestand, Stimm-
zettel enthielten, wurden mit einem Vermerk iiber fehlende Stimmzettel versehen und von einem Beisitzer in Verwah-
rung genommen; sie sind fortlaufend nummeriert der Wahlniederschrift beigefiigt. Enthielt ein Stimmzettelumschlag
Stimmzettel, fiir die eine Wahlberechtigung nicht bestand, so wurden diese mit einem entsprechenden Vermerk verse-
hen, ausgesondert, fortlaufend nummeriert und der Wahlniederschrift beigefiigt; sie wurden bei der Zahl der Stimm-
zettel nicht mitgezahlt.

Die Zihlung ergab |:| Stimmzettel.

Darauthin wurden die Wahlscheine gezihlt, bei verbundenen Wahlen jedoch nur die Wahlscheine, auf denen eine
Wahlberechtigung fiir die betreffende Wahl vermerkt war.

Die Zahlung ergab |:| Wahlscheine.

Anschlieend wurde die Zahl der jeweiligen Vermerke auf den Stimmzettelumschlagen iiber fehlende Stimmzettel
ermittelt.

Die Zihlung ergab| | Vermerke iiber fehlende Stimmzettel.

Die Zahl der Stimmzettel und der Vermerke tiber fehlende Stimmzettel

[ stimmte mit der Zahl der Wahlscheine iiberein.

O warum| |

[ groBer

[ kleiner
als die Zahl der Wahlscheine.

Die Verschiedenheit, die sich auch bei wiederholter Zahlung herausstellte, erklért sich aus folgenden Griinden:

Die festgestellte Zahl der Stimmzettel gilt als Zahl der Wahler.

Die Zahl der Wahler fiir die Briefwahl einschlielich der Zahl der Wahler nach Abschnitt 3.2.4 oder 3.3.5 ergibt die
Gesamtzahl der Wihler von

L.

34

341

Zihlung der Stimmen

Nunmehr wurden — bei verbundenen Wahlen fiir jede Wahl gesondert — die Stimmzettel auf die Giiltigkeit der Stimm-
abgabe gepriift, getrennt und nach folgenden Stapeln sortiert:

a) Leer abgegebene Stimmzettel oder sonstige Stimmzettel, die offensichtlich ungiiltige Stimmabgaben enthalten,
b) Stimmzettel, die Anlass zu Bedenken geben,

c) Stimmzettel, die offensichtlich giiltige Stimmabgaben enthalten.
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3.4.4

3.5

Der Wahlvorsteher priifte die Stimmzettel nach Abschnitt 3.4.1 Buchst. a, ermittelte ihre Zahl und sagte an, dass die
Stimmabgabe ungiiltig ist.

[ Es hat kein Mitglied des Wahlvorstandes widersprochen?.
[] Bei Widerspruch wurde iiber den Stimmzettel nach Abschnitt 3.4.3 Beschluss gefasst?.

Die Stimmzettel wurden ausgesondert und von einem Beisitzer verwahrt.
Die Zahl der ungiiltigen Stimmabgaben betragt :| .

Anschlieflend beschloss der Wahlvorstand iiber Giiltigkeit oder Ungiiltigkeit von Stimmabgaben bei Stimmzetteln nach
Abschnitt 3.4.1 Buchst. b. Der Wahlvorsteher gab die Entscheidung jeweils bekannt und vermerkte auf dem Stimm-
zettel mit Unterschrift unter gleichzeitiger Angabe des Abstimmungsverhéltnisses die Griinde, aus denen die Stimm-
abgabe giiltig oder ungiiltig ist. Die Stimmzettel wurden mit fortlaufenden Nummern versehen und der Wahlnieder-
schrift beigefiigt. Stimmzettel mit ungiiltigen Stimmabgaben wurden ausgesondert und von einem Beisitzer verwahrt.
Stimmzettel mit giiltigen Stimmabgaben wurden nach Abschnitt 3.4.4 weiterbehandelt.

Die Zahl dieser Stimmzettel mit ungiiltigen oder giiltigen Stimmabgaben betrégt

Die Zahl der ungiiltigen Stimmabgaben betragt

JOL

Die Zahl der giiltigen Stimmabgaben betragt

Die Zahl der giiltigen Stimmabgaben nach Abschnitt 3.4.1 Buchst. ¢ und Abschnitt 3.4.3 betrdgt insgesamt |:|
Zur Feststellung der Stimmen wurde eine Zéhlliste gefiihrt. Der Wahlvorsteher verlas aus jedem Stimmzettel die Na-
men der eingetragenen Personen oder, falls ein giiltiger Wahlvorschlag auf dem Stimmzettel vorgedruckt war, der
gekennzeichneten Bewerber, erforderlichenfalls mit weiteren Personalangaben. Der Schriftfiihrer verzeichnete in der
Zihlliste die Stimmen. Ein vom Wahlvorsteher bestimmter Beisitzer tiberwachte die Tatigkeit des Schriftfithrers und
nahm die verlesenen Stimmzettel in Verwahrung. Wurden von einem Mitglied des Wahlvorstandes einzelne Stimmen
fiir ungiiltig gehalten, so wurde hieriiber Beschluss gefasst. Der Wahlvorsteher hat die Entscheidung jeweils bekannt
gegeben und auf der Riickseite des Stimmzettels mit Unterschrift und unter gleichzeitiger Angabe des Abstimmungs-
verhéltnisses die Griinde vermerkt, aus denen die Stimmen giiltig oder ungiiltig sind. Diese Stimmzettel sind wie die
Stimmzettel nach Abschnitt 3.4.3 mit fortlaufenden Nummern versehen worden und der Wahlniederschrift beigefiigt.
Anschlieflend stellte der Schriftfiihrer in der Zihlliste fiir jede Person oder jeden Bewerber unter Kontrolle des Wahl-
vorstehers die erreichte Stimmenzahl fest. Die Zahlliste wurde vom Schriftfithrer und vom Wahlvorsteher unterzeich-
net. Der Schriftfiihrer trug die Ergebnisse in die WahIniederschrift ein.

Das im nachstehenden Abschnitt 4 der Wahlniederschrift enthaltene Ergebnis wurde vom Wahlvorstand als das
Wahlergebnis im Stimmbezirk ermittelt.

‘Wahlergebnis

[Kennbuchstaben fiir die Zahlenangabenl 3

Al Wabhlberechtigte laut Wahlerverzeichnis
ohne Sperrvermerk ,,W* (WahlISchein) ) ...........ccccvueieeiuieieiieeirecieereesre e

A2 Wahlberechtigte laut Wahlerverzeichnis
mit Sperrvermerk ,,W* (Wahlschein) #).............cccovoviiiiiiiiiiiiiicceec e

im Wiahlerverzeichnis insgesamt eingetragene

AL+ A2 WahIDEIECRIGLE ....c.cviiiiiiriccci s
B Zahl der WHRIET..........cooiiiiiiiiiicicccee e
c Ungiiltige Stimmabgaben ..............ccocciviiiiiiiniiiiiccceeeeeene
D Gliltige StIMMAab@ADEN ......c..oouiiiiiiieieiee et
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4.1

5
5.1

Von den giiltigen Stimmabgaben entfielen auf:

Vor- und Nachnamen der Personen und/oder Bewerber — laut Zihlliste — eingetragen; ggf. mit
weiteren Angaben zur Person

Stimmen

Abschluss der Wahlergebnisermittlung

Bei der Ermittlung des Wahlergebnisses waren als besondere Vorkommnisse zu verzeichnen:

Der Wahlvorstand fasste in diesem Zusammenhang folgende Beschliisse:
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5.2 Nur fiir den Fall einer Nachzahlung?
Das (die) Mitglied(er) des Wahlvorstandes
Vor- und Nachname(n)
beantragte(n) vor Unterzeichnung der Wahlniederschrift eine erneute Zahlung der Stimmen, weil
Angabe der Griinde
Darauthin wurde der Zahlvorgang (vergleiche Abschnitt 3.4) wiederholt. Das in Abschnitt 4 der Wahlniederschrift
enthaltene Wahlergebnis fiir den Stimmbezirk wurde
| mit dem gleichen Ergebnis erneut ermittelt.
| berichtigt.”

5.3 Das Wahlergebnis aus Abschnitt 4 wurde als Inhalt der Schnellmeldung iibertragen und auf schnellstem Wege um
|:| Uhr dem Wahlleiter der Gemeinde® iibermittelt.

5.4 Wihrend der Wahlhandlung waren immer mindestens drei Mitglieder des Wahlvorstandes, darunter der Wahlvorsteher
und der Schriftfithrer oder ihre Stellvertreter anwesend. Wahrend der Ermittlung und Feststellung des Wahlergebnisses
waren immer mindestens fiinf Mitglieder, darunter der Wahlvorsteher und der Schriftfiihrer oder ihre Stellvertreter
anwesend. Die Wahlhandlung sowie die Ermittlung des Wahlergebnisses waren 6ffentlich.

5.5 Vorstehende Niederschrift wurde von den Mitgliedern des Wahlvorstandes genehmigt und von ihnen unterschrieben.

Ort, Datum
Die iibrigen Beisitzer
Der Wahlvorsteher
Der Stellvertreter
Der Schriftfiihrer
5.6 Das (Die) Mitglied(er) des Wahlvorstandes

Vor- und Nachname(n)

verweigerte(n) die Unterschrift unter der Wahlniederschrift, weil

Angabe der Griinde
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5.7 Nach Abschluss des Wahlgeschifts wurden alle Wahlunterlagen, die nicht dieser Wahlniederschrift als Anlage beige-
fligt sind, wie folgt geordnet, gebiindelt und verpackt:

Anzahl

Paket(e) Stimmzettelumschldge bei Briefwahl
Anzahl

Paket(e) Stimmzettel mit giiltigen Stimmabgaben
Anzahl

Paket(e) Stimmzettel mit ungiiltigen Stimmabgaben
Anzahl

Paket(e) Wahlscheine
Anzahl

Paket(e) Wahlbriefumschlige

Die Pakete wurden versiegelt und mit der Inhaltsangabe versehen.

5.8 [ Dem Wahlleiter der Gemeinde® wurde unverziiglich

am um Uhr diese Wahlniederschrift mit folgenden Anlagen tibergeben:

Anzahl Stimmzettel, tiber deren Giiltigkeit oder Ungiiltigkeit der Stimmabgabe oder einzelner Stimmen der Wahlvorstand
besonders beschlossen hat und bei Briefwahl zu Wahlen, fiir die eine Wahlberechtigung nicht bestand.

Anzahl
Wahlbriefe, die der Wahlvorstand zuriickgewiesen hat.

Anzahl
Wabhlscheine fiir die nach besonderer Beschlussfassung zugelassenen Wahlbriefe.

Anzahl
Zihllisten

Anzahl
Stimmzettelumschlége bei Briefwahl mit Vermerken {iber fehlende Stimmzettel.

5.9 Der Gemeindeverwaltung wurden/werden iibergeben

- die Pakete wie in Abschnitt 5.7 beschrieben
- sowie alle sonstigen dem Wahlvorstand von der Gemeindeverwaltung zur Verfligung gestellten Gegenstéinde
und Unterlagen.

Der Wahlvorsteher

Von dem Wahlleiter der Gemeinde® wurde die Wahlniederschrift mit allen darin verzeichneten Anlagen
am |:| um |:| Uhr auf Vollstindigkeit tiberpriift und iibernommen.

Unterschrift

" Die Gemeindeverwaltung gibt nur die stattfindende Wahl an.

Nichtzutreffendes streichen.

Wabhlniederschriften und Meldevordrucke sind aufeinander abgestimmt. Die einzelnen Zahlen des Wahlergebnisses sind in die Schnellmel-
dung bei demselben Kennbuchstaben einzutragen, mit dem sie in der Wahlniederschrift bezeichnet sind.

Die Zahlenangaben fiir die Kennbuchstaben und sind der berichtigten Abschlussbeurkundung des Wihlerverzeichnisses zu entneh-
men.

Die berichtigten Zahlen sind in den Abschnitt 4 mit anderer Farbe kenntlich zu machen. Alte Zahlenangaben nicht 16schen oder radieren.
Bei fiir sich stattfindender Landkreiswahl nimmt diese Aufgabe die Gemeindeverwaltung vor.

Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Formular gelten jeweils fiir alle Geschlechter.

e

4

5

6.
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Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkiindung in
Kraft.

Erfurt, den 30. August 2021
Der Minister fiir Inneres und Kommunales

Georg Maier

Vierte Verordnung
zur Anderung der Thiiringer Verordnung zur Ubertragung von
Ermachtigungen und liber Zustiandigkeiten auf dem Gebiet des StraBenverkehrsrechts
Vom 30. August 2021

Aufgrund des § 6a Abs. 5a Satz 5, Abs. 6 Satz 4 und
Abs. 7 des Strallenverkehrsgesetzes (StVG) in der Fas-
sung vom 5. Marz 2003 (BGBI. | S. 310, 919), zuletzt ge-
andert durch Artikel 4 Abs. 9 des Gesetzes vom 7. Mai
2021 (BGBI. | S. 850),

des § 3 Abs. 1a Satz 1 und 2 Halbsatz 1 sowie des § 88
Abs. 1a Satz 1 und 2 Halbsatz 1 der Thuringer Kommu-
nalordnung in der Fassung vom 28. Januar 2003 (GVBI.
S. 41), zuletzt geandert durch Artikel 2 des Gesetzes vom
23. Méarz 2021 (GVBI. S. 115),

des § 7 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 Satz 1 des Verkiindungs-
gesetzes vom 30. Januar 1991 (GBI. S. 2) und

des § 36 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes iber Ordnungswid-
rigkeiten in der Fassung vom 19. Februar 1987 (BGBI. |
S. 602), zuletzt gedndert durch Artikel 23 des Gesetzes
vom 25. Juni 2021 (BGBI. | S. 2099), verordnet die Lan-
desregierung:

Artikel 1

Die Thiiringer Verordnung zur Ubertragung von Erméchti-
gungen und uber Zustandigkeiten auf dem Gebiet des Stra-
Renverkehrsrechts vom 13. Februar 2007 (GVBI. S. 11),
zuletzt gedndert durch Artikel 66 des Gesetzes vom 18. De-
zember 2018 (GVBI. S. 731), wird wie folgt geandert:

1. § 1 Abs. 1 erhélt folgende Fassung:

"(1) Die der Landesregierung Ubertragene Ermachti-

gung zum Erlass von Gebiihrenordnungen

1. nach § 6a Abs. 5a Satz 2 des Stral3enverkehrsge-
setzes (StVG) in der Fassung vom 5. Marz 2003
(BGBI. I S. 310, 919) in der jeweils geltenden Fas-
sung fir das Ausstellen von Parkausweisen,

2. nach § 6a Abs. 6 Satz 2 StVG fir Parkgebihren
und

3. nach § 6a Abs. 7 in Verbindung mit Abs. 6 Satz 2
StVG fur die Benutzung gebuhrenpflichtiger Park-
platze im Sinne des § 6 Abs. 1 Nr. 13 StVG

wird den Gemeinden Ubertragen. Die Gemeinden er-

flllen diese Aufgaben im Ubertragenen Wirkungskreis."

2. § 2 wird wie folgt geéndert:

a) Absatz 3 wird wie folgt gedndert:

aa) Satz 1 Nr. 2 wird wie folgt gedndert:

aaa) Nach Buchstabe a wird folgender neue
Buchstabe b eingefiigt:

"b) die GrofRe Kreisstadt Eisenach, so-
weit sie nicht nach § 3 Abs. 3 des
Eisenach-Neugliederungsgesetzes
vom 16. Oktober 2019 (GVBI. S. 429)
in der jeweils geltenden Fassung auf
die Wahrnehmung der Aufgaben der
StralRenverkehrsbehorde verzichtet,"

bbb) Die bisherigen Buchstaben b bis d wer-
den die Buchstaben c bis e.

bb) In Satz 2 wird die Verweisung "Satz 1 Nr. 2
Buchst. b" durch die Verweisung "Satz 1 Nr. 2
Buchst. c" ersetzt.

Absatz 7 erhalt folgende Fassung:

"(7) Einer Gemeinde mit Gber 10 000 Einwohnern
und héchstens 30 000 Einwohnern soll auf Antrag
die Aufgabe der Straflenverkehrsbehérde nach
der StraBenverkehrs-Ordnung fir alle StraRen mit
Ausnahme der Bundesstral’en Ubertragen wer-
den, wenn die Aufgabenwahrnehmung durch die
Gemeinde keine hoéheren Kosten verursacht, als
nach § 23 Abs. 1 und 1a des Thiringer Finanzaus-
gleichsgesetzes vom 31. Januar 2013 (GVBI. S. 10)
in der jeweils geltenden Fassung erstattet werden.
Die Gemeinde hat das Einvernehmen des Land-
kreises zu der Aufgabenilbertragung nachzuwei-
sen. Antrage nach Satz 1 kdnnen spatestens bis
zum Ablauf des 31. Dezember 2021 gestellt wer-
den. Die als StralRenverkehrsbehérde anerkannte
Gemeinde nimmt diese Aufgabe im Ubertragenen
Wirkungskreis wahr."

Absatz 10 erhalt folgende Fassung:

"(10) Zustandige Stelle fir die Genehmigung von
Ausnahmen nach § 46 Abs. 2 Satz 1 StVO ist das
Landesverwaltungsamt, soweit nichtin § 46 Abs. 2a
StVO etwas anderes bestimmt ist."
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3. § 9 wird wie folgt gedndert:

a)

In Absatz 1 wird die Verweisung "§ 2 Abs. 2 der EG-
Fahrzeuggenehmigungsverordnung vom 3. Febru-
ar 2011 (BGBI. | S. 126) in der jeweils geltenden
Fassung" durch die Verweisung "§ 2 Abs. 2 der EG-
Fahrzeuggenehmigungsverordnung (EG-FGV) vom
3. Februar 2011 (BGBI. | S. 126) in der jeweils gel-
tenden Fassung" ersetzt.

In Absatz 2 wird die Verweisung "§ 37 der EG-Fahr-
zeuggenehmigungsverordnung" durch die Verwei-
sung "§ 37 EG- FGV" ersetzt.

4. § 10 wird wie folgt geandert:

a)

Absatz 2 wird wie folgt gedndert:
aa) Satz 1 wird wie folgt gedndert:

aaa) In Nummer 1 wird die Verweisung "§ 43
Abs. 1 Satz 1 der Fahrzeug-Zulassungs-
verordnung vom 3. Februar 2011 (BGBI. |
S. 139) in der jeweils geltenden Fas-
sung" durch die Verweisung "§ 43 Abs. 1
Satz 1 der Fahrzeug-Zulassungsverord-
nung (FZV) vom 3. Februar 2011 (BGBI. |
S. 139)in der jeweils geltenden Fassung"
ersetzt.

bbb) In Nummer 2 wird die Verweisung "§ 46
Abs. 1 Satz 2 und Abs. 2 Satz 4 der
Fahrzeug-Zulassungsverordnung" durch
die Verweisung "§ 46 Abs. 1 Satz 2 und
Abs. 2 Satz 4 FZV" ersetzt.

ccc) In Nummer 3 wird die Verweisung "§ 47
Abs. 1 der Fahrzeug- Zulassungsverord-
nung" durch die Verweisung "§ 47 Abs. 1
FZV" ersetzt.

bb) In Satz 3 Halbsatz 1 wird die Verweisung "§ 6
Abs. 1 und 4 Nr. 1, den §§ 8 und 10 Abs. 3
Satz 1 und 2 und § 13 Abs. 3 der Fahrzeug-
Zulassungsverordnung" durch die Verweisung
"§ 6 Abs. 1und 4 Nr. 1, den §§ 8 und 10 Abs. 3
Satz 1 und 2 und § 13 Abs. 3 FZV" ersetzt.

b) Absatz 3 wird wie folgt gedndert:

Der Ministerprasident

Bodo Ramelow

aa) In Satz 1 wird die Verweisung "§ 46 Abs. 1
Satz 1 der Fahrzeug-Zulassungsverordnung"
durch die Verweisung "§ 46 Abs. 1 Satz 1 FZV"
ersetzt.

bb) In Satz 2 wird die Verweisung "§ 46 Abs. 3
Satz 1 der Fahrzeug-Zulassungsverordnung"
durch die Verweisung "§ 46 Abs. 3 Satz 1 FZV"
ersetzt.

In Absatz 4 wird die Verweisung "§ 48 der Fahr-
zeug-Zulassungsverordnung" durch die Verwei-
sung "§ 48 FZV" ersetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tage nach der Verkiindung in
Kraft.

Erfurt, den 30. August 2021

Die Landesregierung

Der Minister flr Infrastruktur
und Landwirtschaft

Benjamin Hoff
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	35.	In § 25 Satz 1 Nr. 2 wird die Angabe "Anlage 10" durch die Angabe "Anlage 9" ersetzt. 
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	Thüringer Verordnung über die Wirtschaftsführung und das Rechnungswesen der staatlichen Hochschulen des Landes (Thüringer Hochschulfinanzverordnung -ThürHSFVO-) Vom 20. August 2021
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	1.	§ 3 erhält folgende Fassung:
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	"Anlage


	Artikel 2

	Zweite Verordnung zur Änderung der Thüringer Kommunalwahlordnung Vom 30. August 2021
	Artikel 1
	1.	§ 23 wird wie folgt geändert:
	2.	§ 35 erhält folgende Fassung:
	3.	Dem § 50 werden folgende Sätze angefügt:
	4.	Nach § 53 Abs. 2 wird folgender Absatz 2a eingefügt:
	5. 	Die Überschrift des Siebten Abschnitts erhält folgende Fassung:
	6.	Nach § 54 werden folgende neue §§ 55 und 56 eingefügt:
	7.	Der bisherige § 55 wird § 57.
	8.	Die Inhaltsübersicht wird den vorstehenden Änderungen angepasst.
	9.	Die Anlagen 18 bis 18c erhalten folgende Fassung:
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	Vierte Verordnung zur Änderung der Thüringer Verordnung zur Übertragung von Ermächtigungen und über Zuständigkeiten auf dem Gebiet des Straßenverkehrsrechts Vom 30. August 2021
	Artikel 1
	1.	§ 1 Abs. 1 erhält folgende Fassung:
	2.	§ 2 wird wie folgt geändert:
	3.	§ 9 wird wie folgt geändert: 
	4.	§ 10 wird wie folgt geändert: 
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